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I. Kapitel. 



Das Eisenbahntarifwesen im allgemeinen. 
§ I. Die Eisenbahnen Oberhaupt. 

Wohl die wichtigste Errungenschaft des XIX. Jahrhunderts 
sind die Eisenbahnen, von welchen sich besonders die Loko- 
motivbahnen rasch zu einer ungeahnten Blüte entwickelten und 
heute mehr als die Hälfte des ganzen gewaltigen Weltverkehrs 
an sich gezogen haben. Ein eigenes Rechtssystem hat sich für 
dieses neue Transportmittel entwickelt und findet seinen Aus- 
druck in einer Menge gesetzgeberischer Vorschriften, und pri- 
vater Statuten aller Kulturstaaten; eine reiche Literatur^) zeigt, 
wie sehr die Wissenschaft sich für das Eisenbahnwesen interessiert. 
Mit dem Auftauchen der ersten Eisenbahngedanken entstanden 
zwei Etsenbahnverwaltungssystetne ^ welche fiir den Bau und 
Betrieb dieser Transportanstalten von prinzipieller Bedeutung 
und hohem Einflüsse sind : nämlich das Privatbahnsystent^ zu 
welchem das Staatsbahnsystent im Gegensatze steht. Beide treten 
heutzutage getrennt, oft aber auch in einander greifend auf^). 

Grundsätzlich lässt sich sagen, dass die Eisenbahnen als 
Verkehrswege unter den staatsrechtlichen Begriff der öffentlichen 
Werke fallen und demnach deren Bau und Betrieb Sache der 



*) Lehr, Eisenbahntarifwesen, Berlin 1879, S. 334—336. Ulrich, Das Eisen- 
bahntarifwesen, Berlin 1886, S. 501. Eger, Eisenbahnrechtl. Entscheidungen, heute 
beim XVII. Bande angelangt. 

2) Stürmer, Geschichte der Eisenbahnen, Bromberg 1872. Haberer, Geschichte 
der Eisenbahnen, Wien 1884. 

I 
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Staatsgewalt ist. „Die Rechte des Staates an den Staatsbahnen 
sind der Ausfluss seines Eigentums, die Befugnisse desselben 
gegenüber den Privatbahnen haben den Charakter von staatlichen 
Hoheitsrechten." ') Wenn demnach Private eine Eisenbahn bauen 
wollen, so müssen sie beim Staate um Genehmigung der Anlage 
einkommen, welche aber unter Umständen von diesem verweigert 
oder abgeändert werden kann. Diese staatliche Genehmigung 
heisst allgemein „Konzession" (früher Privilegium) ; in der Regel 
ist mit demselben das Zwangsenteignungsrecht gegenüber Immo- 
bilien, welche die in Aussicht genommene Anlage durchziehen 
soll, verbunden ^), Anders ist es, wenn ' der Staat selbst eine 
Bahn bauen will, hier übt er sein Hoheitsrecht selbst aus und 
kann das Expropriationsrecht direkt anwenden. 

Hinsichtlich des Betriebes kommen heute Regie und Dele- 
gation an Private vor, erstere z. B. bei den Bayerischen Staats- 
bahnen, letztere von Anfang an in Belgien, auch teilweise in 
Holland; in der Schweiz bestanden nur im Kanton Bern Staats- 
bahnen, welche aber durch Fusion in der Privatgesellschaft der 
Jura-Simplon-Bahn aufgingen. Heute besitzt der Staat Neuenburg 
seit 1885 den Jura-Neuchätelois, dessen Betrieb er aber 1899 an 
eine Privatgesellschaft verpachtet hat^). 

Verschieden ist die Kapitalbeschaffung bei den verschiedenen 
Eisenbahnsystemen, bei Privatbahnen geschieht sie durch Aktien- 
zeichnung (in seltensten Fällen durch rein privates Aufkommen); 
ferner durch Subventionen von Staat, Gemeinden und Privaten; 
die Staatsbahnen erhalten dagegen ihr Anlagekapital vom Fiskus. 
J)ie Transportgebühren ^ diese wichtigsten Einnahmequellen der 
Transportanstalten, beruhen auf den Tarifen^ welche hinsichtlich 
der Transportgegenstände sich in Güter- und Personentarife 
(welche letztern in dieser Arbeit besonders berücksichtigt werden) 
unterscheiden. 



^) G. Meyer, Lehrb. des Deutschen Verwaltungs-Rechts, I. Aufl., I 522. 
*) Vergl. z. B. Bundesgesetz über Bau und Betrieb der Eisenbahnen vom 
23. XII. 187a, Art. 1—4 (E. A. I, 7; III, 10; V, 31). 
») E. A. n. F. XVI. Beilage I, 5 und VI, 19. 



— 3 — 

§ 2. Das Tarifwesen im allgemeinen. 

Zwei entgegengesetzte wirtschaftliche Prinzipien beeinflussen 
die Preisbestimmung für den Gebrauch der Transportmittel; 
nämlich das Streben nach privatwirtschaftlichem Reinertrage 
(Dividenden) und das Streben nach blosser Deckung der Selbst- 
kosten. Unhaltbar ist „die Auffassung der Verkehrsmittel als 
freie Genussgüter für jedermann, es ist dies die kommunistische 
Ansicht, welche der gedankenlosen Selbstsucht einiger Benutzer 
entspricht^)". Dass durch die beiden Prinzipien die Höhe der 
Tarife wesentlich beeinflusst wird, liegt auf der Hand, sie lassen 
sich vom herrschenden Verwaltungssystem ableiten. Deshalb 
hat das System, unter welchem eine Eisenbahn entsteht, einen 
gewaltigen und prinzipiellen Einfluss auf ihre Verwaltung und 
Entwicklung. 

Die Eisenbahnen sind nach heutiger Ansicht dem öffentlichen 
Gebrauche (usui publico) bestimmte Strassen. Allerdings gab 
es eine Ansicht, welche sie als res publicae^) bezeichnete. Die 
aus dieser Konstruktion gezogene Folgerung der freien Kon- 
kurrenz verschiedener Transportunternehmungen zeigte sich in- 
dessen als unhaltbar. Wie einleitend bemerkt, ist das Recht 
der Anlage ein Hoheitsrecht, welches ursprünglich an Private 
delegiert wurde. Dieses Vorgehen hatte wohl seinen Grund 
darin, dass man in die Zukunft des neuen Verkehrsmittels 
anfänglich sehr wenig Vertrauen setzte. Man beschränkte sich 
darauf, in den Konzessionen das Trace und die Expropriations- 
verhältnisse festzusetzen, an den Schutz des Verkehrs, an eine 
hoheitliche Regelung der Transportgebühren ^) fing man erst an 
zu denken, als die schlimmen Folgen dieses Uebersehens durch 



*) Röscher, System der Volkswirtschaft, 2. Aufl., III, S. 425. 

2) Dorn, Aufgaben der Eiseubahnpolitik, 1874 „Die Konkurrenz muss auf 
die Schienen selbst hingetragen werden, wenn sie ihre volle Macht voll entfalten 
können, und das Motto der Zukunft im Eisenbahnwesen muss nicht Konkurrenzlinie, 
sondern Konkurrens auf der Linie htiss&ci'* ^ so schrieb man noch 1874! 
^) Schreiber, Das Tarifwesen der Eisenbahnen, S, 60 flf. 
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Misstände (hohe Taxen, Refaktien, Disparitäten, etc.) in ein 
grelles Licht gestellt und so die Notwendigkeit energischeren 
staatlichen Eingreifens fühlbar wurde. Eine einheitliche Leitung 
und planmässige Organisation von Anlage und Betrieb ist eine 
Notwendigkeit, kann aber nur durch die Gemein wirtschaf t ^)^ 
vertreten durch den Staat, nicht aber durch Privatwirtschaft 
herbeigeführt werden. Nur ganz grosse Bahnunternehmer, wie 
z. B. die französischen Grandes Compagnies oder der Staate 
wenn sie über ein ausgedehntes Netz verfügen, sind in der Lage^ 
auch bei schlechter Lokalrendite das finanzielle Gleichgewicht 
zu bewahren. Meistens gehen kleinere Bahnunternehmungen 
allmählich in den grossen auf ^), oft gehen sie schon im Werden 
zu Grunde^). Wenn es auch früher unterlassen wurde, so be- 
gann man doch bald den Konzessionen eine Klausel einzuverleiben, 
welche dem Staate ein Rückkaufsrecht sicherten ; der Rückkauf 
kann „konzessionsgemäss" oder „freihändig" erfolgen, auch durch 
Heitnfall (St. Ludwig -Basel, Konzession 4. Januar 1841) durch 
einfache Konzessionsendigung oder durch Konventionalstrafe *) 
kann der Staat die Bahnen erwerben. 

Die Tarifbestimmungen waren, da wo sie nicht überhaupt 
fehlten, ursprünglich selten positiver Natur, erst ganz allmählichy 
nachdem die Willkür der Privatbahnen bittere Erfahrungen ge- 
zeitigt hatte, fing man an, (immer noch etwas zögernd) Tarif- 
vorschriften zu erlassen und Kontrollbehörden aufzustellen^). 

Die Tarife selbst sind Transportpreisverzeichnisse ^ welche zu- 
gleich auch andere als rein finanzielle Transportbedingungen 
enthalten. Von ihnen wird allgemein verlangt, dasssie: i. öffent- 
lich bekannt^ 2. möglichst einfach und übersichtlich^ 3. billige 



1) Ulrich, Eisenbahntarifwesen §§ 2—5, S. 3 fif. 

2) Rückkaufsbotschaft vom 25. März 1897, S. 17 — 29. 

') Bartholomy, Lettre ä un Deput^, 1842; Les Chemins de fer et TArm^e,. 

1842; V. Mecklenburg - Strelitz , Grundzüge der französischen Eisenbahnpolitik^ 

Leipzig 1882. 

*) Reinitz, Das Rechtsverhältnis zwischen Staat und Eisenbahn in Österreich^ 
S. 66. 

*) Lehr, S. 22 — 26. Schreiber, S. 30 ff. 
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4- stetig und 5. gleichntässig för jeder^fnann seien. Diese den 
Gemeininteressen entsprechenden Anforderungen laufen den Inter- 
essen einzelner Bauunternehmer (Aktiengesellschaften) nicht 
zum mindesten parallel ^), da diese nicht nur bemüht sind, ihre 
Selbstkosten zu decken, sondern einen möglichst hohen Rein- 
gewinn zu erzielen suchen. 

Bei den Staatsbahnen ist am meisten Garantie dafür vor- 
handen, dass diesen allgemeinen Anforderungen entsprochen 
wird, ausgenommen dürfte wohl die Billigkeit sein, welche zwar 
bei den meisten, nicht aber bei allen Staatsbahnen (schweizerische 
Bundesbahnen) besteht. Es hängt dies vom finanztechnischen 
Standpunkte ab, auf welchem die Staatsbahft dem Fiskus gegen- 
übersteht. Ganz fiskalische Bahnen haben hinsichtlich der Trans- 
portgebühren grössere Freiheit, dieselben niedriger zu halten, 
da Ausfalle durch den Fiskus gedeckt werden (z. B. deutsche 
Militärbahnen). Höher tarifieren müssen diejenigen, welche zwar 
Selbstverwaltungskörper im Staatsbetriebe sind, aber diesem z. B. 
eine Steuer entrichten müssen (Preussen). Am wenigsten Kon- 
zessionen im Sinne der Billigkeit sind die reinen Selbstver- 
waltungskörper, wie die schweizerischen Bundesbahnen, zu machen 
im Falle. Die letztern sind hinsichtlich ihres Risikos den Privat- 
bahnen fast gleich zu stellen, bei ihnen fallen die eigenen Inter- 
essen (zum mindesten Deckung der Selbstkosten) bei letztern 
diejenigen der Aktionäre in die Wagschale. Die Vorwürfe, 
welche unsern Bundesbahnen und früher den Direktoren der 
Privatgesellschaften gemacht wurden und noch gemacht werden, 
^ind diesen gegenüber gewiss nicht gerechtfertigt, beide tragen 
keine Schuld daran, dass die Gemeininteressen den ihrigen nach- 
gestellt werden, ihre Tarifpolitik ist durch das System geleitet, 
das sie beherrscht. 

§ 3. Die Tarifsysteme. 

Wir treten auf die sehr auseinandergehenden Auffassungen 
dieses Begriffes an sich nicht näher ein, sondern schliessen uns 



*) Schreiber S. 26. 
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in unserer kurzen Darstellung im allgemeinen den von Geräts 
und Ulrieh in Roll, Encyclopädie des gesamten Eisenbahnwesens*) 
niedergelegten Ansichten an. 

I. Das Raufnsystent, Es beruht im wesentlichen auf der 
Verschiedenheit der Transportleistungen. Je nach Anlage und 
Betrieb einer Eisenbahn schwanken die Selbstkosten bedeutend 
und sind nur innerhalb derselben Unternehmung, hinsichtlich 
derselben Transportobjekte im allgemeinen konstant. Sie bilden 
den ersten wichtigsten und festen Tarif bestandteil , welcher 
durch die Transportkosten hinsichtlich seiner Höhe beherrscht 
wird. Als weiterer Tarifbestandteil fallt die „tote Last** bedeu- 
tend in Betracht; sie besteht im Rollmaterial (Tara), welches 
hinsichtlich Tragkraft und Schnelligkeit verschiedene Leistungen 
aufweist. Besonders im Güterverkehr fallt die Tara bedeutend 
ins Gewicht, heute, wo an das Rollmaterial kolossale Anforde- 
rungen gestellt werden, müssen sich die Bahnen massiv gebaute 
Wagen verschaffen und sehr oft sind die Transporte in keinem 
Verhältnis mit der toten Last, welche mitgeführt werden muss. 
In den ersten Anfangen des Eisenbahnwesens begnügte man sich 
mit einer Tragkraft von 5000 kg., heute sind im Verein Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen 10,000 kg. normal, und Wagen von 
30 Tonnen keine Seltenheit. Die schweren Wagen bieten den 
Vorteil, dass sie mehr Lasten befördern können, so dass die 
Betriebskosten nicht mit dem Gewichte der toten Last propor- 
tional wachsen. Erheblich ist hier, dass bei vielen Gütern das 
Gewicht in keinem Verhältnisse zum benützten Räume steht 
(„sperrige Güter**) z. B. Maschinen, Vieh. Doch ist es nicht 
unsere Aufgabe, weiter auf das Güterverkehrswesen einzutreten^). 
Hinsichtlich des Personenverkehrs kommt das Raumsystem in 
ziemlichem Umfange, jedoch nicht selbständig zur Anwendung. 
Die Einheitssätze der Tarifklassen werden festgesetzt nach dem 
dem Reisenden zur Verfügung gestellten Räume, bezw. nach der 
Personenzahl, welche sich in einem Wagen der betreffenden 



*) IV. 1908— 191 2 u. v. 2602 — 2603. 

^) Näheres, speziell über Berechnungsarten, Roll VII 5163 u. Lehr S. it ff. 
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Klasse unterbringen iässi (nicht tatsächlich von Fall zu Fall 
untergebracht wird). Können z. B. in einem Wagen II. Klasse 
40, in einem IL Klasse 32, in einem I. Klasse 20 Personen be- 
fördert werden, so muss bei Anwendung des Raumsystems der 
Einheitssatz für. die II. Klasse fünfviertelmal, für die I. Klasse 
zweimal soviel betragen als der Einheitssatz der III. Klasse. 
Beim Raufnsyste^n wird somit grundsätzlich der vom Transport- 
Objekte beanspruchte Raum. (Bequemlichkeit) in Berechnung 
gezogen, 

2. Das Wertsystem, Selbständig kommt es nirgends zur 
Anwendung, ist aber im Güterverkehr gerade so wichtig wie 
das vorhergehende und tritt deshalb immer mit diesem zusammen 
auf. . Es geht von dem wirtschaftlichen Prinzip aus, dass die 
Transportmöglichkeit der gerin gwärtigen Massengüter niedrige 
Frachtsätze fordert^ während höherwertige Güter auch bei höherpt 
Sätzen beförderungsfähig sind. Während beim Raumsystem die 
feste Tara zur Berechnung grundlegend ist, wird hier der ver- 
änderliche Tarifbestandteil — die Selbstkosten — massgebend. 
Auch kann hier das Preisgesetz des Verkehrs einwirken, nämlich 
die Notwendigkeit, zur möglichsten Verminderung der Selbstkosten 
für die einzelne Leistung eine Massennutzung der Eisenbahn 
herbeizuführen. Die Werttarifierung lässt sich schon bei den 
Transportanstalten des Altertums und des Mittelalters nachweisen, 
da die Wirtschaftsprinzipien als solche so alt sind wie die Volks- 
wirtschaft selbst. 

3. Das gemischte System ^). Dieses vereinigt in sich das 
Gute und Praktische der beiden vorerwähnten Systeme und im 
Güterverkehr kommt es in der heutigen Warenklassifikation, im 
Personenverkehre im ganzen Transportwesen zum Ausdrucke. 
Während im Güterverkehr die Eisenbahnunternehmung die zu 
transportierende Ware hinsichtlich ihrer Zahlungsfähigkeit schätzt, 
d. h. sie mit dem einschlägigen Taxbareme vergleicht und unter 
Berücksichtigung von Gewicht, Raum, Transportart, Schnelligkeit 
und Distanz den Transportpreis ausrechnet, schätzt der Reisende 



1) Roll, IV. 19 10. 
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sich in dieser Hinsicht selbst, indem er sich zum Transporte in 
einer bestimmten von ihm frei gewähhen Wagenklasse meldet. 
Die Eisenbahn rechnet alsdann an Hand seiner Erklärung über 
Klasse und Reiseziel (nähere Reisebedingungen) den Fahrpreis 
aus. Die Theorie hat die Behauptung aufgestellt, dass derjenige, 
welcher eine Reise beabsichtigt, den voraussichtlichen ökono- 
mischen Erfolg derselben ins Auge fassend sich eine teurere 
oder billigere Fahrt gestattet. In praxi wird dies wohl kaum 
vorkommen, einige ganz seltene Fälle ausgenommen. In erster Linie 
fallen für den Reisenden seine ökonomischen Verhältnisse, seine 
gesellschaftliche Stellung und in letzter Linie seine persönliche 
Bequemlichkeit in Betracht. Im heuligen Eisenbahnwesen, in 
welchem Ausnahmetaxen zur Regel geworden sind*), ist, wie 
wir später sehen werden, für alle Vermögensverhältnisse reichlich 
gesorgt. Gerade die Schweiz geht angesichts ihrer verhältnis- 
mässig hohen Normalsätze in entgegenkommendster Weise voran. 
„Es gibt kein Land der Erde, in welchem der Reiseverkehr 
so überaus reich an allen möglichen Erleichterungen ist. Vom 
vornehmen Reisenden, welcher bequem in seinem eigenen oder 
gemieteten Salonwagen reserviert und behaglich das Land durch- 
fährt (die neueste Phase des Grossbesitzes), bis zum einfachsten 
Arbeiter, welcher nach Feierabend auf Grund seines äusserst 
ermässigten Arbeiterbillets seinem ländlichen Heime zufährt und 
sich dabei wohl und glücklich fühlt, für alle, alle ist gesorgt. 
Die künftigen Bundesbahnen können genau genommen im Per- 
sonentarifwesen selbst nicht mehr viel Neues schaffen oder er- 
finden, und darf mehr nur ihre spekulative Tätigkeit auf eine 
zweckmässig zentralisierte Ausbildung des Fahrplanwesens ge- 
wendet werden ^). 



^) Die N.-O.-B. allein (!) hat für annähernd 1400 Relationen in ihrem internen 
Verkehr Ausnahmetaxen. Vergl. Personentarif von 1897, S. 117 — 135. Abonne- 
ments, Rundreisebillets nicht mitgerechnet! 

*) Zuschrift von Hrn. Direktor Bronner, Chef des Kommerziellen Bureaus der 
S.-C.-B. in Basel. 
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§ 4. Die Tarifarten. 

Bevor wir auf diese eintreten, erübrigt uns eine Frage kurz 
zu erwähnen. Man spricht viel von Zonen- und StafFeltarifsystem ^), 
als selbständige Systeme, beide sind aber nur eine besondere 
Art dep Preisfestsetzung! In der Regel wächst der Fahrpreis 
mit den Entfernungen, infolge einfacher Multiplikation der Distanz- 
einheit mit dem konstanten Normalsatze (Entfernungstarif); da 
aber der Transport auf grosse Strecken verhältnismässig weniger 
Kosten verursacht, als auf kurze, hat man verschiedene Versuche 
angestellt und durchgeführt, indem man die Einheitsentfernungen 
über das gewöhnliche Mass hinaus verlängerte, z. B. auf lo oder 
50 km, und für diese grösseren Einheiten, je mehr sie steigen, 
verhältnismässig billigere Taxen berechnet als für kürzere Strecken. 
Das geht fort bis zu einer gewissen Maximaldistanz, über welche 
hinaus der Taxsatz nicht mehr steigt, sondern konstant bleibt^). 
Die Zonentarife setzen ein zentral angelegtes Eisenbahnnetz voraus 
(UngarJi-Budapest), während die Staffeltarife von einer jeden 
Station ausgehen. Brennend wurde die Einführungsfrage solcher 
Tarife schon 1840, bei Durchführung der Rowland Hillschen Post- 
reform, welche neben andern Reformen an die Stelle der nach 
einfachen Entfernungen wachsenden Sätze einen niedrigem Ein- 
heitssatz für alle Entfernungen (unter Festhaltung einiger weniger 
Gewichtsstufen) ansetzte. Dieser Grundsatz hat sich im Post- 
wesen die Welt erobert^)! Andere Vorschläge machten der 
Engländer Raphael Brandon^) 1864, indem er nur eine Klasse 
aufstellen wollte, Dr. William Scharling, ein Däne 1867*^) ^^^ 
die Abschaffung des Entfernungstarifs verlangte. Von Bedeutung 



*) Lehr 198 — 328. Ulrich, Personentarifreform und Zonentarif 1892, S. 9 fF. 

*) Eine kurze und klare Darstellung findet sich bei Lotz, Verkehrsentwicklung 
in Deutschland, S. 80 u. fF. und in. Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen, 
Berlin 1891, Bd. 28, S. 12 ff. 

*) Hieher auch Lotz, Verkehrsentwicklung- in Deutschland 1800— 1900, S. 7. 
(Aus Natur und Geistesleben, Bd. 15, Leipzig 1900.) 

*) Ulrich, Personentarifreform, S. 13. 

*) a. a. O., S. 12. 
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ist der Vorschlag von Dr. Fr. Perrot 1869 *), der zwei Zonen 
(richtiger wäre der Ausdruck „Staffeln") vorschlug; dieses Prin- 
zip ist denn auch bei vielen Bahnen im Personenverkehr durch- 
geführt worden, so in der Schweiz. Aehnlich waren die Vor- 
schläge von Hertzkas ^) und Engels ^) (3 Zonen). Ueberall wollte 
man den Ausfall durch eine aus der Reform resultierende Ver- 
kehrssteigerung decken. Wir bemerken hier, dass wir Zonen- 
und Staffeltarife dem Begriffe Differentialtarife unterordnen. 

Ueber die Tarifarten selbst besteht eine nicht geringe Mei- 
nungsverschiedenheit, einerseits über Charakter und Abgrenzung, 
andererseits über ihre Anzahl. Wir schliessen uns folgender 

Einteilung an*): 

1. Maximal tarife, 

2. Differentialtarife, 

3. General- und Spezialtarife, 

4. Refaktien. 

I. Die Maxtntaltarife^) bedeuten einerseits die äusserste Grenze 
der Leistungen der Transportanstalt gegenüber dem Befrachter 
bezw. Reisenden um ein bestimmtes Geldäquivalent; andererseits 
— und das ist die allgemeinere Begriffsauffassung — sind die 
Maxifftaltarife der Inbegriff derjenigen Bestimtnungen^ welche den 
höchsten Preis festsetzen^ den die Transportanstalt für eine be- 
stimmte Transportleistung zu verlangen ermächtigt ist^). Unter 
diesen Ansatz zu gehen, steht ihr — unter gewissen Vorbehalten 
(§ 9) — f^^^ darüber hingegen darf sie nur mit Genehmigung 
der zuständigen Amtsstelle gehen. Diese allgemeine Tariffest- 
setzung ist kraft Hoheitsrecht Sache des Staates ''). Die Maximal- 

*) a. a. o., S. 14—16. 

2) Ulrich, S. 16; nur eine Klasse und nur zwei Zonen: Naheverkehr bis 30km, 
Femverkehr darüber (nur innerhalb Oesterreich). 

8) a. a. O., Seite 17 und 18. 

*) Meili, Vorlesungen über modernes Verkehrs- und Transportrecht, § 12 II. 

^) Ueber Entstehung der Maximaltarife. Schreiber, das Tarifwesen der Eisen- 
bahnen 60 — 62. 

^) Lehr 38. Haushofer, Grundzüge des Eisenbahnwesens 1879, 3^2. 

') S. Kaiser, die Rechte des Staates in Eisenbahnangelegenheiten der Schweiz, 
Zürich 1861, 
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tarife des Personenverkehrs enthalten die nach Klassen abge- 
teilten ziffermässig angeführten Transportsätze. Man hat die 
Nützlichkeit der amtlichen Festsetzung der Maximalsätze be- 
zweifelt, weil sie sich bei steigender Konkurrenz • als belanglos 
erwiesen haben, doch sind sie als einziges Schutzmittel gegen die 
Ausbeutung des Monopols gegenüber der Verkehrswelt unent- 
behrlich. Diese Maximalsätze weichen besonders in den Ländern 
des Privatbahnsystems ganz bedeutend von einander ab. 

2. Die Differentialtartfe. Wohl kein Begriff im Tarifwesen 
ist so bedeutungsvoll und zugleich so verschieden interpretiert 
worden, wie der der Differentialtarife. Fast jeder Autor hat 
darüber seine eigene Idee. Die Verwirrung kommt wohl aus 
der Sturm- und Drangperiode der deutschen Eisenbahnpolitik, 
aus den 60 er Jahren. Damals war das Wort „Differentialtarif*' 
Schlagwort geworden. Die Schriften der damaligen Zeit — es 
gibt deren eine Unmenge — fallen über diese Tarife her, ohne 
gegenseitig im Klaren zu sein, was sie darunter verstehen. Fast 
darf man sagen, dass Differentialtarif und unlauterer Wettbewerb 
in der damaligen polemischen Literatur synonyme Ausdrücke 
waren. Lehr stellt die Definitionen, wenigstens die hauptsäch- 
lichen, in seinem „Eisenbahntarifwesen und Eisenbahnmonopol" ^) 
zusammen. Zwei Gruppen lassen sich unterscheiden, nämlich: 

d) Unter Differentialtarif im eigentlichen Sinne des Wortes 
versteht man jede Abweichung von den Normalsätzen, nach 
welchen ein bestimmter Gegenstand oder eine Person auf einer 
bestimmten Normal- oder Einheitsentfernung (km. Stunde) be- 
fördert wird. Immer ist nach dieser Definition der Differential- 
tarif eine Ausnahme von der RegeP). Dieser Auffassung folgen 
Varnbühler, Friedenthal Krönig, Schmidlin, u. a., daneben auch 
eine merkwürdig grosse Anzahl von Eisenbahnpraktikern. Diese 
Definition hat aber keinen Anspruch auf Wissenschaftlichkeit. 

b) Die heute ziemlich allgemeine wissenschaftliche Definition 
geht dahin, dass bei einem und demselben Artikel (Klasse) auf 



^) S. 280 ff. 

2) Ulrich, Eisenbahntarifwesen, § 25, S. 68. 
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der gleichen Linie för längere Strecken ein geringerer Trans- 
portsatz pro Zentner- bezw, Personenkilonteter berechnet wird als 
ßi,r kürzere^). Einer der ersten, welcher für diese Auffassung 
auftrat und sie wissenschaftlich begründete, ist Michaelis (Volks- 
wirtschaftliche Schriften, Bd. I, S. 42 — 93, Berlin 1873). Im Güter- 
verkehre können auch wachsende Gewichtsmengen eine Differen- 
zierung verursachen. Aus dem Gesichtspunkte der Analogie 
könnte man im Personenverkehr Gesellschaftsbillets hieher rechnen. 
Eine Unterart dieser Differentialtarife sind nun die Zonen- und 
Staffeltarife, die Begriffe decken sich auch fast ganz. Die fran- 
zösische Literatur und Praxis bezeichnet sie ganz ausdrücklich als 
„tarifs differentiels", welcher Auffassung wir uns auch anschliessen, 

3. Die General' und die Spezialtarife^ erstere sind solche, 
welche für ein einheitliches Gebiet allgemein gültige Sätze ent- 
halten (anderer Ansicht ist Duverdy^), dessen Auffassung sich 
ziemlich mit der unsrigen vom Normaltarif deckt); als solche 
können z. ß. die Tarife von Staatsbahnnetzen, welche straff 
zentralisiert sind, wie das ungarische angesehen werden. Die 
Spezialtarife normieren die Transportbedingungen für einzelne 
Güterarten und Personen in konkreten Fällen und enthalten Tax- 
ermässigungen ohne Bevorzugung Einzelner^). 

Die Refaktien (Bonifikation, Frachtnachlässe, Rabattarife, 
Detaxe) sind verschiedener Art. Vorab gibt es erlaubte und ver- 
botene. Es sind immer Ermässigungen zu Gunsten einzelner Spe- 
diteure^ Frachtaufgeber (Reisenden) und sie beruhen auf Spezial- 
abkommen^). Die französische Praxis kennt für Refaktien den 



^) Duverdy, Traite pratique et juridique de Tapplication des Tarifs, No. 56. 
„La denomination de tarifs differentiels seit ä designer des tarifs sp^ciaux qui pour 
une meme nature de marchandise varient, soit en raison de la quantite livree par 
Texpediteur, soit en raison des distances ä parcourir^ soit en raison du sens dans 
lequel le transport s'efFectue, ou bien encore suivant la provenance ou la destination 
de la marchandise." 

*) Duverdy, Nr. 51. „Un tarif qui abaisse ainsi pöur tout le monde sans 
conditions le prix du tarif maximura, s'appelle „tarif general'\ 

') Duverdy, Nr. 65. Lehr, S. 228. Schreiber, S. 179. 

*) Haushofer, § 199, S. 323. Ulrich, S. 85. 
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Begriff „tarifs speciaux** *). Alle Refaktien (wir ziehen sie unter 
den Begriff „Ausnahmetarife" zusammen, sofern sie gesetzlich er- 
laubt sind) involvieren eine Vergünstigung. Ganz zutreffend nennen 
die Franzosen sie zuweilen „tarifs conditionels**. 

Uns interessieren hier speziell die geheimen Vergünstigungen, 
welche im engern Sinne „Refaktien" genannt werden. Wir haben 
oben bemerkt, dass von Tarifen hauptsächlich Publizität verlangt 
wird ; diese Verstössen dagegen und sind im Eisenbahnrecht ver- 
pönt, sie sind ein Auswuchs des Privatbetriebes, und sie haben 
besonders im Güterverkehr Bedeutung. Früher grassierten sie 
in England 2), heute besonders in Amerika ^). In den kontinentalen 
Staaten germanischer Kultur sind sie heute ziemlich verschwunden, 
in den romanischen Ländern treten sie jedoch noch ziemlich 
häufig auf. Eine Umfrage bei den Instanzen der von Eisen- 
bahnen durchzogenen Kantone förderte einen einzigen Fall zutage 
Er betrifft eine Krahnenbenutzungsgebühr auf der bernischen 
Station Münster. Der Anspruch auf Rückvergütung wurde durch 
Urteil des Obergerichtes Solothurn vom 27. März 1897 ^^ nichtig 
erklärt unter Zugrundelegung des Art. 1 1 des Transportgesetzes 
und § 66 des Transportreglementes und Art. 11 des inter- 
nationalen Uebereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr ^). 
Wenn die Privatbahnen sich in der Schweiz besonders früher in 
Tarifsachen oft etwas despotisch verhielten, so ist doch ihre 
loyale Qt^^^dSisfuhrung anzuerkennen ; F'älle von geheimen Ver- 
günstigungen sind gewiss auch vorgekommen und nicht entdeckt 
worden, es werden aber im Verhältnisse zu andern Staaten nur 



*) Duverdy, Nr. 52 und 52. 

*) Reitzenstein, S. 37 ff. Cohn, Seite 45 ff. 

*) Kupka, S. 298. Verschiedene Fälle von v. d. Leyen, Die nordamerikanischen 
Eisenbahnen, S. 157 — 159, 351. Die Central-New-York-Hudson River Bahn schloss 
in einem Jahre an 6000 solcher Geheimverträge ab. 

*) Transportgesetz, Art. 11: „ . . . Jedes P/7Z'dJ/übereinkommen, wodurch 
einem oder mehreren Absendern eine Preisermässigung gegenüber den Tarifen ge- 
währt werden soll, ist verboten und nichtig." Neue Eisenbahn-Verkehrsordnung § 73: 
„Jede Preisermässigung oder sonstige Begünstigung gegenüber den Tarifen ist 
verboten und nichtig." 
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wenige gewesen sein. Aus Italien bringe» die Zeitungen hie 
und da Nachrichten von Refaktienprozessen. Mit dem Wachsen 
der Staatsgewalt in Eisenbahnsachen scheinen aber die Refaktien 
auf den Aussterbeetat gekommen zu sein. 

§ 5. Normaltarife und Ausnahmetarife. 

Die eben angeführten Tarifarten lassen sich in zwei Gruppen 
zusammenfassen: nämlich in die der Nonnaltanye^ welche im 
Gegensatze steht zu derjenigen der Ausnahntetarzfe, Mit dieser 
Einteilung stehe ich, wie es scheint, ziemlich vereinzelt da, doch 
halte ich sie, nachdem ich die übrigen, welche unter sich be- 
deutend abweichen *) und meist ganz verworren sind, verglichen 
habe, für die einfachste und klarste. 

Wir verstehen unter Normaltarife bezw. Normalsätzen ^) die- 
jenigen, welche auf einem ganzen Gebiete (Netz, Staat, sogar 
selbständig konzessionierter Teilstrecken), welches durch eine 
Konzession oder einen gleichwertigen Akt mit Tarifvorschriften 
beherrscht wird, gleichmässig angewandt werden müssen. Klar 
ist, dass für ein solches Gebiet ein einfacher Entfernungstarif 
(schweizerische Netze), ein Differentialtarif (Oesterreich und Un- 
garn) eventuell sogar ein internationaler Tarif normal sein kann. 
— Die Ausnahmetarife dagegen, welche sich mit dem Begriffe 
Spezialtarife vollkommen decken, beziehen sich auf konkrete 
Fälle, welche in den Normalsätzen nicht vorgesehen sind, und 
enthalten immer Abweichungen von denselben gewöhnlich in 
Form einer Verbilligung, Oft sind diese Sätze generell in den 
Konzessionen und Gesetzen vorgesehen, meistens werden sie 



*) Vielfach wird die folgende ganz inkonsequente Gruppierung angenommen : 
Ausnahme-, Spezial-, Differentialtarife, Refaktien, ferner auch Ausnahme-, Saison-, 
Richtungs- und Spezialtarife etc. 

*) Der Ausdruck „ Normalsätze " hat freilich im Eisenbahnrechte noch eine 
andere Bedeutung. Man versteht darunter auch die Beträge, welche die Höhe der 
Entschädigung fiir Beschädigung, Verlust etc. auf Eisenbahntransporten bestimmen. 
Vgl. z. B. Fick. Die schweizerischen Rechteinheitsbestrebungen, S. 128. 
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jedoch von Fall zu Fall aufgestellt, doch in dem Sinne, dass es 
sich dann um eine — wenn man so sagen darf — quasi prä- 
judizielle Erledigung dieser oft vorkommenden Fälle handelt. 
Die Zulässigkeit der Ausnahmetarife ist natürlich auch von der 
Vorlage, Genehmigung und Publikation abhängig. Der Umstand, 
dass sie Transportverbilligungen enthalten, erleichtert an sich die 
Transportanstalt auch keineswegs in ihrer Haftpflicht. 



II. Kapitel. 

Das Recht der Tarife mit 
besonderer Berücksichtigung des Personenverkehrs. 

Die juristische Praxis. 

§ 6. Der Erfolg der bisherigen Bemühungen fOr ein 
internationales Eisenbahnrecht. 

Das Recht der Tarife ist ein Gebiet, auf welchem die juri- 
stische Praxis keine besonders reiche Tätigkeit entwickelt hat; 
obschon Verwaltung und Rechtspflege vielfach in einander 
greifen. Wenn auch ursprünglich die Tarifbestimmungen, wie 
wir später sehen werden, in Eisenbahngesetzen meist ganz, und 
in Konzessionen sehr oft weggelassen wurden, so hat doch die 
heutige Gesetzgebung energisch mit positiven Normen einge- 
griffen. In den grossen Hauptzügen des Tarifrechts herrscht 
heute eine Einheitlichkeit, welche ihm, wenn auch nicht de jure, 
so doch de facto eine Art Internationalität verliehen hat. Bis- 
her hat nur der Güterverkehr durch das „ Uebereinkontmen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr'^ vom 14. Oktober iSpo *) eine inter- 
nationale prinzipielle Regelung gefunden, ohne dass jedoch da- 
durch eine materielle Uebereinstimmung der Tarife geschaffen 
worden wäre. Die internationalen Tarife waren bisher aus den 
territorialen kombiniert und von den interessierten Bahnverwal- 
tungen gemeinsam publiziert. Das Uebereinkommen von 1890 
bezieht sich nicht auf den Personenverkehr; doch sind in ihm 
Rechtssätze niedergelegt, die auch allgemein-tarifrechtlicher Natur 
sind. Verschiedene Versuche sind gemacht worden, um auch 



*) E. A. XII. 152, 179, I98, 208, 223, 225, 227, 229. 



— i; — 

eine Einheit bezüglich des Personenverkehrs herbeizuführen, in- 
dessen ist dies bis jetzt. noch nicht gelungen ^). 

§ 7. Die legalen Grundlagen des Tarifrechts. 

a) Von konstitutiver Bedeutung für das Tarifwesen wie für 
die Privatbahnen überhaupt, sind die Konzessionen, Ohne 
dieselben kann eine Privatbahn nicht gebaut und noch viel 
weniger betrieben werden. Anfänglich fehlten sehr oft in den 
Konzessionen Tarifvorschriften, wir sehen dies ganz besonders 
bei den ersten kantonalen, schweizerischen Konzessionen. Oft 
wurde, gewiss mit Absicht, von den Gesellschaften, um freie 
Hand zu behalten, in den Entwürfen, welche sie damals meist 
selbst aufstellten, der Tarifparagraph ausgelassen. Die Staats- 
behörde selbst bemerkte dies oft nicht, oder wagte nicht ein- 
zugreifen. 

Es besteht eine Kontroverse über die Frage der Rechts- 
natur der Konzession. Die Privatwirtschaft suchte sie als „Ver- 
trag" im Sinne des Privatrechtes zu interpretieren ^). Die Schweiz. 
Bundesrat opponierte aber in seiner „Botschaft" vom i6. Brach- 
monat 1871 hiergegen und machte geltend, dass die Konzessionen 
Akte der Staatshoheit seien, „Der Staat pazisziert nicht mit der 
Eisenbahngesellschaft ; er macht allerdings der Privatindustrie 
gewisse Zusagen, welche ihr ermöglicht, die geschäftliche Seite 
ihrer Unternehmungen in Sicherheit zu begründen, allein er denkt 
nicht daran, sich in der Ausübung seines eigenen Hoheitsrechtes 
den Privaten gegenüber im geringsten zu beschränken, ja es wäre 
zu einer solchen Entäusserung der staatlichen Hoheitsrechte gar 



*) Literatur über intern. Einigungsversuche, vergl. Meili, „Das Recht der 
modernen Verkehrs- und Transportanstalten, S. 76 ff. 

2) Rüttimann, Rechtsgutachten über die Frage, ob die Konzessionen Privat- 
rechte begründen, Zürich 1870. Blumer-Morel, Bundesstaatsrecht II, 84, 85 ff. und 
II, 2. 133. Eine gleiche Auffassung besteht heute noch in Amerika. Küpka, Ver- 
kehrsmittel der Vereinigten Staaten von Nordamerika, 293. „Die Charters waren 
einfache Kontrakte zwischen den Staaten und den Eisenbahngesellschaften.. ." Vergl. 
auch von der Leyden: Die Nordamerikanischen Eisenbahnen, S. 66—119. 
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keine Staatsbehörde befugt" ^). In der Schweiz erfolgt heute 
die Genehmigung einer Konzession auf Antrag des Bundesrates 
(Eisenbahndepartement) durch die Bundesversammlung, auch in 
den übrigen kontinentalen Staaten ist ein staatlicher Akt not- 
wendig. In England ist sogar eine „lex specialis" ^) erforderlich 
mit vorhergehenden umständlichen Untersuchungen und Plai- 
doyers über Zweckmässigkeit etc., welche zuweilen einen be- 
deutenden Teil des Anlagekapitals in Anspruch nehmen. Eigen- 
tümlich ist, dass in Frankreich dem Staat der Grund und Boden, 
auf welchem Eisenbahnen angelegt sind, gehört, während die 
Gesellschaften dort nur Privateigentum mit Rücksicht auf den 
Oberbau und das Rollmaterial haben. Trotz der Delegation des 
Hoheitsrechtes behält sich der Staat ein Kontrollrecht vor, 
welches auf dem Kontinente hinsichtlich der Tarife je nach der 
staatlichen Auffassung verschieden beschaffen ist. 

b) Für Staatsbahnen bestehen Tarifgesetze,, oder es werden 
anlässlich der Verstaatlichung von Privatbahnen, deren Kon- 
zessionen „zusammengelegt" und so die Tarife vereinheitlicht, 
vielfach haben die Tarifgesetze, z. B. das italienische, auch Geltung 
für die Privatbahnen. Die Staatsgewalt ist ex jure befugt, auf 
dem Verordnungswege Tarifbestimmungen zu erlassen. Ver- 
kehrsordnungen, Transportreglemente etc., welche von Eisenbahn- 
verbänden ausgearbeitet sind, bedürfen der Staatsgenehmigung. 

c) Wichtiges Material enthalten die amtlichen Entscheidungen 
der Gerichte,, staatlichen Aufsichtsbehörden etc. Eine reichhaltige 
Sammlung solcher Präjudikate ist diejenige von Eger,, „Eisen- 
bahnrechtliche Entscheidung", heute beim 17. Bande angelangt, 
welche wir besonders benützt haben (mit „£"" zitiert). Die amt- 
lichen Entscheidungen des schweizerischen Bundesgerichtes bringen 
äusserst selten tarifrechtliche Urteile^), dasselbe gilt auch bezüg- 
lich der kantonalen Ober- und Handelsgerichte, so dass wir 
fast ausschliesslich auf die deutsch-österreichische Praxis ange- 
wiesen sind. 



») B.-Bl. 1871, II 655. 

2) Gomel, Les Droits de TEtat sur les tarifs des chemins de fer, S. 7, II. 

3) Vgl. A. E. XIX, S. 291—300. 
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§ 8. Das staatliche Aufsichtsrecht in Tarifsachen, 
sein Charaicter und sein Bereich. Die Publizitätspflicht der Tarife. 

I. Von massgebender Bedeutung für die Tarife ist das Auf- 
sichtsrecht des Staates, welches eigentlich ein Genehntigungsrecht 
ist, das direkt aus dem Hoheitsrecht abgeleitet, derart ausgeübt 
werden sollte, dass der Staat den Privatbahnen ganz detaillierte 
positive Tarifvorschriften gäbe. Tatsächlich geht er aber nicht 
so eingreifend vor, sondern er gibt den Verwaltungen Gelegen- 
heit, in Ansehung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse und der 
öffentlichen Interessen, selbständig Vorschläge auszuarbeiten, 
welche ihm zur gutfindenden Genehmigung zu unterbreiten sind. 
Er prüft die Tarife besonders mit Rücksicht auf Innehaltung der 
„konzessionsgemässen" Schranken, der öffentlichen Interessen und 
billigen Ansprüche der Transportanstalt. 

Der Staat hat dieses Genehmigungsrecht zuweilen eitler 
speziellen Aufsichtsbehörde delegiert, nur in Ausnahmefällen 
wird von der Exekutive das Verfugungsrecht direkt ausgeübt. 
In der Schweiz wird es ausgeübt durch das Eisenbahndeparte- 
ment, im Deutschen Reich durch das Reichseisenbahnamt, in 
Frankreich durch das Ministerium der öffentlichen Arbeiten, 
unter Mitwirkung des Eisenbahnausschusses und der General- 
inspektoren, in Italien durch das Ministerium für Wasserbau, 
Handel und Gewerbe ; in Osterreich durch die K. und K. General- 
inspektion, in Ungarn durch das Handelsministerium, in England 
durch das Handelsamt*). Bei Staatsbahnen entscheidet die 
oberste Verwaltungsinstanz 2). 

Obwohl das Genehmigungsrecht überall eingeführt ist, be- 
müht sich die Privatwirtschaft noch hier und dort, dasselbe zu 
einem blossen Kontroll- oder gar Registraturrecht herabzu- 
würdigen. Dem Sinne nach sind alle diesbezüglichen Vorschriften 



*) Roll, VII 3162, vergl. dort auch Deutsche Bundesstaaten etc. 
*) Bei den Schweiz. Bundesbahnen die Generaldirektion. 
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der verschiedenen Staaten ähnlich. Das Schweiz. Transportgesetz 
vom 29. März 1893^), ^^S^ ^^^- 3» Absatz 3: 

y^A//e Tarife und Tarifbedingungen, sowie die Änderung 
an denselben bedürfen, bevor sie zur Anwendung gelangen 
können, der Genehmigung des Bundesrates,^ Zwar spricht das 
Eisenbahngesetz vom 23. Dezember 1872, Art. 35, Abs. i, nur 
von einer „Kontrolle", doch geht aus verschiedenen Stellen klar 
hervor, dass es sich um ein weitgehendes Genehmigungs- und 
Verfugungsrecht handelt^), das neue Eisenbahngesetz von 1893 
verwendet den Ausdruck ^Genehmigung", Art. 4 am Ende. 

Die Auffassung der Staatskompetenzen in Tarifsachen sind 
natürlich verschieden, je nachdem man sie vom staatlichen oder 
privatwirtschaftlichen Standpunkte aus betrachtet. Die Privat- 
wirtschaßs behauptete ursprünglich die Aufsichtsbehörde^), hätte 
nur das Recht, die ihr vorgelegten Tarife zu prüfen, insofern 
sie an . konzessionsgemässe Schranken gebunden waren (Maximal- 
tarife), wenn* diese Bedingung erfiillt sei, so hatte die Behörde 
der Gesellschaft den Empfang zu bescheinigen und den Tarif zu 
registrieren^). Dieser extremen Auffassung gegenüber steht die 
gemässigte unserer Zeit, welche zugleich der hoheitlichen gouver- 
nementalen entspricht. Nach dieser kann sich die Behörde einem 
Tarif widersetzen, selbst wenn er sich innerhalb der konzessions- 
gemässen Schranken bewegt, sofern er den öffentlichen und 
Verkehrsinteressen widerspricht^). Es können ja sehr leicht 
Fälle eintreten, abgesehen von eigennützigen Bestrebungen der 
Bahnen, dass dieselben bei der Ausarbeitung von Tarifen die 
wirtschaftlichen Folgen derselben nicht ganz richtig beurteilen. 
Es wird dies aber nicht zu ihren Ungunsten geschehen, weil sie 
doch in erster Linie für sich sorgen, d. h. ihre Ausgaben, sei 



*) E. A. XII. 394. 

2) Eisenbahngesetz Art. 35* und 35^; Transportgesetz Art. 4 T. R. § 6, 
Abs. 2 „Genehmigung". 

') Aufsichtsbehörden der verschiedenen Staaten, Roll Encyclop., VII. 3152. 
*) Duverdy Nr. 14. 
^) A. a. o., Nr. 15. 
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es durch Normaltaxen, sei es durch eine erhebliche Verkehrs- 
steigerung, decken müssen. 

Unter den Bereich der staatlichen Genehmigung fallen nach 
Art. 3 des Transportgesetzes : »Die allgemeinen Tarifvorschriften, 
die internen allgemeinen Personen, und Gütertarife und die von 
denselben abweichenden Tarifbestimmungen und Taxgrundlagen 
für den Verkehr mit dem Auslande, sowie jede Änderung an 
denselben..." Das gleiche gilt von den Transportreglementen, 
auch -verweist Art. -35 des Eisenbahngesetzes ausdrücklich, alle 
„Änderungen, Nachträge, Anhänge, Rückvergütungsversprechen, 
Ausnahmetarife etc." hieher. 

2. Der Verlauf einer Vorlage ist folgender: Die Bahn arbeitet 
ihren Entwurf aus^ in Ansehung der gesetzlichen, reglementa- 
rischen, konzessionsgemässen Vorschriften und der eigenen und 
öffentlichen Interessen und legt ihm, begleitet von den nötigen 
Erläuterungen, Angaben über Konstruktion und Berechnungs- 
weise der Tarife, resp. Begründung von Abweichungen, kurz 
alles, was zur erfolgreichen Prüfung nötig ist, bei. Die kompe- 
tente Behörde ist das Eisenbahndepartement^ welchem der Bund 
die Ausübung seines Hoheitsrechtes bezüglich des Eisenbahn- 
wesens (mit Ausnahme der Konzessionierung) delegiert hat. Für 
das Tarifwesen ist ein eigenes Inspektorat errichtet worden. 
Das Departement prüft in erster Linie, ob die neuen Tarife 
sich innerhalb der konzessionsgemässen Schranken bewegen, es 
vergleicht sie mit den etwa in Mitleidenschaft gezogenen Teil- 
strecken, welche Extrabestimmungen unterliegen, zieht auch die 
Interessen oder direkten Wünsche des Publikums in Erwägung etc. 
Entspricht der Tarif allen Anforderungen, so wird ihm die Ge- 
nehmigung erteilt. Ist aber der Tarif zu beanstanden, so teilt 
das Departement der Bahn seine Bedenken mit, macht ihr event. 
direkte Vorschläge; ohne dass ein bestimmter Geschäftsgang 
vorgeschrieben wäre, werden die Meinungen ausgetauscht, bis man 
sich geeinigt hat. 

Kann eine Einigung nicht erzielt werden (es war dies, soweit 
ich in Erfahrung bringen konnte, noch nie der Fall), so kann 
eventuell der Bundesrat von seinem Verfügungsrechte Gebrauch 



— 22 — 



machen, wogegen der Streit beim Bundesgerichte anhängig ge- 
macht werden kann ^), weil alle privatrechtlichen Streitigkeiten 
zwischen dem Bunde und einer Eisenbahngesellschaft vor dem 
Bundesgerichte auszutragen sind. Die Tarifgenehmigung an sich 
gehört zwar dem Staatsrechte an, sie könnte aber vielleicht, 
sobald sie finanzielle Interessen berührt, eine privatrechtliche 
Natur annehmen, weil hier materielle Interessen, welche in Zahlen 
ausgedrückt werden können, im Streite liegen. Auch ist ein 
Rekurs an die Bundesversammlung, in Form einer Beschwerde 
gegen Entscheidungen des Bundesrates über Administrativstreitig- 
keiten ^) zulässig. 

Durch Art. 4 der Vollziehungsverordnung vom 11. Dezember 
1893^) fallen ferner unter die Genehmigungskompetenz alle Ver- 
träge (also auch Tarifverträge), Instruktionen, Anleitungen, Dienst- 
befehle, Signalordnungen etc. Wie bei Tarifentwürfen sind die 
Verträge sofort nach ihrem Abschluss in 6 Exemplaren zur 
Kenntnisnahme einzusenden; diese „Kenntnisnahme" jedoch steht 
in Praxi der Art und Weise der Ausübung des Genehmigungs- 
rechts , hinsichtlich der Tarife vollkommen gleich. Unsere An- 
sicht findet ihre Bestätigung im Art. 6 der Vollziehungsverordnung 
selbst, welcher sich auf den grundlegenden Art. 35 des Eisen- 
bahngesetzes beruft*). 

Wenn mehrere Bahnen ins Interesse gezogen werden, so 
verlangt die Vollziehungsverordnung, dass der Entwurf zuerst 
die Zustimmung aller Teile gefunden habe. Doch kann eine 
Entscheidung eventueller Anstände von den Verwaltungen dem 
Bunde überlassen werden, welcher aber vorher auf das Vor- 
handensein solcher Verhältnisse aufmerksam zu machen ist. Aus- 
nahmsweise kann das Departement im internationalen Verkehr 
Abweichungen von dieser Regel erlauben. 



*) Eisenbahn-Gesetz, Art. 39 T. G. Art. 36, Abs. 2. 

2) Art. 8512 der Bundesverfassung. 

3) E. A. XII. 609. 

*) Bei Prüfung eines Tarifs entschlägt sich der Bund gemäss Art. 6 der Voll- 
ziehungsverordnung jeder Verantwortlichkeit für rechnerische Richtigkeit. 
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Die staatliche Genehmigung ist die erste öffentliche Rechts- 
grundlage der Existenz eines Tarifes, Rechtskraft bekommt er 
erst durch gehörige Veröffentlichung, welche durch Innehaltung 
der Publikationsfrist endgültig begründet wird. 

3. Einheitlich legen alle Gesetzgebungen unserer Zeit eine 
grosse Aufmerksamkeit auf die gehörige Veröffentlichung der 
Tarlfe^\ weil die Eisenbahnen öflfentlichen Zwecken dienen, 
müssen die Interessentenkreise die Transportbedingungen leicht 
und zuverlässig erfahren können. In Europa kann man sich 
über mangelhafte Veröffentlichung kaum beklagen. Ganz unge- 
heuerliche Misstände bestehen in dieser Hinsicht heute noch trotz 
den verschiedenen Versuchen der Staaten, ihr Recht geltend zu 
machen, in Amerika, v. d. Leyen sagt: „Die Eisenbahnen haben 
stets vortrefflich verstanden, ihre Tätigkeit, insbesondere ihre 
Tarife geheim zu halten, was sie veröffentlichten, ist entweder 
ohne Bedeutung, oder absichtlich gefälscht." Auch in der Schweiz 
hielt es noch in den 60 er Jahren äusserst schwer, sich zu orien- 
tieren. Oeff entliche Tätigkeits- und Geschäftsberichte gab es 
bis 1860 keine, bei den Verwaltungen selbst bekam man selten 
eine einigermassen genügende Auskunft. 

Alles was einer staatlichen Genehmigung bedarf, muss ver- 
öffentlicht werden ^), dabei muss auf Gefneinverständllchkeit und 
Zugänglichkeit gesehen werden. Die Bahnverwaltung muss derart 
für Veröffentlichung sorgen, dass Unkenntnis von Seiten der 
Interessenten (Bahnpersonal und Publikum) ohne eigenes Ver- 
schulden gar nicht denkbar sein kann, nur in diesem Falle ist 
die Bahn aus ihrer Haftung in dieser Hinsicht entlassen ^). Grund- 



*) Hieher gehört auch die Gesamtheit der Modalitäten, mit welcher eine 
Eisenbahnverwaltung die Beförderung von Personen und Gütern im öffentlichen 
Verkehre dem Publikum ankündigt. Oberhandelsgericht XI, 108. — Eger; „Die 
Tarifgrundsätze der neuen Eisenbahnverordnung vom 26. Okt. 1899, Berlin 1900, 
welches Werk hier mehrfach benützt wurde. Rezensionen in „Annalen des deutschen 
Reiches**, 1901 IV, Nr. 15 — 17. Bering, „Die Veröffentlichung der Tarife." 

^) T. Regl. § 6, 3. Vollziehungsverordnung, Art. 5 und 6. Transp. G. Art. 
305 und R. O. H. Gericht Civ. Senat 77, Nr. 10550. 

') Goldschmidts Zeitschrift IV, 594. Reichsoberhandelsgericht XXI, 108. 
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sätzlich sollte der ganze Tarif mit Ausrechnungen publiziert 
werden, doch wird von letzterem immer Umgang genommen. 
Da viele Tarife nur gewisse lokale oder berufliche Interessenten- 
kreise berühren (z. B. Gütertarife), ist es zulässig, lediglich auf 
das Erscheinen eines neuen Tarifs aufmerksam zu machen, unter 
genauer Angabe der betroffenen Strecke, des Gutes, der Wagen- 
klasse etc., sowie die Bezugsquelle und den Bezugspreis^), letzterer 
ist bei den einzelnen Bahnen verschieden. — Wichtig ist be- 
sonders das Datum, an welchem der neue Tarif in Kraft tritt ^). 
Die neue Redaktion der deutschen Verkehrsordnung verbietet 
die Tarife nur auf dem Instruktionswege, d. h. die Weiterleitung 
eines Tarifs durch sämtliche interessierte Chargen des Verwal- 
tungspersonals bekannt zu geben. Durch diese Modalität allein 
würden eben nur die Organe der Bahn unterrichtet, was eine 
Gefahr heimlicher Vergünstigung einzelner Transportnehmer mit 
sich bringen würde. Der Instruktionsweg ist für die Verwaltung 
notwendig, aber hier nur zulässig, wenn er mit gleichzeitiger 
Kenntnisgabe des Tarifs an das Publikum verbunden ist. 

Nach dem bereits Gesagten braucht nicht mehr besonders 
hervorgehoben zu werden, dass die Tarife so klar abgefasst sein 
müssen, dass ein Zweifel über ihre Anwendung gar nicht vor- 
liegen kann, solche Unklarheiten fallen nicht etwa den Billet- 
nehmern oder Befrachtern, sondern lediglich der Bahnverwaltung 
zur Last^). 

Die Publikation selbst erfolgt in amtlichen und Lokalblättern 
durch öffentliche Anschläge (Plakate, in Frankreich durch Strassen- 
plakate). Das Transport-Reglement verlangt Anschlag der Per- 
sonentarife, soweit möglich an den Schaltern; von Publikation 
in Lokalblättern scheint der Bund die Verwaltungen dispensiert 
zu haben, da eine solche meistens unterbleibt. Die badischen 
Bahnen kündigen neue und abgeänderte Tarife, soweit sie die 
Schweiz berühren, in den „Basler Nachrichten« an, jedoch nur 



*) T. R., § 6, Abs. 9 am Ende. 

*) Reichs-O. H. G. XXI, 243. 

3) Allgemeiner Tarifanzeiger XVII, Nr. 29, S. 384. 
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infolge einer Uebung *). Schweizer- Verwaltungen publizieren 
internationale Tarife in der „Zeitung des Vereins deutscher Eisen- 
bahn-Verwaltungen". Amtliches obligatorisches Publikationsorgan 
ist in der Schweiz das „Publikationsorgan für Transport- und 
Tarifwesen", welches als Beilage zum Bundesblatt erscheint. Im 
Deutschen Reiche sind hiefür bestimmt der „Reichsanzeiger" und 
das bereits erwähnte Vereinsorgan, in Oesterreich das „Eisenbahn- 
Verordnungsblatt", welche alle spezielle Beilagen für Tarife 
besitzen. Von Deutschland und Oesterreich gemeinsam wird der 
„Allgemeine Tarifanzeiger" benützt. Die Schweiz. Bundesbahnen 
veröffentlichen ihre Tarife seit dem i. Januar 1902 im „Eisen- 
bahnamtsblatt" und als Mitglied des Eisenbahnverbandes im 
„Publikationsorgan" . 

4. Für die Publikation^ welche nach erfolgter Genehmigung 
eines Tarifes zu erfolgen hat, wenn die Genehmigung nicht da- 
hinfallen soll ^), besteht eine strenge Haftpflicht der Verwaltungen. 

Jeden Schaden für ungehörige oder gar unterlassene Publi- 
kation trägt die Bahn selbst, im letzteren Falle ist der Tarif 
nichtig (Art. 2). Das materielle Mittel der Publikation ist der 
Druck. Die Bahn haftet für jeden Druckfehler, jede Unrichtig- 
keit, kurz für genaues Uebereinstimmen mit dem genehmigten 
Originaltarife. Das Publikum ist nur an gehörig veröffentlichte 
Tarife gebunden ; daraus folgt, dass, wenn infolge eines Druck- 
fehlers eine Taxe zu hoch berechnet wurde, die Bahn das Zuviel- 
bezahlte vergüten muss^). Aus gleicher Veranlassung, sagt 
Eger^) im Anschluss an ein Urteil des Reichsgerichts, kann die 
Bahn zu wenig Bezogenes nachfordern, doch könnte hier der 
Nachzahlungspflichtige den ihm erwachsenen Schaden compen- 
sando in Anrechnung bringen. Doch ist zu entgegnen, dass hier 
doch ein Publikationsfehler vorliegt, und dass aus eigenem Ver- 
schulden niemand einen Vorteil ziehen kann. Dem Transport- 



^) Mitteilung von Herrn Direktor Bronner, Basel. 

2) Vollz.- Verordnung, Art. 2. 

') Reichsger. Civ. S., VI. 100 — 105. 

*} Frachtrecht, II. Aufl. 395. 
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nehmer wird ein Entschädigungsanspruch eingeräumt, wenn er 
durch Publikationsfehler zu hohe Sätze entrichtete, während seine 
Konkurrenten (es kann sich im Güterverkehr um bedeutende 
Summen handeln) vom zeitweiligen Fortbestehen billigerer Sätze 
Kenntnis hatten. In diesem Falle liegt jedoch dem Geschädigten 
der Culpa- und Schadenbeweis ob ^). Was hier gesagt wurde, 
ist hauptsächlich theoretischer Natur, besonders im Personen- 
verkehr wird es oft schwier, wenn nicht unmöglich sein, z. B. für 
den Erwerber eines einfachen Billets nachträglich eine Klage 
anzuheben, da seine Identität in praxi in den seltensten Fällen 
festzustellen sein wird. Art. iides T.-R. nimmt auch die Bahn 
gegen solche Klagen gewissermassen in Schutz. Ein grosser 
Teil der Entscheidungen, welche wir hier anführen, betrifft 
eigentlich den Güterverkehr, doch haben wir vorab diejenigen 
benutzt, welche sich auch auf den Personenverkehr anwenden 
lassen. Leider war an schweizerischem Material so gut wie 
nichts zu finden. In Streitigkeiten über die Anwendung von 
Tarifen sind die ordentlichen erstinstanzlichen Gerichte kompetent, 
welche ihre Entscheidungen gewöhnlich njcht zu publizieren 
pflegen, die Berufungsinstanzen aber wurden fast nie angegangen. 
In sämtlichen Entscheidungen des zürcherischen Obergerichts war 
kein einziger einschlägiger Fall zu finden, ebenso waren Nach- 
forschungen in Luzern und Bern erfolglos. Wir können uns 
dieses Fehlen von Entscheidungen leicht dadurch erklären, dass 
das Publikum, als die Privatbahnen noch allmächtig waren, diese 
nach Willkür schalten und walten lassen musste, der Staat hatte 
sich ja so gut wie ganz seiner Kontrollrechte begeben. Zahlreich 
sind die Entscheidungen überhaupt nur in Ländern, wo das 
Staatsbahnsystem hoch entwickelt ist; dort werden auch die 
Privatbahnen viel strenger kontrolliert. Durch eine Verfügung 
des Reichseisenbahnamtes ^) sind die Bahnen gehalten, Tarif- 
erhöhungen ausdrücklich als solche anzukündigen, auch sind die 



*) Reichs-Ober-Handelsger., XX 373. 
2) XX, Nr. 608. 
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Publikationsfristen fiir diese länger; die Schweiz kennt in dieser 
Hinsicht nur die Verlängerung der Publikationsfristen ^). 

5. Die Publikation eines Tarifs muss eine bestimmte Zeit 
vor seinem Inkrafttreten erfolgen und es sind diese Fristen 
durch die Gesetzgebung genau normiert. Wie schon gesagt für 
Tariferhöhungen wenigstens drei Monate, für jede andere Ver- 
öffentlichung 14 Tage*^). Der Charakter dieser Publikarionsfrist 
ist nirgends definiert; man könnte sie als eine Einsprachefrist 
betrachten, doch ist ein Tarif durch Genehmigung und Publi- 
kation an und für sich rechtlich konstituiert und rechtskräftig, 
darf jedoch erst nach Ablauf der Frist angewendet werden. 
Diese Frist hat nun aber lediglich den Zweck, die Interessenten 
(Bahnverwaltung und Publikum) in die Lage zu versetzen, sich 
auf das Inkrafttreten des Tarifs gefasst zu machen, eventuell 
ihre Vorbereitung zu treffen. Bei Tariferhöhungen kann z. B. ein 
Kaufmann mit Vorteil während der monatlichen Frist Ware 
mit billigen Transportspesen beziehen und Vorräte für die Dauer 
der vorgesehenen Tariferhöhung ansammeln. 

Wenn nun die Publikationsfrist innegehalten wird, steht der 
Tarif mit voller Rechtskraft da und kann bis zu seiner Endigung 
angewendet werden. Der Endigung eines Tarifs geht ordent- 
licherweise eine Kündigung voran. Es bestehen aber Vor- 
schriften über die Minimaldauer der Tarife, diese beträgt für 
Herabsetzungen, im Personenverkehr mindestens drei Monate, im 
Güterverkehr mindestens ein Jahr*). Erhöhungen können jeder- 
zeit rückgängig gemacht werden, Abänderungen unterliegen 
dem gleichen Geschäftsgange und den entsprechenden Fristen 
wie oben. 

Ein rechtskräftiger Tarif kann auch von der Staatsgewalt 
nur im Einverständnis mit der Gesellschaft revidiert werden, 
vorbehalten die Zwangs massregeln von Art. 35^ des Eisenbahn- 
gesetzes. Auf einen einmal publizierten Tarif kann von amts- 



*) Wenigstens 3 Monate. Eisenbahnges. 355. 
2) Eisenbahnges. 3S5 ; T.-R. § 6. 
') Eisenbahnges. § 355. 
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wegen nur mehr gemäss dem soeben erwähnten Artikel zurück- 
gekommen werden, jedoch nur so, dass seine eventuelle Auf- 
hebung keine rückwirkende Kraft hat. Das Publikum kann sich 
beschweren, doch kann diese Beschwerde nicht auf prozessua- 
lischem, sondern nur auf dem Verwaltungswege erfolgen. Jedem 
steht das Recht zu, ein Abänderungsbegehren zu stellen» er kann 
sogar direkte Vorschläge machen, was in unverbindlicher Weise 
bald an die betreffende Verwaltung, bald an das Departement 
geschieht. Der Meinungsaustausch ist an keine Form gebunden. 
Gewöhnlich wird berechtigten Begehren Rechnung getragen, 
doch richtet sich alles weitere nach T. R., §§ 2, 3, 4, 6 und 
Transportgesetz, Art. 35^. 

6. Die Anwendung der Tarife, Diese ist durch die Gesetz- 
gebung und die Reglemente genau normiert. Oberster Grund- 
satz ist hier gieickmässige Behandlung aller Transportnehnter^ 
d. h. es darf niemandem ein Vorzug gegeben werden, der nicht 
unter übrigens gleichen Umständen einem andern gewährt würde. 
Die Idee aller heutigen Gesetzgebungen und Konzessionen ist 
zusammengefasst im internationalen Frachtübereinkommen Art. 1 1 : 
„Jedes Privatabkommen (geheime Refaktien), wodurch einem 
oder mehreren Absendern (man kann auch sagen Billetabnehmerii) 
eine Preisermässigung gegenüber den Tarifen gewährt werden 
soll, ist verboten und nichtig. Dagegen sind Tärifermässigungen 
erlaubt, welche gehörig veröffentlicht sind und unter Erfüllung 
der gleichen Bedingungen jedermann in gleicher Weise zu gute 
kommen . . ." Aehnlich lauten die Bestimmungen des Eisen- 
bahngesetzes ^). 

Publizierte Privatabkommen kommen heute noch vielfach 
vor, doch bringen sie immer die Gefahr geheimer Vergünstigungen 
mit sich. Für den Personenverkehr sind die Refaktien übrigens 
bedeutungslos. Bis dahin war nur von dolosen Verstössen gegen 
allgemeine Tarifgrundsätze die Rede, bei welchen der Schuldige 
haftbar, der Geschädigte forderungsberechtigt war. Wir sagten 
oben, dass die Tarife derart publiziert werden müssten, dass 

*) Art. 353. 
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Unkenntnis derselben von Seiten der Beteiligten, in allererster 
Linie der Bahnangestellten, ohne Verschulden derselben kaum 
denkbar wäre. Zur Kenntnis der Tarife gehört aber für die 
Angestellten auch ganz gewiss eine genaue Instruktion derselben 
über die Anwendungsweise. Es müssen deshalb die Bestimmungen 
Art. 406 und 402 des deutsch-österreichischen H. G. B. und § 53 
des Eisenbahnbetriebsreglements um so mehr auflfallen, welche 
sagen, dass unrichtige und irrtümliche Anwendung der Tarife 
„weder der Eisenbahn, noch dem Zahlungspflichtigen" zum Nach- 
teile gereichen dürfen! Weder das schweizerische Transport- 
reglement, noch die deutsche Verkehrsordnung kennen eine so 
stark entlastende Bestimmung. Bei Irrtum kann man diese An- 
sicht, welche das Oberlandesgericht Prag *) auch ausspricht, gelten 
lassen, doch wird es bei „unrichtiger Anwendung" schwer halten, 
die Bahn einer Schuld freizusprechen. 

Noch einer Unterscheidung sei hier Erwähnung getan, welche 
die Gerichte hie und da beschäftigt und die im Güter- und Per- 
sonenverkehr gleichmässig vorkommt. Die Tarife unterscheiden 
nämlich Effektiv- und Tarifdistanzen ; ^r^t^T^ sind diejenigen 
Distanzen, welche sich auf dem Schienenwege gemessen ergeben, 
letztere dagegen (oft stimmen sie mit den erstem überein) sind 
meistens auf- oder abgerundete Distanzen. Die Veranlassungen 
dieser Tarif distanzen sind verschieden, oft .wirken verschiedene 
Momente zusammen: 

1. das Bedürfnis nach einfacher Berechnung (z. B. statt 
23985 m Effektivdistanz, werden 24 km berechnet), 

2. Konkurrenzrücksichten, 

3. besondere Bahnverhältnisse. 

2. und 3. bedürfen einer kurzen Erläuterung an Hand prak- 
tischer Fälle. 

ad 2. Im Betriebe derselben Bahn befindet sich eine rentable 
Strecke von, z. B. 20 km, welche die Stationen A und B ver- 
bindet und eine Strecke, welche ebenfalls auf einem andern Wege 
A mit B verbindet zu 23 km; weil nun die erste Strecke kürzer 



») E. VIII, Nr. 128. 



- 30 — 

ist, wird sie vom Verkehr bevorzugt, die zweite Strecke dsigegen 
rentiert sich gar nicht. Die Verwaltung wird nun die kürzere 
Strecke auch zu 23 km (Tarifdistanz) berechnen, oder die längere 
anstatt 23 zu 20 km, doch bietet erstere Kombination mehr Vor- 
teile für sie. Die N. O. B. erliess i. April 1899 eine „Verordnung- 
über fakultative Benutzung von Personenbilleten auf verschiedenen 
Linien" mit orientierenden Skizzen. Darin sind auch verschiedene 
Gemeinschaftsstrecken mit V. S. B., S. C. B. und A. S. B., im 
ganzen 79 Fälle aufgezählt. Oft regeln die Bahnen unter sich 
ihre Konkurrenzverhältnisse: z. B. „Vertrag zwischen N. O. B. 
und V. S. B." vom i. Januar 1897. Der gleiche Grundsatz, 
Tarif-Distanzen anzuwenden, kommt im Konkurrenzkampfe ver- 
schiedener Bahnen vor, dort sucht man sich aber meistens in 
den Tarifsätzen zu unterbieten, oder je nachdem hohe oder 
niedere Sätze bei der einen Bahn bestehen, niedrige oder hohe 
Distanzen zu berechnen. 

ad 3. Ausnahmsweise kommt es vor, dass auch bei Gebirgs- 
strecken (Brünigbahn, Gotthardbahn) eine höhere Kilometerzahl 
berechnet wird als die tatsächliche. 

Am einfachsten sind die Zonentarife zu handhaben, da hier 
in den meisten Fällen eine Distanzeinheit zur Anwendung kommt 
„die Zonendistanz", wenn z. B. eine Station 75 km vom Ab- 
gangsorte entfernt liegt, so kommen nicht diese 75 km in Be- 
tracht, sondern z. B. in Ungarn Zone V (71 — 85 km) ^). 

Grundlegend für Tarif berechnungen sind die Distanzenzeiger ^ 
welche auch der bundesrätlichen Genehmigung bedürfen; sie 
sind gelegentlich Revisionen unterworfen, welche ihre Veran- 
lassung in Aenderungen des Bahnkörpers, Konkurrenz etc. haben 
können. Seit i. März 1898 erschienen z. B. zum Distanzzeiger 
der N. O. B. 4 Nachträge. Die Schwankungen, welche hier in 
den Distanzen vorkommen, betragen höchstens 5 — 7 km. 

Im Transit- und direkten Verkehre kommt auch im Per- 
sonenverkehr die Berechnung der Taxen nach einem einheit- 
lichen von den Teilstrecken unabhängigen Normalsatze zur An- 



*) Vgl. Lotz, Verkehrentwicklung in Deutschland, S. 81. 
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wendung. Es ist nun möglich, dass die virtuellen Distanzen 
länger sind als die effektiven, weil dies z. B. vereinbart wurde, 
um keine Teilstrecke erheblich zu schädigen, da eine Strecke in 
oft lo — 12 Teilstrecken zerfallen kann, welche jede ihre eigenen 
Sätze hat (Schweiz). In diesem Falle kann die Einrede der 
Ueberforderung nicht geltend gemacht werden, und ist ein aus 
einer solchen folgender Rückvergütungsanspruch unzulässig *). 
Ebenso kann eine Bahn da, wo Verbands- oder Transittarife be- 
stehen, für die betreffende Relation, nur atif ausdrückliches Ver- 
langen des Transportnehmers die billigern Teilsätze anwenden^)* 
Das schweizerische Transportreglement spricht sich über diesen 
Fall nicht aus, doch glauben wir, dass hier doch ein Verstoss 
gegen das Refaktienverbot vorliegt, wenn ein derartiger „Wunsch" 
des Transportnehmers nicht vorgesehen ist, handelt es sich 
gewiss um eine geheime Abmachung. Im zitierten Wiener Ent- 
scheide ist aber nirgends ein derartiger Vorbehalt angeführt« 
Ferner ist ein Verbandstarif etc. doch für die beteiligten Ver- 
waltungen lex contractus ^). 

7. Die Endigung eines rechtsgültigen Tarifs tritt ein: 

d) durch Aufhören des Gegenstandes seiner Errichtung, 
durch Betriebseinstellung der Bahn, durch Ablauf der 
festgesetzten Geltungsdauer (Saison-, Versuchs- etc. 
Tarife), 

U) durch Konzessionsbestimmungen, 

c) durch Aenderungen und Neuerungen; beide können 
aus Initiative der Bahn oder des Staates geschehen *). 

d^ durch Handänderung, z. B. Verstaatlichung. 

8. Die Verjährung von Forderungen aus Tarifsachen richtet 
sich nicht nach dem Obligationenrechte ^), sondern nach Art. 45 
des Transportgesetzes. Sie tritt gewöhnlich ein, nach einem Jahre, 



*) Roll, Eisenbahnrechtliche Entscheidungen, Nr. 39. 

2) E. IX, Nr. 240. Wiener Bagatellgericht. 

3) E. I, Nr. 113. 

*) Eisenbahngesetz, Art. 35, 36. 

^) Art. 449 — 468. 466 weist die Frachtverträge der Spezialgesetzgebung zu. 
Vgl. auch den Entwurf von Fick in Rechtseinheitsbestrebungen, S. 49. 



' 
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vom Tage der Schädigung an gerechnet, nach drei Jahren*), 
wenn der Berechtigte ArgKst oder grobe Fahrlässigkeit der 
Transportanstalt nachweisen kann^). 

§ 9. Die Rechtsnatur des Transportvertrages und des Billets. 

Unter den Namen des Eisenbahntransportvertrages kann man 
die Besorgung von Frachtgeschäften und die Personenbeförde- 
rung verstehen und dies geschieht in neuerer Zeit vielfach. Die 
Unternehmung stellt dem Transportsuchenden ihre Arbeitskraft 
(Material und Personal) zum Zwecke der Beförderung unter 
gewissen Bedingungen gegen ein Geldequivalent zur Verfügung. 
Gemeinrechtlich liegt hier ein Werkvertrag (locatio conductio 
operis) vor*). Schon das gewöhnliche Frachtrecht statuiert 
gegenüber dem Frachtführer eine strenge Haftung*), das Eisen- 
bahnrecht ist, um den Anforderungen des modernen Verkehrs 
ganz gerecht zu werden, hierin noch weiter gegangen. «Wer 
das Gewerbe eines Frachtführers oder ein Eisenbahnunter- 
nehmen betreibt, hat nicht blos für die Sorgfalt eines sorgsamen 
Hausvaters im gegebenen Falle einzustehen. Er soll vielmehr 
die zweckmässigen Einrichtungen zum Schutze des Publikums 
treffen. Und um dies herbeizuführen, hat er auch für zufallige 
Gefahren, welche das mit ihm verkehrende Publikum treffen, 
aufzukommen. In diesem Sinne bildet das Unternehmen gleich- 
sam eine Versicherungsanstalt für die mit ihm in Verkehr treten- 
den." ^) Doch deckt diese „Versicherung" nicht auch die höhere 
gewalt. Im übrigen gilt zum Unterschiede gegenüber den zivil- 



^) Diese Fristen haben nicht den Charakter von Praeclusivterminen, sondern 
sind eigentliche Verjährungsfristen. E. XIII, Nr. 129. (k. ungar, Kurie.) 

^) Transportgesetz 441 und Transport-Reglement, § 100, 99. 

^) Demburg, Pandekten (4. Aufl.), II. § 113. 

*) Obl.-Recht Art. 456—469; H. G. B. 395/400, 429. Code civil „Voiturier* 
Art. 103 — 108. Hihsichtlich des gewöhnlichen Frachtvertrages wurde im Schweiz.. 
Zivilrechte das Requisit der Gewerbemässigkeit gestrichen, vergl. Schneider und 
Fick „Das schweizerische Obligationenrecht ", Art. 449, Note 4, bezw. 430, Note i. 

^) Demburg II § 39, 3- 
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rechtlichen Grundsätzenvirtuell das Prinzip der Kausalität. Im 
allgemeinen unterscheidet sich der Eisenbahntransportvertrag 
nicht vom gewöhnlichen Frachtvertrage ausser dadurch, dass er 
schriftlich fixiert wird. Ganz besonders wichtig ist dabei der 
Kontrahierungszwang^ der überall da besteht, wo die Unterneh- 
mungen mit einem Monopol ausgerüstet sind') (hier für die Be- 
förderung von Personen und Gütern). Der Grund zu diesem 
Zwang liegt im öffentlichen Interesse.v Die Ansicht, dass mono- 
polistische Gewerbe kontrahieren müssen^ hat u. a. Biermann ^) 
angefochten, aber nicht wiederlegt. Das englisch-amerikanische 
Reicht, sowie das französische Recht stimmen in der von Par- 
dessus formulierten Ansicht überein, indem „ceux qui ayant 
annonce leur etablissement au public avec des conditions de 
prix, periodicite de jours et d'heures" als „entrepreneurs 
publics"^) bezeichnet werden*). Wenig erörtert ist die Frage, 
ob eine Eisenbahn über ihr eigenes Netz hinaus kontrahierungs- 
pflichtig sei. Allgemein anerkennen dieselben heute eine der- 
artige Pflicht, ohne dass viele Gesetzgebungen sie ihnen auf- 
erlegen ; weder z. B. Art. 422 des H. G. B., noch § 46 des 
Eisenbahnbetriebsreglements verpflichten sie in Deutschland 
dazu^). Das schweizerische Transportgesetz, Art. i, verlangt 
dagegen, dass „ein direkter Verkehr und ein gegenseitiges Durch- 
gehen der Transportmittel", allerdings gegen eine nötigenfalls 
vom Bundesrate festzusetzende Vergütung eingerichtet werde, 



*) Kontrahierungszwang für Eisenb. Schweiz. Transport-Ges. Art. 5, Transp.- 
Regl. Art. 5; Deutsche Verkehrsordn. § 46; Betriebsregl. § 6; H. G. B. Art. 421. 
Intern. Uebereink. Art. 5, 575, 58. — Vergl. Meili, das Telephonrecht, S. 161 : 
„Es ist klar, dass der Kontrahierungszwang auf allen denjenigen Anstalten ruht, 
welche eine öffentliche Zweckbestimmung haben, dies trifft im besondem zu bei 
den Eisenbahnen, Tramways, Dampfschiffen, Posten, Telegraphie etc.** 

2) Jehrings Jahrbücher N. F. XX. 289 ff. 

•) Pardessus Cours de Droit commercial, II. Nr. 537 u. 553. 

*) Einschränkungen findet der Kontrahierungszwang durch ausdrücklich vor- 
gesehene Fälle; vergl. z. B. Transp.-Regl. § 20, 57 u. A. Anl. V zu §§ 57 u. 58; 
ferner auf Grund einer „vis major". 

'^) Entscheid des Oberlandesgerichts, Breslau E. V., Nr. 167. 

3 
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doch können einzelne Bahnen davon dispensiert werden. Das 
öffentliche und das Privatrecht greifen im Eisenbahnwesen so 
eng ineinander, dass ein neues Recht entstanden ist, das Eisen- 
bahnrecht. Schon 1872 trat Lorenz v. Stein ^) für eine juristische 
Ausbildung für den höheren Eisenbahndienst ein und entwarf 
damals schon einen Lehrplan. Erst nach 20 Jahren wurde von 
massgebender Stelle in Bayern eine ganz auf den Steinschen 
Vorschlägen beruhende „Entschliessung" 1900 veröffentlicht. 

Wir haben erwähnt, dass der Transportvertrag speziell der 
Personentransportvertrag durch Auslieferung und Bezahlung eines 
„Fahrscheines** perfekt wird. Bezahlt wird der tarifmässige Preis. 
Dieser „Fahrschein" enthält: Abgangs- und Zielstation, Wagen- 
klasse, tarifmässiger Preis und Gültigkeitsdauer; bei Aushän- 
digung wird der Ausgabedatumsstempel aufgedrückt^). Ist der 
Schein so ausgestellt, so haben wir die Urform desselben, das 
Bzllet „einfacher Fahrt" vor uns. Der Reisende erwirbt durch 
Zahlung des Fahrpreises den Anspruch auf Beförderung an sein 
Reiseziel, das Recht auf einen SztzplatZs geht aus der locatio 
conductio operis hervor. Die Eisenbahn haftet aus dem Ver- 
trage nicht nur für die Sicherheit des Billetabnehmers während 
des Transportes, sondern auch ex lege Aquilia während seines 
Aufenthaltes in allen ihm zur Benützung angewiesenen Räumen, 
Perrons etc.^). Zweifellos würden unsere Gerichte, wenn sie in 
die Lage kommen sollten, über die Schädigung eines Reisenden 
z. B. in einem Wartesaal zu urteilen, sich der Ansicht des 
deutschen Gerichts anschliessen. 

Was den juristischen Charakter der Personenbillets be- 



*) „Zur Eisenbahnrechtsbildung ", S. 13 flf. 

*) Transp.-Regl. § 9. In Österreich ist die Angabe des zu beniitzendeu 
Zuges, bezw. Fahrzeit erforderlich (Wiener Bagatell-Gericht E. IX, Nr. 200) ; anders 
verhält es sich mit dem Schweiz. T.-R., welches die Ausgabe von Billets auch für 
Stationen gestattet, welche vom nächstfolgenden Zuge nicht berührt werden, ebenso 
ist die Ausgabe von Billeten auf eine vom nächsten Zuge nicht geführte Klasse 
zulässig. §§ lOg, II und lOj. 

3) Reichsger. Ziv. S. III. i und IV. 192— 194. 



— 35 — 

trifft, so ist bekanntlich darüber viel gestritten worden ^). In 
neuerer Zeit wurde die Frage für das Rechtsgebiet der Schweiz 
entschieden, indem die Retourbillets als „unübertragbar" be- 
zeichnet werden. Das einfache Billet ist insofern Inhaberpapier*) 
als es an sich gleichgültig ist, wer, nachdem die Taxe bezahlt 
ist, damit fährt ^), vorausgesetzt, dass die gleiche Person das 
Billet von der Abgangs- (Ausgabe-) bis zur Zielstation benutzt 
(vorbehalten T.-R. § 93 : Reiseunterbrechungen innerhalb Gültig- 
keitsdauer). Da hingegen, wo Zonentarif gelten, läge wegen 
der differentiellen Berechnung eine Schädigung des Bahnver- 
mögens vor, wenn A als erster Käufer eines Billets mit diesem 
eine Strecke abfahren würde und sein Billet dann dem B zur 
Fahrt auf der Reststrecke abtreten würde. Auch ein unbenutztes 
Retourbillet ist innerhalb der Gültigkeitsdauer rechtsgültig über- 
tragbar für die ganse Reise: Abgangs-, Ziel- und Abgangsstation; 
unzulässig ist dagegen, dass z. B. A die Hinfahrt ausführt und an 
B die Rückfahrt abtritt *), hier liegt eine strafbare Schädigung des 
Bahnvermögens um die Differenz zwischen der Taxe für einfache 
Fahrt und dem Retourrabatte vor. Das deutsche Reichsgericht 
hat entschieden, dass: wenn ein Reisender ein einfach benutztes 
Retourbillet irrtümlich dem Schaffner abgibt und, nachdem er dies 
bemerkt, dasselbe zurückverlangt, ihm jedoch derselbe, weil er 
ihm nicht glaubt, das Billet nicht wieder gibt, sich der Schaffner 
noch keiner strafbaren Aneignung schuldig macht, da der Reisende 
für sein Billet selbst verantwortlich ist^). 

Auf Rabattberechnung beruhen auch die Abonnements^), 
die Armen- und Soldatenbillets etc. und sind aus diesem Grunde 



^) Literatur, vergl. Meili § 32 III. 

*) E. V. Nr. 72 u. 154 und Preuss. Eisenbahnarchiv 1887, 433. 

3) O. R. 183. 

*) E. VI. Nr. 247 (Oberlandesger. München). 
. ^) E. I. 90, hier können auch verglichen werden Reichsger. XVIII. 217 (E. 
VII. 179) und Oberlandesgericht Kolmar E. IX. 238. 

^) Vergl. hier einen sehr interessanten Entscheid über rechtswidrige Benützung 
einer Österreich. „Monatskarte* (Abonnement) vom „obersten Gerichtshof". Zeit- 
schrift d. V. D. E. V. 1901, Nr. 89 1378. 
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nicht übertragbar, doch gehen hierüber, wie überhaupt über die 
Rechtsnatur der Billets, die Ansichten ganz bedeutend ausein- 
ander^). Dadurch, dass die Eisenbahnen bei den meisten im 
Massengebrauch stehenden Billets nicht den Namen der einzelnen 
Kontrahenten erfahren können, diesen aber auch nicht verlangen, 
verzichten sie auf die Möglichkeit einer diesbezüglichen Kontrole, 
doch können sie den rechtswidrigen Inhaber eines Billets, das 
den Charakter eines Namenspapiers trägt, einklagen, falls sie 
sein Verschulden zu beweisen im Stande sind 2). Nicht selten 
ist der gewerbsmässige Vertrieb gebrauchter, halbgebrauchter 
oder gefälschter Billets; dieser untersteht dem Gesetze über 
Bahnpolizei vom 18. Februar 1878^), wenn nicht Ahndung auf 
Grund der kantonalen Strafgesetze eintritt. Für die Schweiz 
wird der durch diesen Fahrkartenschwindel den Verwaltungen 
zugefugte Schaden, wohl nicht zu hoch, auf jährlich 50,000 Fr. 
berechnet ^). 



*) Meili, Das Recht der modernen Verkehrs- und Transportanstalten, S. 53, 
54; ebenso Schneeli, Die rechtliche Natur des Eisenbahn - Fahrscheins. Zürch. 
Diss. V. 1890. 

*) Schneeli, Schlussfolgerungen 6. 

3) Art. 6—10. (E. A. V., S. 33 fif.). Vergl. Entscheid des Reichsger. Straf- 
sachen. (Jurist. Wochenschr. 1886, Nr. 23) und E. VI. Nr. 179. 

4) Zeitschr. d. V. D. E. V. 1901 Nr. 95. 



III. Kapitel. 

Die Entwicklung des schweizerischen Personentarif- 
wesens unter der Herrschaft des Privatbahnsystems 

(Konzessionen, Gesetze). 

L Die Periode der kantonalen Souveränität in Eisenbahnsachen 

(1815—1872). 

§ 10. Kompetenzen von Bund und Kantonen. 

Nur sehr langsam hat sich die zentralistische Bundesgewalt 
in der Schweiz entwickelt, uralte historische Erinnerungen bildeten 
eine kräftige Stütze des Föderalismus. Der Helvetische Einheits- 
staat und die Mediation, beide politisch ganz gegensätzlich, hatte 
sich nicht bewährt. i<9is war ein neuer Staatenbund auf Grund 
eines Bundesvertrages errichtet worden, die Kantone freuten sich 
ihrer wieder „geretteten" Autonomie, erst die politisch überall 
so bedeutungsvollen 40 er Jahre sollten die zentralistischen Ideen 
wieder anregen. Die aus England importierten Eisenbahnideen ^) 
fanden in der Gesamteidgenossenschaft kein fruchtbares Gebiet. 

Die Bundesgewalt oder genauer die Bundesverwaltung, mit 
welcher der jeweilige Vorort betraut war, hatte äusserst geringe 
Kompetenzen. Diesem lag ob, die Verwaltung der kantonalen 
Mannschafts- und Geldkontnigente und die Beaufsichtigung des 
Linthwerkes. Kein einziger Paragraph hätte der Tagsatzung 
Rückhalt geboten, um sich autoritär in Eisenbahnangelegenheiten 
einzumischen, von selbständigem Vorgehen konnte schon gar 



*) Erste Eisenbahnen: Darlington-Stockton 4. Oktober 1825, Belgien 1835, 
Frankreich 1841, Spanien 1848, Portugal 1863, Italien 1853, Dänemark 1856, Nor- 
wegen 1854, Oesterreich (Rotschild) 1836. Haberer: Geschichte der Eisenbahnen 
1884, S. 7 ff. 
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keine Rede sein. Hingegen wäre es wohl möglich gewesen, in 
Handelsverträgen Bestimmungen über Eisenbahnwesen anzu- 
bringen. Die §§ 8 und 9 (Bundesangelegenheiten und Tagsatzungs- 
kompetenzen) waren schon gar nicht dazu geeignet. Einzig der 
Tagsatzungsbeschluss über „Beachtung militärischer Rücksichten 
bei dem Strassen- und Brückenbau" vom 29. Heumonat 1829, 
bezw. 19. Heumonat 1830 konnte nötigen Falles dem Vororte 
ein Einsprachsrecht im Namen des Bundes gewähren. Nur die 
Inhaber der Regalien — die „souveränen Kantone" — waren 
damals kompetent, beim Bau der eisernen Verkehrsstrassen autori- 
tär einzugreifen. 

In den 30er Jahren begann man denn auch in den Kan- 
tonen die Eisenbahnfrage zu erörtern und es war höchste 
Zeit, alle Nachbarländer hatten ihre Linien an unsere Grenzen 
herangehen lassen, auch die Schweiz musste nun vorgehen, wenn 
sie ihren damals ohnehin nicht sehr bedeutenden Handel ganz 
verlieren wollte. Das Gefühl der zu grossen Schwäche der 
einzelnen Kantone zur Durchführung einer eigenen Eisenbahn- 
politik kommt im Jahresbericht der Zürcher Handelskammer vom 
16. Mai 1836 zum Ausdruck, hier wird Zürich warm empfohlen, 
sich zum Zwecke des Ausbaues eines wirtschaftlich nützlichen 
Eisenbahnnetzes (auf dem Konkordatswege) mit den übrigen 
Ständen zu vereinigen. „Denn", sagt der Bericht, „blicken wir 
näher auf die eigentümlichen Verhältnisse unseres Landes, so 
sehen wir, dass ohne tätige Mitwirkung von Seiten sämtlicher 
Kantonsregierungen eine blosse Privatbahngesellschaft mit den sich 
entgegenstellenden Hindernissen niemals fertig werden könnte ^). 
Die Entwicklung des Eisenbahnwesens war von unsern Politikern 
und besonders von den Geschäftsleuten aufmerksam verfolgt 
worden. Seit 15. Juni 1844 führte nach Basel die französische 
Ostbahn; das aufblühende Zürich wollte sich nun mit dieser 



*) Die Ansicht, dass eine zweckmässige Durchführung eines Eisenbahnbaues 
nur durch Zusammenwirken möglich sei, wiederholt sich immer. Kommissional- 
bericht an den Züricher Industrieverein vom 21. Februar 1843, S. 62 und 79, in 
einem ferneren Berichte vom gleichen Verfasser, Chr. Beyel, vom Septbr. 1843, 
S. 153. Vgl. auch Coindet, Rapport au Departement des travaux publics 1851. 
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Endstation durch ein Schienennetz verbinden lassen, das in der 
Richtung auf Chur (Bündner Pässe) verlängert werden sollte. Es 
setzte sich deshalb mit Basel in Beziehung, welches wenig Ent- 
gegenkommen zeigte, auf dringende Zureden Zürichs antwortete 
es nach dreimonatlichem Schweigen, „man werde das Gesuch 
gewissenhaft prüfen", ihm lag eben daran, schweizerische Handels- 
metropole zu werden, einzig seine Stellung als Kopfstation konnte 
ihm hiefür nützlich sein ; es wollte diese behalten. Die Initiative 
Zürichs *) wurde durch den „Putsch" von 1839 gelähmt und kam 
ganz ins Stocken, bis 1843. Erst 1845 ^^^^ endlich ein Mann 
an die Spitze der Bewegung, der mit starker Hand, aufopfernder 
Energie und rastloser Tätigkeit für den Eisenbahnbau eintrat 
und diesen zur Durchführung brachte, es war dies Martin Escher- 
Hess'^)y der sogenannte „Dampfescher", nach Unterhandlungen 
mit dem am meisten interessierten und deshalb sehr entgegen- 
kommenden Aargau genehmigte der zürcherische Grosse Rat 
am 28. Brachmonat 1845 ^^^ Konzession für die Linie von Zürich 
längst des Rheines bis Basel, und in westlicher Richtung bis Aarau; 
seiner Jurisdirektion unterstand natürlich hiervon nur die Strecke 
Zürich-Baden. Die Konzessionsinhaberin war die „Nordbahn- 
Gesellschaft" 3). 

Betrachten wir nun kurz die Tarif bestimmungen dieser ersten 
schweizerischen Konzession, Positive ziffermässige Vorschriften 
fehlen. § 7 bestimmt, dass vom Zeitpunkte an, wo die jährlichen 
Einnahmen „mehrere" Jahre hinter einander eine Dividende von 
mehr als lo^/o ergeben, eine „angemessene Herabsetzung der 
Personen- und Warentaxen" eintreten solle. „Den für Personen- 
und Warentransport angenommenen Tarif und die spätem Aende- 
rungen hat die Gesellschaft sofort bei deren Eintritt im Falle 
■der Erhöhung aber 6 Monate vor Anwendung desselben, dem 
Regierungsrate anzuzeigen und öffentlich bekannt zu machen". 



^) Dr. Wrubel, Die Schweiz. Nordbahn. Ein Beitrag zur Vorgeschichte der 
^ordostbahn etc., Zürich 1897 {} — 4i)- 
2) a. a. O., S. 41 fif. 
') Fundamentalstatuten, Wrubel, Beilage IV, S. 105. 
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Dieser Paragraph fehlte im Entwürfe vom 25. April 1839 *). 
Seine Einführung ist wahrscheinlich das Verdienst Martin Eschers. 
Der Staat schien hier auf sein hoheitliches Prüfungsrecht zu ver- 
zichten, nirgends Hesse sich aus der Konzession dasselbe her- 
leiten. § 8 verpflichtet die Gesellschaft, den Anschluss anderer 
autorisierter oder im „Staatsbetriebe" stehende Bahnen zu ge- 
statten, und dieselben an schicklicher Stelle aufzunehmen, Personen 
und Güter derselben zu den für sie selbst geltenden Transporttaxen 
weiter zu befördern. Es sei hier erwähnt, dass beim Uebergang auf 
eine andere Linie die Güter immer umgeladen (!) werden mussten, 
erst 1862 wurde durchgehender Güterverkehr eingeführt^), Per- 
sonen müssen heute noch umsteigen (einige Schnellzüge aus- 
genommen). Die Gesellschaft wird verpflichtet, alle Waren, mit 
deren Transport sie sich befasst, zu den festgesetzten Preisen 
gleichmässig ohne Rücksicht auf die Person des Versenders oder 
Empfangers zu befördern, es sind somit geheime Refaktien ver- 
boten. — §9 verfügt: „Bei Truppenzügen im effektiven Kriegs- 
dienste ist die Gesellschaft verpflichtet, ohne Verzug auf Requi- 
sition des Befehlshabers das Personelle und Materielle des Truppen- 
korps gegen Vergütung der Hälfte der niedersten von ihr fest- 
gesetzten Taxen zu transportieren". Diese Bestimmung ist mit 
Ausdehnung auf den Friedensdienst und einzelne Personen in 
allen spätem Konzessionen eingeführt worden ; bei den einen ist 
die Hälfte der niedersten Taxen, bei den andern die Hälfte der 
Normaltaxen festgesetzt, was aber materiell wenig Bedeutung 
hat. Wir werden auf diesen Militärtarif, der übrigens heute 
bundesrechtlich geordnet ist, nicht mehr zurückkommen. 

Fast gleichlautend sind die Konzessionen, welche Aargau 
am 3. Juli 1835 (gleichlautend wie in der ersten, §§ 10 w^ie 8, 
II wie 9; es fehlt eine obigem § 7 entsprechende Bestimmung) 
und gleichzeitig Basel für die gleiche Unternehmung erteilten. 
Am 9. August 1847 ^^^^ der erste Tarif in Kraft, er war noch 



^) Fol. 153—162 des Protokolls. 

2) Direkter Güterverkehr besteht vielfach noch heute nicht in Nordamerika, 
V. d. Leyen, S. 288. 
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sehr einfach, offenbar nach Schweizerstunden berechnet (Stations- 
tarif). 

Die politische Bewegung der 30 er Jahre hatte der Idee 
einer Verfassungsreform gerufen, es herrschte besonders in libe- 
ralen Kreisen eine tiefe Misstimmung gegen den „matten und 
lahmen Bundesvertrag" ^). Die Konservativen und das Volk 
fürchteten mit Recht die Rückkehr zum helvetischen Einheits- 
staate, welcher so kläglich Fiasco gemacht hatte. Nach der 
Niederwerfung des Sonderbundes wurde 1848 eine neue Ver- 
fassung angenommen, welche nach amerikanischem Muster die 
Eidgenossenschaft in einen Bundesstaat mit eineiig Bundesrat als 
Exekutivbehörde und zwei Kammern umwandelte^). 

Die neue Bundesverfassung nahm in erster Linie den Kan- 
tonen ihre bisher ganz unumschränkten Kompetenzen in ver- 
schiedenen Verwaltungssachen weg (Zoll, Post, Münz- und Pulver- 
regal). Endlich hatte man auch eingesehen, dass die ^öffentlichen 
Werke^ von der Zentralgewalt mehr berücksichtigt zu werden 
verdienten, hierher gehörten nun auch die Eisenbahnen in aller- 
erster Linie, doch hatten wahrscheinlich die politisch vielerorts 
einflussreichen Gesellschaften eine weitgehende Regelung der 
Frage in der Verfassung hintertreiben können. Die Art. 21^) 
waren nicht dazu geschaffen, in dieser Hinsicht die Bundesgewalt 
zu stärken. Vorerst wollte man aber ein fachmännisches Urteil 



*) Am 22. August 1845 war die Eisenbahnfrage im Sinne des Staatsbetriebes 
zum ersten Male, aber ohne irgend welchen Erfolg zur Sprache gekommen. Ab- 
schiede I, § 70, S. 113J und 1132 und § 178. 

^) Ueber die Eisenbahnpolitik der 30 er und 40er Jahre, vgl. Zeerleder in 
Schweiz. Blätter für Wirtschaftspolitik, Nr 8 und 9 (1895). — ^" eben derselben 
Zeitschrift 1898, Nr. 13, 14, 15, 16. 

*) Durch ihn wurde der Bund berechtigt, im Interesse der Eidgenossenschaft 
oder eines grössern Teiles derselben öffentliche Werke zu errichten, eventuell zu 
unterstützen, man hatte hiebei besonders die unentbehrlich gewordenen Eisenbahnen 
im Auge und zwar wollte maa besonders den Uebelstand abschaffen, dass durch 
den Widerstand eines einzigen von einer Linie zu berührenden Kantons ein ganzes 
Unternehmen illusorisch gemacht werden konnte; erst das Eisenbahngesetz vom 
28. Juli 1852 gab hier dem Bunde direkte Kompetenzen, welche er auch mehrmals 
gebrauchte (z. B. Oronkonflikt u. a. m.). 
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einholen. Die Wahl fiel auf den englischen Ingenieur Stephenson, 
den Sohn des Erbauers der ersten Eisenbahn und seinen Kollegen 
Swinburne. Diese erhielten den Auftrag, den Plan eines allge- 
meinen schweizerischen Eisenbahnnetzes zu entwerfen. Sie ent- 
ledigten sich ihrer Aufgabe durch ein ausfuhrliches Gutachten ^). 
„Dabei machten die Experten ernstlich auf die Erfahrungen auf- 
merksam, welche in andern Ländern gemacht wurden, weil bei 
Anlagen des Eisenbahnnetzes die vorhandenen Interessen nicht auf 
die sorgfaltigste Weise abgewogen und berücksichtigt wurden" ^). 
Sie warnten besonders vor der „freien Konkurrenz", durch 
welche wohlbjprechnete Unternehmungen zu Grunde gerichtet 
worden waren. 

lieber die Zweckmässigkeit und Art einer finanziellen Be- 
teiligung des Bundes am Bau und Betriebe der Eisenbahnen er- 
statteten C. Geigy (Basel) und J. M. Ziegler (Winterthur) am 
31. Oktober 1850 Bericht^). Gestützt auf Art. 21 der Verfassung 
waren beide für Mitwirken des Staates, ersterer beantragte 
Staatsbetrieb mit Beteiligung der Kantone, letzterer nur staatliche 
Zinsgarantie ^). Der Bundesrat schloss sich in seiner Botschaft 
vom 7. April 1851^) dem Geigyschen Vorschlage an. Im Nationai- 
rate kam im Mai 1852 die hochwichtige Angelegenheit zur 
Sprache, die Kommission selbst war geteilter Ansicht. Für den 
reinen Staatsbau legte sich unter Führung Stäinpflts^ welcher in 
allen grossen Augenblicken unserer Politik mit seinem genialen, 
staatsklugen Blicke das Richtige erkannte, die Majorität ins 
Mittel (6 Stimmen) ; die Minorität beantragte reinen Gesellschafts- 
bau ohne jegliche Staatshilfe, sie war geführt durch Martin 
Escher- Hess, den bereits erwähnten Begründer der ersten 
schweizerischen Bahnen und verfügte über fünf Stimmen ®). Der 

^) Bundesblatt, 1850 III, S. 429 flf. 

*) Botschaft vom 25. März 1897, S. 4- 

3) Bundes-Bl. III, S. 579 flf. 

^) Ziegler. Die Gewerbstätigkeit der Eisenbahn in der Schweiz. 1858, S. 8. 

^) Bundes-Bl. 1851 I. 347. 

®) Eine äusserst interessante kurze Darstellung der damaligen Eisenbahn- 
kompagnie bringt das Majoritätsmitglied J. F. Peyer im Hof „Aus den Anfängen des 
neuen Bundes", Frauenfeld 1900, S. 42 — 47. 
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Nationalrat entschied, ohne Diskussion {^^ mit 68 gegen 22 Stimmen 
zu Gunsten des Minderheitsantrages für reinen Privatbau ohne 
Staatshilfe, Leider fand keine namentliche Abstimmung statt, 
so dass sich genau nicht mehr feststellen lässt, welcher Faktor 
hier mitspielte. Blumer ^) meint, es sei dies reine politische 
Weitsichtigkeit gewesen, doch mögen es weniger das gesamte 
Vaterland, als die eigenen Interessen, gepaart mit einem fanati- 
schen „Kantönligeiste" gewesen sein, welche diese Majorität im 
Nationalrate zustande brachte. Doch hat der damalige Beschluss 
der Tendenz, welche nun einmal dem Bundesstaate inne wohnt, 
sich allmählich zutn Einheitsstaate umzuwandeln^ nur vorüber- 
gehend Einhalt gebieten können, Militär und Verkehrsmittel sind 
nach und nach zentralisiert worden, langsam fallen die kanto- 
nalen Schranken, doch ist diese Tendenz weit entfernt, die mit 
Recht perhorreszierte „Helvetik" zu erneuern! 

Wir sind hier abgeschweift, konnten aber nicht umhin, die 
Begründung unseres Privatbahnsystems zu beleuchten. 

Am 28. Juli 1852^) fand das erste schweizerische Bundes- 
gesetz über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen die Ge- 
nehmigung der Räte. Nicht einmal das Konzessionsrecht konnte 
für den Bund gerettet werden^). Nur das Recht ^ die kantonalen 
Konzessionen zu genehm^igen^ ist ihm durch Art. 7 gewährt 
worden. Doch ist diese Kompetenz bei weitem nicht derart 
gestaltet, dass der Bund ein Verfügungsrecht hätte, wie z. B. 
heute hinsichtlich der Tarife. Die Genehmigung konnte nur 
verweigert werden, wenn die fragliche Bahn die y^militärischen 
Interessen der Eidgenossenschaft^ verletzen würde. Wie schwer 
festzustellen und wie schwer zu beschützen diese waren, ohne 
die Interessenten (Bahn, Landesteil) zu schädigen, beweisen die 



^) Bundesstaatsrecht II. 2. Aufl., S. 44. 

2) A. S. II, S 160 ff. und E. A. I, S. 7. 

') Anderer Ansicht ist freilich Ziegler (S. 62), welcher sagt, das Gesetz 
räume demselben die Befugnis dazu ein, doch findet diese wohl allein dastehende 
Behauptung ihre Widerlegung in dem klaren Wortlaute des Art. 2 und besonders 7 
und in der Praxis. 
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Erwägungen im Protokoll der Revisionskommission von 1848 *). 
Vorbehalten blieben ferner die Verpflichtungen gegen Post und 
Telegraph und hinsichtlich des Tarifwesens, aber nur diejenig-en 
gegen die Miliiärverwaliungen (halbe Taxe), Geändert wurde 
aber vom Bunde an den Konzessionen, bestehenden und neuen 
de facto gar nichts. Der Bundesrat wurde beinahe eine einfache 
Registraturstelle, genau so wie die französische Privatwirtschaft 
das Ministerium sich gedacht hatte; an einem Tage wurden oft 
20 — 30 Konzessionen „genehmigt" ^). Wenige Punkte aus- 
genommen (Post, Telegraph, Militär) sehen wir uns auf den 
Standpunkt des Bundesvertrages von 181s zurückversetzt. Das 
Eisenbahnwesen ist wieder der Willkür der Kantone und der 
Privatwirtschaft ausgeliefert worden! 

Das Bundesgesetz enthielt ausser dem Militärartikel hinsicht- 
lich des Tarifwesens nur die eine Bestimmung: Art. 13: „Jede 
Eisenbahnverwaltung ist verpflichtet, den Anschluss anderer 
Eisenbahnunternehmungen an die ihre in schicklicher Weise zu 
gestatten, ohne dass die Tarifsätze zu Ungunsten der einmün- 
denden Bahnlinie ungleich gehalten werden dürfen,^ Wenn 
auch letztere Bestimmung, wohl aus Furcht vor Repressa/Zen 
durch die geschädigte Anschlussbahn, ziemlich gehandhabt wurde, 
so nahmen die Privatbahnen, hinter welchen sich oft Lokal- 
interessen versteckten, die Vorschrift des „schicklichen An- 
schlusses" nicht immer sehr genau, zur grossen Unannehmlichkeit 
der Verkehrs weit, heute noch lässt die Befolgung dieser Vor- 
schrift, unter allen möglichen Vorwänden, vielerorts sehr zu 
wünschen übrig. Wir verweisen hier nur auf das Fahrplanwesen 
mit seinen oft sehr schlechten Anschlussyerhältnis^en ^). 

Ein heilloser Tarifwirrwarr war die Folge dieses unzu- 
länglichen Gesetzes. Wichen die vor 1852 genehmigten Konzes- 
sionen schon bedenklich in dieser Hinsicht von einander ab, so 



*) Protokolle von 1848, S. 55/56, 58/59, 152, 162 — 165, 196, Auszüge in 
Blumer II, 37 — 39. 

*) A. S. III, S. 195, 199, 203, 207, 256, 261, 271, 276, 281, 286, 291 296, 
300, 304, 308, 313, 320, 325, 329, 333, 562, 567, 572, 578, 583, 608, 650. 

^) Wolf, Sammlung Schweiz. Bundesgesetze I, 626. 
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gingen jetzt die Kantone, welche zum Teil von den Eisenbahn- 
gesellschaften förmlich beherrscht wurden, noch viel selbständiger, 
sich gegenseitig in Schwäche überbietend, vor! Rühmlich her- 
vorzuheben ist die Eisenbahnpolitik Berns, gerade als das Bundes- 
gesetz angenommen worden war, knüpfte die damals noch pro- 
visorische Zentralbahnverwaltung mit diesem Kantone Unter- 
handlungen an, welche zur „Übereinkunft über Konzessions- und 
Pflichtenvertrag für den Bau und Betrieb von Eisenbahnen im 
Kanton Bern vom 24. November 1852"^), führte. Im § 19 
schloss sich Bern in zuvorkommender Weise den schon be- 
stehenden ausserkantonalen, speziell den aargauischen Tarif- 
bestimmungen an ^). Leider folgten nicht alle Kantone diesem 
zentralistischen Vorgehen ! Die Konzessionen bringen eine wahre 
„Blütenlese" von mehr oder weniger brauchbaren Tarifbestim- 
mungen, welche den Gesellschaften vollste Freiheit Hessen. Die 
meisten graubündnerischen Konzessionen bestimmen: „Die Maximal- 
sätze für den Personen- und Warentransport sollen annähernd (!) 
nach Massgabe des Durchschnitts (!) der Fahr- und Frachttarife 
auf anderen schweizerischen Eisenbahnen festgestellt werden." 
Für die st. gallische Strecke Rorschach-Altstätten-Ragaz-Wallen- 
stadt verfügte die Konzession vom 15. Januar 1853'), „solle sich 
die Gesellschaft an den Durchschnitt der schweizerischen Bahnen 
halten". Für die Bodensee-Gürtelbahn und Linie Feldkirch-Rüti 
sollten die K. und K. Bahnen massgebend sein. 

Für die St. Gallische Strecke Rüti-RapperswiH) galten die 
Sätze der zweiten Zürcher Konzession vom 21. September 1852^). 



*) Berner Amtl. Sammlung-, VII. 

^) Bern fasste den Eisenbahnbau von jeher als eine nationale Aufgabe auf, 
wie es dies in einem Schreiben an Zürich vom 24. Juli 1845 schon zum Ausdruck 
bringt. Abgedruckt bei Wrubel, S. 44. Leider können wir in dieser Arbeit nicht 
auf air das reiche Aktenmaterial, welches in seiner Schrift gesammelt ist, eintreten, 
besonders interessant sind die Vorentwürfe der Konzessionen. 

») St. Gallen A. S. III, 3. B. 105. 

^) Wrubel. S. 115, I. Klasse per Schweizerstunde der Bahnlänge Fr. 0.50, 
II. Klasse per Schweizerstunde der Bahnlänge Fr. 0.35,. III. Klasse per Schweizer- 
stunde der Bahnlänge Fr. 0.25. Vergl. auch St. Gallen, A. S. III. B.B. 109. 

'^) St. Gallen, A. S. HI, 3. B., 109, 145. 
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tember 1852 ^). Die Toggenburgerbahn durfte laut Konzession 
vom 18. Brachmonat 1866 die für St, Gallen „sonst gültigen 
Tarife" nicht übersteigen. Wenn in einem Kantone so ver- 
schiedene Vorschriften bestanden, wie grenzenlos mussten die 
Disparitäten in der ganzen Schweiz sein? So ging es fort und 
fort bis 1874, von da an bekamen jedoch nur neue Konzessionen 
einheitliche Gestalt und gleichen Inhalt. Wenn möglich noch 
unheimlicher gestalteten sich die Tarife in der welschen Schweiz, 
wo die französischen „Cahiers de charges" ihren Einfluss geltend 
machten. Ein trübes Bild bieten z. B. die Normalsätze der Jura- 
Simplonbahn, welche wir im Anhange I folgen lassen. 

In je einer Konzession hatten sich St. Gallen und Freiburg 
ein direktes Tarif bestimmungsrecht gewahrt, ersteres aber (Kon- 
zession vom 14. Juni 1859) wollte die Maximalsätze „annähernd (!) 
nach Massgabe der französischen, belgischen und deutschen Tarife, 
mit Berücksichtigung der obwaltenden Verhältnisse" festsetzen, 
gewiss wäre hier eine positive Verfügung in der Konzession 
weniger umständlich gewesen. Die Freiburger Konzession vom 
27. November 1857 hatte dem Staate nur das Bestimmungsrecht 
gewahrt. In der Regel blieb es aber bei den toten Paragraphen. 
Die Gesellschaften setzten ganz einfach die Behörden, da wo sie 
sich überhaupt ein Recht der Kenntnisnahme gewahrt hatten, 
von der Einführung* eines Tarifs in Kenntnis. Vielerorts kam es 
sogar vor, dass der Staat, wie das gewöhnliche Publikum erst 
durch das Verkündigen derselben Kenntnis davon erhielt^). 

Am trostlosesten war der Wirrwarr im Gütertarifwesen, 
Heutzutage werden die Güter durch sogenannte „ Warenklassifi- 
katione7i^^ behufs Taxierung geordnet. Ohne Anspruch auf Voll- 
ständigkeit machen zu können, habe ich die vorhandenen Taxa- 
tionssysteme zu ordnen gesucht: i. Eine Reihe Westbahnkon- 
zessionen (Genf-Versoix, Verriere-Neuchätel-Neuenstadt, Neuen- 



1) A. a. O. III, 3. B. 95. 

2) Wir finden demnach in jener Periode der Schweiz ebenso klägliche Ver- 
hältnisse, wie V. d. Leyen sie für Amerika darstellt S. 120; es sind dort kaum 
einige tastende Versuche der Staatsgewalt zu konstatieren; hierüber auch Gomel, 
S. 20 ff. 



r- 
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Stadt- Vauxmarcus, Lausanne- Freiburg-Bernergrenze) stellen vier 
Warenklassen auf mit im wesentlichen gleichen Grundtaxen. 
2. Die übrigen Suisse-Occidental, dazu die meisten Jura-Bern- 
Luzern und Centralbahnkonzessionen verlangen vier Waren- 
klassen mit festgesetzten Maxim a für die niedrigste Klasse. 3. Jura- 
Simplonbahn (jurassisches Netz, exklusive Pruntrut-Delle) die 
aargauischen C. B. -Konzessionen fordern nur Aufstellung von 
Warenklassen ohne Angabe der Zahl! 4. Gibt es Konzessionen, 
welche überhaupt keine Klassifikation verlangen, sondern nur 
ein Maximum für eine Gewichtseinheit per Stunde oder Kilo- 
meter einsetzen (die meisten N. O. B. Konzessionen, zürcherische 
und thurgauische Strecken V. S. B.); 5. kommen ausnahmsweise 
bei Suisse-Occidentale Taxen nach Wertsystem vor. Erst die 
Normalkonzession forderte hier für die ganze Schweiz Ermässigung 
für Benutzung ganzer Wagen ^). 



IL Die Periode der Festigung der Bundesgewalt. 
§ II. Die Reformversuche von 1863/72—1900. 

Die oben erwähnten Misstände waren allgemein fühlbar, der 
Bund war machtlos, die Initiative ging deshalb von den Gesell- 
schaften selbst aus. Am iS- Oktober 1863 kam die erste Tarif- 
veretnigung zu stände mit drei Stückgut und drei Wagenladungs- 
klassen (L, IL, III., I., 2., 3.). Nicht beigetreten sind Tösstalbahn 
und J. B. L., Emmentalbahn. Der Gotthardvertrag vom 15. Ok- 
tober 1869, welcher auch dem Bunde das Mittel in die Hand 
gab, den Eisenbahnen persönlich beizukommen, gab Anlass zur 
Warenklassißkatio7t vom. /. Juni 18^2^ welche man von den 
süddeutschen Bahnen übernahm, mit zwei Stückgut und fünf 
Wagenladungsklassen ^). 

*) Niggli, Das Gütertarifwesen im allgemeinen etc., Bern, Dissert. 1898. Be- 
richt des Tarifvereins über das Schweiz. Eisenbahntarifwesen 1886. Schweiz. 
Handels- und Industrieverein, „Das Gütertarifwesen der Schweiz. Eisenbahnen 1884.'* 

2) Niggli, S. 33. 
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Beide Vereinigungen schufen nur eine formelle Einheit, die 
Höhe der Taxen blieb der Willkür der Konzessionen anheim 
gestellt, sie bedeuteten somit nur einen kleinen Fortschritt. Auch 
die Gesellschaft kümmerte sich wenig um die Vereinigung. 1866 
führte die Suisse-Occidentale, 1868 die C. B. einen neuen Güter- 
tarif ein, welcher sich nur formell derselben anschloss. Die 
bernischen Staatsbahnen (J. B. L.) zeigen sich auch wenig fort- 
schrittlich, da das Gesetz über Organisation und Betrieb der- 
selben vom 3. Juni 1869, die Klassifikation dem Verwaltungsrat 
unter Vorbehalt seitens der Regierung einräumt, doch zeigte 
dieser Staatsbetrieb hinsichtlich seiner Tarifvorschriften einen 
nicht unerheblichen Fortschritt gegenüber den gleichzeitigen 
Konzessionen. (Art. 41 — 48 d. G.). 

Diese Reformversuche im Gütertarifwesen Hessen die Per- 
sonentarife ganz unberührt, wenn auch Reklamationen laut wurden, 
so wurden sie massgebend enorts nicht berücksichtigt und gar 
nicht beachtet. 

Fieberhaft wurde am Ausbau des Eisenbahnnetzes gearbeitet, 
Konzession über Konzession erteilt^), bis Ende der 60er Jahre 
die Eisenbahnkrisis und das Gotthardprojekt den Bund zu ernstem 
Aufsehen mahnte. Erst der mehrfach erwähnte „ Gotthardv ertragt 
von 1869^), welchen der Bundesrat einzig im Vertrauen auf den 
Scharfblick der eidgenössischen Räte eigentlich auf seine Ver- 
antwortlichkeit unterzeichnet hatte, sollte unsere Tarifpolitiker 
in zentralistische Bahnen lenken. Der Bund hatte gegenüber 
den Vertragsstaaten Verpflichtungen eingegangen, welche durch- 
zuführen er gemäss dem damaligen Stande der Gesetzgebung- 
keine Kompetenzen hatte. Die Bundesversammlung ging nun 
ans Werk und erliess am 23. Dezember 1872 das heute noch 
geltende Eisenbahngesetz, dazu am i. Februar 1875 eine Ver- 



*) Bauliche Entwicklung der Schweiz. Eisenbahnen. Botschaft vom 25. März 
1897 (Rückkauf), S. 16—22, bezw. 29. 

^) Meili, Das Recht modemer Verkehrs- und Transportanstalten, S. 74 (rele^ 
vante Bestimmungen). Vollständig A. S. X. 555, 230, 583 und Wanner: Gescliichte 
und Begründung des Gotthardunternehmens (Nachträge) A. S. Nr. 7, III, 191. 
Blumer II, 56 — 65. E. A. II, 24; V. 176, 177, 183, 233, 234; VI, 6, 139 140. 
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Ordnung, welche aber nur die Vorlage behufs Konzessions- 
erwerbung, Bauausführung, Finanzausweis etc. betrifft ^). In 
Vollziehung von Art. 36 des Gesetzes arbeitete der Bund ein 
einheitliches Transportreglement aus, 9. Juni 1876^). 

Wir haben auf die dem Bunde durch die neue Gesetz- 
gebung (speziell das Eisenbahngesetz) eingeräumte Kompetenzen 
hinsichtlich des Tarifwesens nicht mehr einzutreten, im Kapitel I 
wurden diese erörtert. Eine neue Periode des Eisenbahnwesens 
begann mit dem Jahre 1872^) und wird ihren Abschluss erst 
finden wenn alle Hauptbahnen vom Bunde zurückgekauft sein 
werden. 

Das Tarifwesen hat sich mächtig entwickelt, besonders seit 
Anfang der 80 er Jahre kamen eine Menge Neuerungen zur 
Durchführung, welche zur Steigerung unseres Verkehrs mächtig 
beitrugen. Als neue Elemente kamen zahlreiche Bergbahnen 
hinzu, welche teils im Betriebe von grossen Gesellschaften (J.-S.) 
stehen, teils selbständig begründet wurden. Ihnen scheint eine 
selbständige Entwicklung bevorzustehen, da sie im allgemeinen 
von der Rückkauf kompagnie nicht berührt werden*). 

Was die Entwicklung ermöglichte, war in erster Linie die 
ziemlich straffe Zentralisati07t des gesamten Eisenbahnwesens. 
Man kann sich nicht verhehlen, dass diese Reaktion in unserer 
Politik auch diesmal wieder von aussen her, durch den Druck 
der Signatarmächte des Gotthardvertrages, veranlasst wurde. 
1872 ging das Konzessionsrecht, welches früher von den Kan- 



I) E. A. I, 7; ni, v. 31. 

*) Transport-Reglement der Schweiz. Eisenbahn- und Dampfschiffunterneh- 
mungen vom I. Januar 1894. E« A. XI, 93, Neuausgabe, revidiert unter Aus- 
dehnung auf Dampfschififunternehmungen, 11. Dezember 1893. Nachträge I (17. Mai 
1899); n (17. Sept. 1501). Separat erschienen sind dazu: Anl. V., 17. März 1899, 
femer Anhang III vom 3. Dezember 1900. 

^) Der wichtige Eröffnungsakt für dieselbe war die Schaffung der Normal- 
konzession von 1873, vergl. § 14. 

*) In neuerer Zeit regt sich im Kanton Bern der Staatsbahngedanke wieder 
bedeutend, eine umfangreiche interne Rückkaufskompagnie ist dort durch den bereits 
eingeleiteten Rückkauf der Bemer Oberlandbahnen eröfifnet worden. 

4 
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tonen ausgeübt wurde, ganz und gar an den Bund über, die 
Kantone haben nur bei den vorbereitenden Verhandlungen mit- 
zuwirken (Art. i), Statuten etc. unterliegen nun der Genehmi- 
gung des Bundes. Jede neue Linie bedarf amtlicher Kollauda- 
tion, die Brief und Fahrpost muss unentgeltlich von den Bahnen 
befördert werden. Dem Bunde wird ferner die Gesetzgebung 
über die Rechtsverhältnisse des Frachtverkehrs und der Spedi- 
tion auf Eisenbahnen vorbehalten, ebenso die Haftpflichtgesetz- 
gebung. 

Als die Normalkonzession 1873 in Kraft trat, war vor kaum 
Jahresfrist im Gütertarifwesen durch eine schon erwähnte Ver- 
einbarung eine formelle Reform durchgeführt worden, bei welcher 
man es bis 1882 bewenden Hess ^). Am 5. September dieses 
Jahres fasste der Bundesrat einen Beschluss bezüglich Anwendung 
von Staffeltarifen'^^, Ihre Verwendung wurde erlaubt, aber in 
dem Sinne, dass es nicht zulässig sei, „bei der Bildung von 
direkten und Transittarifen Staffeltarife an proportional ge- 
rechnete Tarife anzustossen oder zwei oder mehrere Staffeln zu 
kumulieren." Dieser Verfügung mussten die ostschweizerischen 
Staffeltarife weichen und wurden nicht mehr ersetzt. Zu be- 
merken ist hier, dass Staffeltarife weder in den alten noch in 
den neuen Konzessionen vorgesehen waren. Sie wurden zwar 
vom Bunde, wie wir sehen, deshalb nicht angefochten, sondern 
nur weil sie Art. 35* des Eisenbahngesetzes widersprachen. 
1876 hatten die Verwaltungen den Bund ersucht, die Tariffrage 
zu studieren, da die damaligen Misstände unerträglich geworden 
waren, doch blieb die Angelegenheit unerledigt. 

Erst am 26. Juni 1883^) fasste die Bundesversammlung einen 
Beschluss: „Der Bundesrat wird eingeladen c) das Tarifwesen 



^) Frey, das Projekt „einer Fusion der S.-C.-B. und N.-O.-B., Aarau 1893". 
Tabellen III, a, b, c und d. 

^) Niggli, S. 110 ff. und Ulrich, Eisenbahntarifwesen, S. 371 ff. 

^) Gleichzeitig machte der Bund seinen ersten missglückten Verstaatlichungs- 
versuch 1883, dem 1888, 1887/88, 1890. 1891 weitere folgten, die jedoch auch 
keinen befriedigenden Abschluss fanden und die jetzige Kompagnie nur vorbereiteten. 
(Kurze Darstellung derselben Rückkaufsbotschaft wie 25. März 1897, S, 29 — 44.) 
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der schweizerischen Eisenbahnen einer gründlichen Prüfung zu 
unterziehen und Bericht und Antrag über Abstellung diesfalls 
etwa sich ergebender Misstände zu hinterbringen." Am 23. No- 
vember gleichen Jahres erstattete der Bundesrat den gewünschten 
Bericht. Mit keinem Worte wird darin des Personentarifwesens 
gedacht, gewiss waren viele hierüber enttäuscht und mit vollem 
Rechte, aber anstatt auch eine Prüfung desselben zu verlangen, 
liess man ruhig die Sache liegen. 

§ 12. Meinungsaustausch über die Personentarifreform 
zwischen Bund und Eisenbahnverband. 

Jahre verflossen, ohne dass sich jemand um die dringend 
notwendige Personentarifreform bekümmerte. 

Endlich beauftragte das Eisenbahndepartement seinen In- 
spektor für das Tarifwesen, Herrn Farner, ein Memorial über 
die Reform der Personentarife auszuarbeiten, welches am 27. Mai 
1889 erschien. „Die ursprünglichen Reformvorschläge, sagt 
das Memorial, gingen denn auch grundsätzlich darauf aus, im 
Personenverkehr eine billige Einheitstaxe für alle Entfernungen 
einzuführen, welche zu Gunsten des Lokalverkehrs durch be- 
sonders ermässigte Sätze amendiert werden könnte." Es ist dies 
der Standpunkt, welcher dem Verfasser als geeignete Operations- 
basis erschien. Mit Recht bekämpft er den damaligen, ja heute 
noch bestehenden Uebelstand, dass man anstatt allgemeine Er- 
mässigung durchzuführen, immer neue ausnahmsweise Ermässi- 
gungen gewährt. 

Ausgehend von dem richtigen Grundsatze, dass eine billige 
Einheitstaxe nur durch entsprechende Verkehrssteigerung kom- 
pensiert werden könne, stellte Herr Farner folgende Postulate auf: 

I. Vereinfachung des Tax- und Kontrollwesens, Erleich- 
terung des Vertrages und Abrechnungsverhältnisses 
zwischen den Verwaltungen; es würde dies Verminde- 
rung der Betriebsausgaben zur Folge haben, 

i. Erhöhung des Verkehrs durch Verbilligung, 
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3. Verbesserung und Vereinfachung des Billetsystems, die 
Einführung von Zonentarifen, denen er gar nicht ab- 
hold ist, behält er besonderer Erwägung vor. 

Ausnahmen von den Normaltaxen will er nur für Militär, Polizei^ 
Abonnenten und den Nahverkehr einräumen. Zu letzteren gehören 
hauptsächlich die Arbeiter, welche er mit Recht so günstig 
stellen will wie möglich. Je länger je mehr werden die Arbeiter 
gezwungen, vom Arbeitslokal entfernt Wohnungen zu nehmen^ 
da das Leben in den Zentren zu teuer ist, wenn sie auf dem 
Lande billig wohnen können, werden sie eher in die Lage ver- 
setzt, sich bequemer einzurichten, eventuell sogar einen kleinen 
Grundbesitz zu erwerben. Das Eisenbahndepartement kann nicht 
eingehend alle Lokalverhältnisse prüfen, „es sind also in erster 
Linie die Gesellschaften, welche zu erwägen haben werden, ob 
und in welchem Umfange sie auf eine Tarifreform eingehen 
wollen, die eine Ermässigung der Taxen unter das konzessions- 
gemässe Maximum zum Ziele hat, und es ist anzunehmen, dass 
sie sich beeilen werden, zu Experimenten zu schreiten, deren 
Erfolg wirklich nicht vorberechnet werden kann. Es steht dem 
nicht bloss der Wunsch der Gesellschaften, die Finanzlage keiner 
Gefährdung auszusetzen, sondern auch das Interesse entgegen, 
während der Zeit, deren Betriebsergebnisse für den Rückkauf 
massgebend sein sollen, die Einnahmen möglichst wenig Schwank- 
ungen nach unten auszusetzen." 

Die im Memorial beantragten Grundtaxen für einfache Fahrt 

sind folgende : jy ^l. 3,75 Cts. II. Kl. 5,625 I. Kl. 9,375 

Der Durchschnitt der 
heutigen Taxen beträgt: 5,20 7,30 10,4 

Die „Memorialsätze", wie wir uns erlauben, sie zu nennen,, 
entsprechen somit dem Durchschnitt der geltenden Taxen für 
Hin- und Rückfahrt. 

Unter diesen Bedingungen gäbe es keinen Retourrabatt mehr. 
Es würde überdies eine grosse Vereinfachung und Verbilligung 
des Billetsystems entstehen, da dadurch eine Reform eingeführt 
würde; gemäss welcher eine beliebige Anzahl Billete, wohl in 
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Form von Kilometermarken ^) vorbezogen werden könnten. Die 
„Memorialsätze" würden alle bisherigen, doch ziemlich willkür- 
lichen Ausnahmetarife ersetzen, nur Abonnements mit besonderen 
Vergünstigungen für Schüler und Arbeiter sollten fortbestehen 
dürfen. An Hand der sehr mangelhaften, bei den verschiedenen 
Verwaltungen ganz verschieden geführten Statistik konnte das 
Inspektorat den voraussichtlichen Einnahm enausfall bei gleich 
bleibendem Verkehr auf ungefähr 3,142,000 Fr. für einfache 
Fahrt berechnen, dagegen würde die Mindereinnahme für Retour- 
fahrten nur 187,000 Fr. betragen. Die Mehreinnahme, welche 
die Abonnements erzielen würden, wird auf 3,329,000 Fr. ange- 
schlagen, so dass keine Aenderung zu konstatieren wäre. 

Nach Ansicht des Verfassers sollte das Memorial nur als 
Anregung dienen und weitere Studien veranlassen, welche eine 
glücklichere Lösung der Frage herbeizufuhren im stände wären. 
Das Inspektorat würde eine solche im Sinne des Zonentarifs 
begrüssen, nach Perrotschem Muster ^) könnte aber nur ein System 
von möglichst wenig Taxstufen zum Ziele führen. Einzige Vor- 
aussetzung einer möglichen Reform in diesem Sinne wäre aber, 
wie das Inspektorat richtig bemerkt, die Vereinheülichung aller 
Schweizernetze tinter ein Betriebsinteresse. Die österreichisch- 
ungarischen Zonentarife Hessen sich jedoch wegen ganz anderer 
Lokalverhältnisse in der Schweiz kaum anwenden, und müssten 
ganz umgearbeitet werden. 

Das Memorial, welches einer Einladung des Eisenbahndeparte- 
ments an den Eisenbahnverband, die Personentarif-Reformfrage 
zu prüfen, unmittelbar gefolgt war, wurde von den Verwaltungen 
vorgreifend dem Berichte an das Departement beantwortet und 
dadurch das ganze Geschäft erledigt. 

Die Antwort der Verwaltungen des Schweizerischen Eisen- 
bahnverbandes auf das „Memorial", datiert vom i. März 1890, 
ist in ziemlich lebhaftem Tone abgefasst. Sie verwirft in erster 



*) Pfizer, „Das Eisenbahnbillet der Zukunft", 1901. 

^) „Die Reform des Eisenbahntarifwesens im Sinne des Penny-Portos, Bremen 
1869", auszüglich in Ulrich, „Personentarifreform", S. 14. 
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Linie ganz richtig die Möglichkeit eines Vergleiches der öster- 
reichisch-ungarischen Verhältnisse mit den schweizerischen. Ueber 
den Antrag, die gegenwärtigen Retourtaxen künftig als Einheits- 
taxen zu verwenden, äussert sich der Eisenbahnverband wie folgt : 
„Wir sind der ganz entschiedenen Ueberzeugung, dass eine Tax- 
reform, welche dieses Resultat hätte, vom Publikum und speziell 
vom schweizerischen Publikum, für welches die Bahnen doch in 
erster Linie da sind, als eine durchaus verfehlte bezeichnet würde 
und wie wir glauben mit vollem Rechte." Besonders scharf 
wird der ungerechte Vorwurf des Inspektorats, Retourtaxen 
widersprechen dem Sinn und Geiste des Eisenbahngesetzes (Re- 
faktienverbot !), zurückgewiesen, da diese Taxen, wie alle anderen 
gehörig veröffentlicht und sogar konzessionsgemäss vorgeschrieben 
seien. An Hand der Statistik beweist der Verband, dass ^s des 
Gesamt Verkehrs auf kleine Distanzen bis 20 km sich bewegen» 
während nur 7* 21 — 40 km und nur 7? — 7« ^Uer Reisenden über 
diese Grenze hinaus fahren. Eine Verkehrssteigerung glaubt 
die „Antwort" als Folge der eventuellen Einführung der Memo- 
rialsätze nicht erwarten zu können, weil gerade das Wichtigste 
und Reformbedürftigste, der Lokalverkehr dadurch ;^/^^/ gefördert 
würde. Im Durchschnitt deckt der schweizerische Personenver- 
kehr (hauptsächlich Touristenverkehr) die auf ihn entfallenden Be- 
triebskosten (was z. B. in Deutschland nicht der Fall ist). Warum 
deshalb die Bahnen einem ganz bedeutenden Verlust aussetzen, 
der unvermeidlich wäre ? Es ist keine Aussicht vorhanden, diese 
Mindereinnahmen durch erhöhte Frequenz auszugleichen, indem 
einmal eine Ermässigung, nicht demjenigen Teile des Verkehrs 
zufallen würde, welcher für dieselbe am empfindlichsten und 
dankbarsten ist, und dann die erhöhte Frequenz nicht nur die 
gegenwärtigen Bruttoeinnahmen einbringen müsste, sondern einen 
weit höheren Betrag, der auch noch die vermehrten Betriebs- 
kosten, welche sich mit absoluter Sicherheit einstellen werden^ 
zu decken hätten. 

Wir sind nicht in der Lage, zu prüfen, ob die Befürchtungen 
des Eisenbahnverbandes begründet sind, doch haben eingezogene 
Erkundigungen ergeben, dass schon 1890 die Ansichten, welche 
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das Inspektorat niederlegte, wenig gebilligt wurden und dass 
man sie heute noch, weil nicht auf Erfahrungen, sondern ledig- 
lich auf Theorie beruhend, nicht zu billigen vermag. 

Ohne praktisches Resultat fanden nun die gegenseitigen Mei- 
nungsäusserungen zwischen Bund und Eisenbahnverband ihr Ende. 

§ 13. Die schweizerischen Personentarife der Gegenwart. 

Einleitung. 

Durch die Volksabstimmung vom 7. Februar 1898 wurde 
das Rückkaufsgesetz ^) mit einer ganz unerwarteteu Mehrheit 
angenommen, gemäss welchem dem Bunde die Kompetenz er- 
teilt wurde, die sechs Hauptnetze der Schweiz zurückzukaufen 
und auf eigene Rechnung zu betreiben. 

Die Rückkaufskampagne hat nun bereits begonnen, die 
„Schweizerische Zentralbahn", die „Nordostbahn" und die „Ver- 
einigten Schweizerbahnen" sind durch „freihändigen Rückkauf"^) 
an den Bund übergegangen. Die übrigen grossen Gesellschaften 
sehen auch ihrer nahen Auflösung entgegen. Der Abschluss der 
Privatbahnperiode ist für die Schweiz in absehbare Nähe gerückt. 
Es ist deshalb von Interesse, den gegenwärtigen Stand des Tarif- 
Wesens festzustellen. Bezugnehmend auf die früher aufgestellte 
Unterscheidung zwischen Normal- und Ausnahmetarifen gehen 
wir von folgender Grundeinteilung aus: 

1. Konzessionsgetnässe Normaltarif e für 

einfache Fahrt, 

Hin- und Rückfahrt, 

Militär- und Kindertransporte. 

2. Ausnahm-etarife. 

a) Für jedermann zugänglich : 



*) Vergl. Botschaft vom 25. März 1897 und B.-G. betreffend die Erwerbung 
und- den Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung des Bundes und die Organisation 
der Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen, 15. Oktober 1897 ^- ^' ^- ^• 
N. F., XVI, 553. 

2) Rückkaufsbotschaft S. iio. 
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Sonn- und Festtagsbillete, 
RundreisebiUete (feste und kombinierbare)^ 
gewöhnliche Abonnements. 

b) Ausnahmen, die nur unter Berücktichtigung der Per- 
sonen und spezieller Transportverhältnisse gewährt 
werden : 

Armentransporte, 

Schüler- und Arbeiterbillets, 

Gesellschaftsbillets (verschiedene Arten), 

Gebirgsausnahmetarife, 

Gratistarife (Freikarten, Beamtenbillets), 

Wagenmiete, Kranken- und Leichentransporte. 



I. § 14. Die konzessionsgemässen Normaltarife 

und Einheitssätze. 

Je nach dem Eisenbahnsystem, welches ein Land beherrscht, 
können die Grundlagen, auf welchen die Tarife aufgebaut sind, 
entweder Konzessionen, generelle Eisenbahngesetze oder Tarif- 
gesetze sein. Gewöhnlich pflegt man unter Normaltarif einen 
einfachen Kilometertarif zu verstehen, so z. B. in der Schweiz, 
doch kann auch wie z. B. in Ungarn ein Zonentarif, Normal- 
tarif sein. 

Die Schweiz steht, wie wir sehen werden, in der Mitte, in- 
dem sie neben dem überall geltenden Kilometertarif auch Staf- 
feln kennt. Letzteren wurde zwar der Charakter als solche im 
Schweiz. Tarifwesen abgesprochen ^), doch können wir einer 
solchen Ansicht nicht beipflichten, da für die Begriffsbestimmung, 
die differentielle Berechnung^ nicht aber die Anzahl der Staffeln 
relevant ist. 

Doch müssen wir, um nicht von Grund auf eine neue De- 
finition zu entwickeln, hier an dem allgemein in der Schweiz 
geltenden Begriffe von Normalsatz festhalten, welcher mit dem- 



») Niggli, S. 104. 
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jenigen von Kilometersatz ganz identisch ist. Z. Z. gelten in der 
Schweiz folgende Normalsätze: 



Bahn. 



G 

S g 



Per Kilometer in Cts. 



Einfache Fahrt. 



II 



III 



Hin- u. Rückfahrt. 



II 



III 



Rabatt in o/o 
der doppel- 
ten einfachen 
Taxe. 



Hin- n. Rückfahrt. 



II 



III 



Jura-Simplon-Bahn (ohne 
Brünig^bahn) . . . 
Brünig-bahn : 

Brienz-Alpnachstad 
Alpnachstad -Luzern 

Centralbahn .... 

Aargauische Südbahn 

I. — 12. km . . . 

13. und ff. km . . 

Nordostbahn (ohne nachge 
nannte Strecken 
I.-— 12. km . . 
13. u. ff. km . . 
Glarus-Linthal , . 
Niederglatt- Otelfingen 
Dielsdorf-Niederwenigen 
Ziegelbrücke-Näfels . 
Schaff hausen-Feuerthalen 
Bötzbergbahn mit Kob- 
lenz-Stein 

i,-T-i2. km . . . , 
13, u. ff. km . . . , 

Vereinig. Schweizerbahnen 



922 

45 

321 

58 



643 



42 



84 



279 



2407 



tO,4 


7,3 


5,2 


l6,64 


11,68 


8,32 


20 


20 


20,0 


15,0 


6,0 


32,0 


24,0 


9,6 


20 


20 


lO^u 


7,0 


5,0 


16,0 


",2 


8,0 


20 


20 


10,75 


7,5 


5,375 


16,125 


10,0 


6,45 


25 


33V3 


10,4 


7,8 


5,2 


















I6,«4 


11,68 


8,82 


20 


20 








15,6 


10,4 


7,3 


25 


28,8 


10,4 


7,3 


5,2 


l6,64 


11,68 


8,82 


20 


20 








15,6 


10,4 


7,3 


25 


28,8 


10,0 


7,0 


5,0 


16,0 


11,2 


8,0 


20 


20 


10,4 


7,3 


5,2 


















l6,«4 


11,68 


8,82 


20 


20 








15.6 


10,4 


7,3 


25 


28,8 


10,75 


7,5 


5,375 


17,2 


12,0 


8,6 


20 


20 



201) 

20 
20 

40 

20 

29,8 



20 

29,8 



20 



20 

29,8 

20 



Note. Der Uebersichtlichkeit wegen sind die Taxen auch für die Vereinigten 
Schweizerbahnen nach Kilometern angegeben ; in Wirklichkeit liegen aber deren Per- 
sonentarif die alten Stundentaxen zu Grunde, angewendet nach den aus den Meter- 
distanzen abgeleiteten Wegstunden. Die genaue Umrechnung ihrer Stunden- in Kilo- 
metertaxen im Verhältnis von. i : 4,8 ergäbe etwas niedrigere Taxen, nämlich : 

10,4 7,8 5,2 l6,64 11,68 8,82 

Hierzu ist jedoch ein Zuschlag zu machen mit Rücksicht darauf, dass die Auf- 
rundung der Meterdistanzen bei den Vereinigten Schweizerbahnen auf die nächst- 
obere halbe Wegstunde erfolgt, statt bloss auf den nächstobem Kilometer, wie bei 
den andern Bahnen ; entsprechend einer Berechnung, welche seiner Zeit die Zentral- 
bahn hierüber dem Eisenbahndepartement vorgelegt hat, erhöhen sich hierdurch die 
Taxen durchschnittlich um 3^/0. 



*) Vgl, Anhang I: Grundtaxen und Ausnahmetarife der Jura-Simplon-Bahn. 
(Nach privaten Mitteilungen der Verwaltung.) 
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Die hier angeführten Normalsätze beruhen fast ausschliesslich 
auf Einzelkonzessionen. Die mehrfach erwähnte Norfnalkonsesszonj 
welche wir hier einer etwas eingehenden Betrachtung zu unter- 
ziehen haben, ändert am bereits Bestehenden nichts, da sie nur 
für nach 1873 zu konzessionierende Bahnen gültig sein sollten. 
Ihre Entstehungsgeschichte ist kurz folgende : Dem Bunde fehlte 
für Festsetzung der Tarife in den neuen Konzessionen eine feste 
Grundlage. Der Gotthardvertrag hatte einige Punkte festgesetzt, 
doch konnten diese nicht überall angewandt werden, da es sich 
hier ja in erster Linie um eine Gebirgsbahn gehandelt hatte. 
Das Zusammenkommen einer grösseren Anzahl von Konzessions- 
gesuchen bot den willkommenen Anlass, eine Nonnalkonzession ^) 
auszuarbeiten. In der .Sommersession des Jahres 1873 l^g^e der 
Bundesrat der Bundesversammlung seine diesbezügliche Botschaft 
mit dem Entwürfe vor^). Wichtige Wandlungen hatten sich im 
Geltungsbereiche des Eisenbahnrechtes, entsprechend der Zeit- 
entwicklung vollzogen. Am 17. September 1873 war einer Bahn 
Thun-Konolfingen Konzession erteilt worden. Seit 1852 gehörten 
schon die Pferdebahnen unter die Artikel der Eisenbahngesetz- 
gebung, nun wurden Dampfbahnen, Dampfschiffunternehmungen, 
elektrische und später auch die Luftbahnen ^), welche beinahe 
der Bundesgewalt entronnen wären, herbeigezogen. Die Bundes- 
gewalt dehnte sich somit allmählich über die Eisenbahnen im 
ursprünglichen Sinne des Wortes und überhaupt auf alle öffent- 
lichen Transportanstalten aus. 

Am 17. September 1873 wurde die Normalkonzession von 
der Bundesversammlung genehmigt. Die Tarifartikel, welche 
uns hier interessieren, sind folgenden Inhalts: 

I. Art. 15 setzt den Preis für den Personenkilometer für die 

I. Wagenklasse auf 10 Rappen, 

l-*' « » 7 » 

^AA» » » 5 » 

fest. Dieser Normalsatz wurde aus dem Durchschnitte der da- 



^) E. A. und F. I. 38. 157. 

2) Bundesblatt 1873. II. 1145 — 1 170. 

^) Postregalgesetz, Art. 8. 
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mals geltenden Personentarife berechnet. Bis dahin bestanden 
fast allgemein (eine Ausnahme machten nur die neuesten Kon- 
zessionen), Sätze, welche nach Wegstunden (4,8 km.) berechnet 
waren. Gewöhnlich handelte es sich um Schweizerstunden, bis- 
weilen aber um französische etc. Bei der Umrechnung musste 
dies berücksichtigt werden. Um Niemanden zu schädigen, wurde 
ganz genau gerechnet, anstatt auf- oder abzurunden. So erhielten 
gewisse Strecken Sätze mit zwei bis drei Dezimalstellen, wie z. B. 
5,375 oder ip,75 ^), was die Berechnung sehr kompliziert machte. 
Solchen Misständen war nicht beizukommen, zudem bekümmerte 
man sich überhaupt so gut wie gar nicht um den Personentarif. 
Niemand wird sich verhehlen können, dass die einfachen Sätze 
der Normalkonzession einen bedeutenden Fortschritt bedeuten. 
Art. 15 will zwar wörtlich genommen die Tarife per „Kilometer 
der Bahnlänge", also per Effektiv - Distanz berechnet wissen, 
doch galten schon damals die oben erwähnten Tarifdistanzen, 
so dass man nie genau am Wortlaut der Normalkonzession hielt. 
Nach dem Vorgange der früher konzessionierten Bahnen, be- 
hielten sich übungsgemäss die neuen hierin Selbstbestimmungs- 
recht vor. 

Ebenfalls nicht neu ist, hinsichtlich der Personentarife, die 
Unterscheidung zwischen gewöhnlichen ^) und Güterzügen. Schon 
früher gewährte man vielerorts eine P2rmässigung für Benützung 
der letzteren^), die Normalkonzession setzte den Rabatt auf 
20^/0 im Minimum fest. 

Der Gratistransport von Kindern wird übereinstimmend mit 
den alten KonzCvSsionen, auf solche von unter drei Jahren, welche 
keinen eigenen Platz beanspruchen, beschränkt, solche zwischen 
drei und zehn Jahren bezahlen überall halbe Taxe, früher kam 
zeitweise die Altersgrenze 3 — 7 Jahre vor. 

Retourtaxen sind mit einem Rabatte von mindestens 20% 
vorgesehen. Die alten Konzessionen und Tarife schwankten 



^) Botschaft vom 25. März 1897, S. 66. 

'■^) Hieher gehören auch die Schnellzüge, für welche die Schweiz keine 
Zuschlagstaxe kennt. 

^) § 24 der zürch. Konzession vom 21. XII. 1852. Wrubel 115. 
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zwischen 15 und 30%; Arme mit amtlichen Ausweisen, ebenso 
Polizeipersonal bezahlen halbe Taxen. 

Wir haben in gedrängter Kürze die Person entarifbestim- 
mungen der Normalkonzession aufgezählt. Ueber ihre Anwen- 
dung gibt Art. 21 Aufschluss. Die Tarife sind als Stations- 
tarife zu behandeln» d. h. sie werden von Station zu Station 
durch Multiplikation des Satzes mit der Kilometerzahl berechnet. 

Der Geltungsbereich der neuen Norm war aber leider ein 
sehr beschränkter, da sie keine rückwirkende Kraft besass, 
einzig neue Konzessionäre waren an sie gebunden. Bei den 
alten Unternehmungen herrschte der bisherige Wirrwarr nach 
wie vor weiter. Bei der heutigen S.-C.-B. bestanden damals im 
ganzen 15 Konzessionen, bei der heutigen N.-O.-B. deren 29 
u. s. w. Ohne viel zu übertreiben, kann man sagen, dass die 
Hälfte der Konzessionen, welche überhaupt Bestimmungen ent- 
hielten, bedeutend von einander abwichen. 

Aus der Tabelle geht hervor, dass doch viel zur Ver- 
einheitlichung getan wurde. Die Gesellschaften gingen selbst 
vielfach rühmlicherweise voran, indem sie verschiedene Kon- 
zessionen „zusammenlegen" Hessen, somit eine Art interner Fusion 
vollzogen und dabei ihre Personentarife reformierten. Es sei 
hier noch das Tarifschema der Gotthardbahn, welches in der 
vorstehenden Tabelle fehlt, nachgetragen '). 

Alle Strecken ausser Einfache Fahrt: Hin- und Rückfahrt: 

Cadenazzo-Pino: 10,416 7,291 5,208 16^666 11,666 8,333 

Seit Eröffnung der 
nörd. Zufahrtslinien: 10,416 7,291 5,208 15,624 10,207 6,770 

Cadenazzo-Pino 
(Normalkonzession): 10 7 5 

Die Handhabung der aufgezählten Sätze wäre an und für 
sich sehr einfach, doch bestehen bedenkliche Misstände, welche 



*) Das Transportgesetz anstatt sich der Normalkonzession anzuschli essen, 
setzt § 8 für einfache Fahrt die Maximaltarife wie folgt fest : 10,4 7,3 5,2 

für Hin- und Rückfahrt: 15,6 lo,o 6,5 
Nach diesen Sätzen sind (vorbehaltlich die Erhöhungen und Ausnahmetarife) die alten 
Konzessionen revidiert worden, jedoch ohne einen materiellen Erfolg zu erzielen. 
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die Berechnung erschweren und grösste Aufmerksamkeit des 
Tarifpersonals beanspruchen. Es kann ja leicht vorkommen, dass 
eine Strecke zwischen zwei Stationen zwei Kantone berührt und 
dass zwei Konzessionen, bezw. deren Sätze in Anrechnung 
kommen. So besteht z. B. das wunderliche Verhältnis, dass auf 
der kleinen Strecke Langwiesen-Feuerthalen der N.-O.-B., welche 
der Distanzzeiger S. 55 auf 2 km. ansetzt, unter Normals- 
konzession fallt soweit sie auf Thurgauer Gebiet liegt, während 
die Schaffhauserstrecke mit im ganzen annähernd 700 m (!) unter 
eine alte Konzession fällt. Es kommen da zwei nicht unwesent- 
lich differierende Sätze zur Berechnung. Dies ist ein Fall, es 
bestehen solche aber zu hunderten. Wie leicht hätte 1852 der 
Bund hier Besserung schaffen können, anstatt geradezu gedanken- 
los allen alten Konzessionskram zu ratifizieren. 

Die Beamten unserer Bahnen sind wirklich nicht zu beneiden, 
wenn man sieht, in welch' grosser Tarifbibliothek sie sich aus- 
zufinden haben. Es ginge dies noch an, wenn die Normaltarife 
konstant bleiben würden, diese sind aber vielfach Schwankungen 
unterworfen^ welche verschiedene Ursachen haben, solche sind: 

1. Konzessionsgemässe Vorschriften; 

2. Notstände der Eisenbahnen (Krisen); 

3. Konkurrenz. 

ad I. Eine Konzession enthielt teilweise schon früh eine 
Bestimmung, gemäss welcher, sobald die Bahn eine bestimmte 
Rendite, oder während eines gewissen Zeitraumes (im Maximum 
fünf Jahre) ^) einen bestimmten Reinertrag 2) (7 — lo^/o) abwirft, 
eine Reduktion der Tarife einzutreten hat. Als Mittel zur Durch- 
führung dieser Vorschrift dient dem Bunde das Bundesgesetz 
über das Rechnungswesen der Eisenbahnen vom 27. März 1896. 
Die Reduktion erfolgte natürlich verhältnismässig. Wenn sich 



*) Nach Konzessionen schwanken Dauer und Höhe des Reinertrages. Normal- 
konzession Art. 24. Drei Jahre lang 8°/o, ebenso der Gotthardzusatzvertrag vom 
12. März 1878, Art. 9 (bei Wanner S. 614). 

^) Den höchsten Reinertrag von 1 0*^/0 verlangen die beiden ersten zürcher 
Konzessionen § 7, bezw. 33. 
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die betreffende Verwaltung mit dem Bundesrat nicht einigen 
kann, so entscheidet die Bundesversammlung ^). Ermässigungen 
können auch vom Bunde, gemäss Art. 35* des Eisenbahngesetzes 
herbeigeführt werden. 

Schwankungen kommen aber nicht nur im Sinne der Reduk- 
tion, sondern auch ziemlich oft im Sinne einer Erhöhung der 
Sätze vor. Da aber solche Änderungen von weittragender Be- 
deutung, besonders für das Publikum sind, bedürfen auch diese 
der Genehmigung der Bundesversammlung^). Wir sind nun zum 
Falle b gelangt. Krisen waren bei unseren Bahnen keine Selten- 
heit, man erinnere sich nur derjenigen der 70 er Jahre, doch 
hatten diese merkwürdigerweise keinen Einfluss auf die Personen- 
tarife ^). Die Aufregung war offenbar zu gross, als dass man 
Zeit gefunden hätte, sich derselben anzunehmen. Nur die kleinen 
Krisen, welche z. B. neue Kleinbahnen, oder Teilstrecken von 
Hauptbahnen heimsuchten, gaben der Bundesversammlung Anlass, 
den betreffenden Linien Notstandstarife zu gewähren*). 

Um diese Erhöhungen auch wirksam zu machen, werden sie 
in ziemlicher Höhe 10 bis 30^0^) gewährt. Solche erfolgten 
beispielsweise 1876 im Jahr nach Betriebseröffnung an die Emmen- 
talbahn (3070), I. IL III. 

Konzessionsgemässe Taxen 10,416 7,291 5,208 
mit Erhöhung 30^0 i3»542 9,479 ^771 

seit 1885 "^^ mehr 1570 1^)979 ^»3^5 5^989 
seit 1888, I. Juni wieder konzessionsgemässe Berechnung. In 
ähnlicher Weise gewährte der Bund am 18. Dezember 1878 der 



*) Art. 24. Normal-Konz. 
^) Art. 24 Schluss. 

^) Laut übereinstimmender Beantwortung einer Umfrage (Febr. 1901), auch 
das Gütertarifwesen blieb unberührt. 

*) „Reicht der Ertrag des Unternehmens nicht hin, die Betriebskosten, ein- 
schliesslich die Verzinsung des Obligationenkapitals zu decken, so kann der Bundes- 
rat eine angemessene Erhöhung obiger Tarifansätze gestatten ..." Art. 24, 2. Abs. N. C. 

^) J.-S. Sektion Bern-Luzern, i. Januar 1878 io°/o; Biel-Sonceboz-Convers, 
I. Febr. 1877 30 0/0; Tavannes-Delemont- Delle -Delemont- Basel, 15. Febr. 1879 
20^0 etc. 
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Tösstalbahn eine 30 **/o ige Erhöhung verbunden mit Eliminierung 
der I. Klasse ^) (1887). Hier kam zugleich eine Art Zonentarif 
zur Anwendung, indem für die ersten 10 km 30^/0, für mehr 
als II km 2o**/o berechnet wurden. Die Direktion sah ein, dass 
auch diese Vergünstigung kaum ausreichen würde und führte 
den Rückgang der Hausindustrie (Baumwollspinnerei und Seiden- 
weberei) benützend, billige Jahresabonnements für Arbeiter, und 
eigene Arbeiterzüge nach Winterthur ein, seither steht die Bahn 
in voller Blüte. Eine 25^/0 ige Erhöhung, ebenfalls mit Elimi- 
nierung der I. Klasse verbunden, welche am i. April 1894 für 
die Sihltalbahn in Kraft trat, blieb bis 1900 erfolglos und wurde 
am I. Mai 1901 durch einen reduzierten Tarif, mit Zonenprinzip 
für Retourbillets und Abonnements ersetzt^). 

Die Normalsätze und das ganze Tarifwesen einer Gesell- 
schaft könnten von ihr grundsätzlich geändert werden. Darüber 
hat gemäss Art. 25 N. C. die Bundesversammlung endgültig zu 
entscheiden. 

Eine Neuerung rein formeller Natur, welche die Kosten für 
Billets bedeutend verbilligt, ist die, welche den Preis der Retour- 
billets einer niedrigen Klasse gleich dem Preise der nächst 
höheren Klasse feststellt. Dadurch fallen die früheren Billets 

II. und III. Klasse „Retour" weg. Also 

I. Kl. einfach mit „Retourstempel", gültig für IL Kl. hin u. zurück. 

III. „ „ nachNormalsatzberechnet,ebensoI.Kl. hin u. zurück. 

Dieses System wurde bisher nur von der N. O. B., nach dem 
Vorgange der süddeutschen Eisenbahnverwaltungen übernommen 
und hat sich gut bewährt. 

Schliesslich können Konkurrenzrücksichten wie wir sie oben 
Seite 29 anführten, einen Druck auf die Normalsätze ausüben, in 
dem Sinne, dass diese hier materiell erhöht oder erniedrigt 



^) Eliminierung der I. Klasse kommt bei den meisten schweizerischen Neben- 
bahnen als Notbehelf vor, und hat meistens definitiven Charakter. 

^) Diese Notizen entnehme ich den sehr verdankenswerten Zuschriften der 
betreffenden Direktion, welche auch in Folgendem Verwendung finden werden. 
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werden, während dort die Kilometerzahl Schwankungen ausge- 
setzt war. Aenderungen in diesem Sinne unterliegen der ge- 
wöhnlichen Genehmigungskompetenz des Bundesrates. 



§ 15. Die Taxrabatte fOr Hin- und ROckfahrL 

Viele Konzessionen setzen diese Rabatte fest, teils indem sie 
dieselben in Prozenten ausdrücken, teils indem sie die Xormal- 
sätze auf Grund eines Prozentsatzes fertig ausgerechnet aufstellen. 
Bei den Hauptbahnen schwankt der Rabatt zwischen wenigstens 20, 
und höchstens SsVs'Vo^j- Einzig die Gotthardbahn übersteigt 
seit Eröffnung der Moratoriumslinien diese Grenze, indem sie zu- 
gleich den Rabatt für die verschiedenen Klassen selbständig an- 
setzt: I. Klasse 25 '^/o, III, Klasse 30*^/0, III. Klasse 35**, 0-). Die 
Schweizerischen Nebenbahnen bewegen sich in den gleichen 
Grenzen, wie die Hauptbahnen, ohne irgend welche beachtens- 
werte Unterschiede. 

Wie für die einfache Fahrt kommen, wenn auch nicht in 
viel höherer Anzahl, Staffeltarife vor, so ergibt sich aus der 
Tabelle, hinsichdich der Aargauischen Südbahn, Xordost- 
bahn Stammnetz und Bötzberg mit Koblenz-Stein eine Unter- 
scheidung in NaA' und FeT^nverkekr^ mit i — 12 bezw. 13 und 
mehr km. Bei ersteren werden überall 20 •/o Rabatt berechnet, 
während bei letzteren nach Klassen unterschieden wird. 

I. IL m. 

2570 28,4«,« 29,570 

Wichtig ist bei den Retourbilleten die Gültigkeitsdauer^ wir 
hätten dieselbe schon bei den einfachen Billets zu berücksichtigen 
gehabt, wollten diese aber hier endgültig erledigen. Es besteht 
für die Gültigkeitsdauer eine Art Staffeltarif. Das Transport- 
Reglement^) enthält genaue Bestimmungen. 



») Siehe Tabelle, S. 57. 

2; Rückkaufs botschaft, S. 75. 

*; Nachtrag I vom 17. März i 



899. 
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. a) Billets einfacher Fahrt sind gültig: Ein Tag (Ausgabe- 
tag bis Mitternacht) für eine Entfernung bis 200 km, darüber 
hinaus Ausgabetag bis Mitternacht des nächstfolgenden Tages 
(§ 9 b). Innerhalb dieser Frist sind alle schweizerischen Re- 
lationen erreichbar, internationale Relationen richten sich nach 
den Eisenbahnverträgen. 

ö) Für Retourbillets gab es früher ^) sechs Staffeln, seit dem 
soeben angeführten Nachtrage^) nur mehr zwei solche, nämlich: 

für I — 10 km 3 Tage, 

„ darüber 10 „ 

Diese Neuerung hatte eine bedeutende Steigerung des Re- 
tourverkehrs zur Folge, da die alten Termine viel zu kurz und 
daher unbequem waren. Die Kontrolle wird aber durch die 
längere Dauer mühsamer und schwerer, es kann unbemerkt eine 
rechtswidrige Uebertragung von Billets leicht stattfinden. Ueber- 
haupt ist das gegenwärtige Billetsystem, besonders hinsichtlich 
der Kontrolle der Retourbillete ^) als ganz unzureichend zu be- 
zeichnen. 

Verlängerung der Gültigkeitsdauer eines Billets erfolgt ipso 
jure in zwei Fällen: a) Wenn Neujahrs- oder Weihnachtstag auf 
einen Samstag oder Montag fallen, so dass zwei Feiertage sich 
folgen^), dann wird das dreitägige Retourbillet, welches am vor- 
hergehenden Werktage gelöst wurde, auf vier Tage verlängert. 
b) „Wird ein einfaches Billet auf einen Nachtzug gelöst oder 
wird mit einem Retourbillete innerhalb der Gültigkeitsdauer die 
Rückreise mit einem Nachtzug angetreten^ oder wird innerhalb 
der Gültigkeitsdauer des einfachen oder Retourbillets die Reise 
mit einem Nachtzug fortgesetzt, ohne dass die Bestimmungsstation 
vor Mitternacht des letzten Tages erreicht werden kann, so ist 
das Billet zu direkter und ununterbrochener Fortsetzung der 



^) Transport-Reg-lement, § 9 b, i — 100 km 2 Tage, loi — 200 km 3 Tage, 
201 — 300 km 4 Tage, 301 und mehr km 5 Tage. 

'') § 9 b. 

^) § 9 am Ende ist in dieser Hinsicht illusorisch geworden. 
^) § 9 c. Diese Bestimmung ist für Billete für Hin- und Rückfahrt mit sehn- 
iägiger Gültigkeit ausser Kraft gesetzt worden. 
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Reise über Mitternacht hinaus, im betreffenden Nachtzuge und 
in den anschliessenden Zügen gültig, welche die unmittelbare 
Fortsetzung desselben bilden" ^). Diese Bestimmungen gelten auch 
für Endigungstermine der Abonnements, Arbeiterbillets etc. Ausser 
ipso jure kann eine Verlängerung der Gültigkeitsdauer auch vis 
major ^) zur Veranlassung haben, z. B. Verhinderung des Reisen- 
den, weiter zu fahren, wegen eines Eisenbahnunglücks, oder einer 
Verletzung durch Verscijulden der Bahn, doch muss der Reisende 
so bald wie möglich die Reise fortsetzen. Konzessionsgemäss 
ist eine Einwirkung der vis major nirgends vorgesehen, doch 
wird in der Praxis die Verlängerung der Gültigkeitsdauer so 
gehandhabt und lässt sich auch zivilrechtlich begründen. 



§ I&. Militär- und Kindertarife. 

Gewöhnlich werden die Militär- und Kindertarife den Aus- 
nahmetarifen beigerechnet, doch finden wir, dass beide unter die 
Normaltarife gehören, weil sie, abgesehen davon, dass sie ganz 
genau konzessionsgemäss bestimmt sind für die ganze Schweiz 
einheitliche Gültigkeit haben. 

I. Militärtarife. Sie sind in erster Linie bundesrechtlich 
geordnet, seit 13. Wintermonat 1874 durch den Bundesbeschluss 
betreffend die „Militärorganisation der Schweiz. Eidgenossen- 
schaft". Art. 206 verweist alle Militärtransporte im Friedens- 
dienste an die hierüber bestehenden Gesetze und Reglemente. 
Im Kriegsbetriebe ist durch Art. 207 das Verfügungsrecht der 
Gesellschaften suspendiert, das gleiche wird bis auf weiteres für 
die Bundesbahnen gelten. „Für den Transport von Truppen, 
Kriegsmaterial und Bedürfnisse der Armee, welche während des 
Kriegsbetriebes stattfinden, wird die Hälfte derjenigen Taxen 
bezahlt, welche für die gleichen Transporte im gewöhnlichen Be- 
triebe festgesetzt sind^). Die Transporte von Kranken und Ver- 



«) § 104. 

«) Verord. betr. Milit.-Transp. vom 11. Januar 1875 E- A. III. 2, IX. 69. XI. 93. 
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wundeten geschehen unentgeltlich ^). Wir haben also im Kriegs- 
betriebe neben einander, aber für Transporte ganz verschiedener 
Art halbe Taxen und „Gratistarife.** 

t Im Friedensdienst fallen letztere weg, dagegen bestehen die 
halben Taxen durchweg gleichmässig und von jeher in allen 
Konzessionen, auch in denjenigen für Dampfschiffunternehmungen. 
Auch einzelreisende Militärpersonen geniessen diese Vergünsti- 
gung. Gewöhnlich dient die Uniform als Berechtigungsausweis ^). 
Doch haben Zivilbeamte der Militärverwaltungen event. Zivilisten, 
überhaupt wer einen diesbezüglichen Ausweis (Aufgebot, „Dienst- 
oder Marschbefehl** etc.) beibringt, Anspruch auf diese Vergünsti- 
gung. Im tarifrechtlichen Sinne ist demnach eine „Militärperson** 
eine Person, welche durch das Tragen einer Uniform oder durch 
ein anderes gesetzlich oder reglementarisch vorgesehenes Beweis- 
mittel, ihren Anspruch auf Beförderung zu Militärtarif legiti- 
mieren kann. 

• 

Grundsätzlich, obwohl nirgends ausgesprochen, wird nur 
einheimisches Militär, nach obigem Satze befördert, es geht dies 
auch aus dem Sinne und Geiste der „Militärorganisation** hervor. 

2. Kindertarife, Kinder werden auf allen Transportanstalten 
gratis und zur halben Taxe befördert. Ersteres geschieht bei 
Kindern, die bis drei Jahre ^) alt sind, doch ist, da das Alter 
schwer zu kontrolieren ist, relevant, dass sie keinen eigenen Platz 
beanspruchen, d. h. dass sie getragen werden. Zur halben Taxe 
werden Kinder befördert, sobald sie einen eigenen Platz bean- 
spruchen und im Maximum*) das lo. Lebensjahr nicht über- 
schritten haben ^). Alle Konzessionen, insbesondere diejenigen, 



*) Art. 214. 

*) Gleichbehandelt, wie Militär im Friedensdienste wird die Polizei und die 
Polizeitransporte. Sie unterstehen einem einheitlichen Reglement vom 9. Juli 1881 
E. A. VI. 186, teilweise fallen sie auch unter das Reglement über den Transport 
inländischer Armer vom gleichen Datum. 

') Transportgesetz: Vier Jahre, Art. 8, 

*) Mehrere Bahnen haben eine Altersgrenze von sieben Jahren. 

*) Transp.-Reglement § 8, also keine Uebereinstimmung mit Transp. -Gesetz. 
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ivelche nach 1872 erteilt wurden, kennen diese Vergünstigung, 
in die alten wurden sie nachträglich eingefügt. 



I 

§ 17. II. Ausnahmetarife. 

Ausnahmetarife sind solche, welche in den Konzessionen 
teils nicht ausdrücklich normiert, teils allgemein nicht vorgesehen 
sind, jedenfalls solche, die von den oben angeführten abweichen, 
und die grundsätzlich Ermässigungen gegenüber den Normal- 
tarifen bezwecken. 

Die Veranlassungen solcher Tarife können verschiedener 
Natur sein. 

1. Verkehr sbedürfnisse^ d. h. Steigerung des Verkehrs 
und dadurch Deckung der daraus entstehenden, ver- 
hältnismässig nicht sehr hohen Mehrkosten für die Bahn. 

2. Verhilligung des Verkehrs für* ärmere Klassen, da- 
durch Hebung der Volkswohlfahrt und des Bildungs- 
grades. 

Dementsprechend können wir die Ausnahmetarife in solche 
unterscheiden, welche d) jedermann zugänglich sind und h) solche, 
die nur unter Berücksichtigung der Person Anwendung finden. 

cl) Zu den ersteren gehören: 

1. Sonn- und Festtagsbillets, 

2. Rundreisebillets (feste und kombinierbare), 

3. Gewöhnliche Abonnements. 

a) Jedermann zugängliche Ausnahmetarife. 
§ 18. Sonn- und Festtagbillets. 

Die Sonn- und Festtagsbillets sind grundsätzlich in ihrer 
Gültigkeitsdauer auf den Ausgabetag beschränkt, zunächst 
kommen nur die Sonntage und ordentlichen staatlichen Feier- 
tage in Betracht, diese zu bestimmen sind die kantonalen und 
Bundesbehörden kompetent. Ausserordentlicherweise anerkennt 
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die Bahn, meist in Uebereinstimmung mit der betreffenden Be- 
hörde, einen oder mehrere Tage als Festtage (Schützenfeste, 
Bundesfeiern etc.). Oft proklamieren die Bahnen von sich aus 
für ihr ganzes Netz oder eine Relation „Festtagstaxen". Sonn- 
und ordentliche Festtagsbillets bestehen einzig regelmässig bei 
der Jura-Simplonbahn ^). 

Die ausserordentlichen Festtagsbillets enthalten oft Neben- 
gebühren, z. B. Ausstellungsbillets (Eintrittsgebühr), daran kann 
die Bedingung geknüpft werden, dass das Billet nur zur Rückfahrt 
gültig ist, wenn die Ausstellung besucht wurde. Auch kommt es 
vor, dass Verpflegung und Logis in der Taxe inbegriffen ist 
(Pariser Weltausstellung). Diese BiUets, „ordentliche" und „ausser- 
ordentliche", sind besonders in der welschen Schweiz sehr beliebt 
und einlässlich reglementiert^). Heute bestehen die „ordent- 
lichen" nur bei der Jura-Simplonbahn, die S. C. B. hat sie abge- 
schafft, unter Beibehaltung der „ausserordentlichen". Diese Ände- 
rung erfolgte, als die Gesellschaft ihre Retourtaxen bedeutend 
erniedrigte ^), eine Reform, die hauptsächlich dem fahrenden Publi- 
kum II. und III. Klasse sehr zu statten kam^). 

Die Praxis schwankt in der deutschen Schweiz bedeutend, 
einzelne Gesellschaften kennen die Sonn tags Vergünstigungen 
überhaupt nicht und fördern den Sonntagsverkehr lediglich durch 
Extrazüge (N. O. B.). Nur in ganz seltenen Fällen wird dem 
Festpublikum, ausser durch Einschaltung einer Anzahl Züge, durch 
Auslieferung von einfachen BiUets, welche zur Rückfahrt be- 
rechtigen, eine Verkehrserleichterung gewährt. Im allgemeinen 
schwanken nach Angaben des „Administrativen Inspektorats ^) 
derartige Rabatte in der Schweiz zwischen 30 und 50^0. 

*) Rückkaufsbotschaft I, S. 69. 

^) Jura-Simplon-Spezlaltarif vom i. Okt. 1899 mit zwei Nachträgen von 1900. 
^) I. Januar 1896. 

^) Die neuen Rabatte betragen gegenüber und in Anrechnung der Taxen 
der 70er Jahre : 20 <^/o auf den Taxen der doppelten einfachen Fahrt I. Kl. 

33 /'^ » « w M " »' " •* • *> 

Mitteilung von Herrn Direktor Bronner, Basel. 
^) Memorial von 1890. 



— 70 — 
§ 19. Die Rimdreisebiliets. 

Zur Förderung des Massen Verkehrs wurde in der Schweiz 
in den letzten Jahren sehr viel getan ; unser Land, das vom 
Touristenverkehr sehr begünstigt ist, eignet sich hiezu auch ganz 
vorzüglich. Da durch Rundreisen viele Verwaltungen berührt 
werden, fallen hier notgedrungen die Grenzen der Verwaltungs- 
gebiete, oft sogar des Landes ganz ausser Betracht. Verbände, 
in der Schweiz der „Eisenbahnverband**, treten an die Stelle der 
Einzelunternehmungen und gemeinsam werden die Touren, für 
welche man Billets ausgeben will, festgesetzt und das Verrech- 
nungssystem geregelt *). Gemeinsam werden die Relationen an- 
gekündigt. Grundsätzlich darf nur in einer Richtung, in der ein- 
mal angetretenen, die Rundfahrt ausgeführt werden. 

In erster Linie fallen hier die festen Rundreisebillets in Be- 
tracht, sie werden meistens an allen grösseren Stationen ausge- 
geben und können nicht abgeändert werden. Der Rabatt, welcher 
gewährt wird, schwankt gewöhnlich zwischen 25 und 30^0 und 
erreicht im Maximum 4070. Die Gültigkeitsdauer schwankt 
zwischen 10 und 45 Tagen, bedeutet also auch in finanzieller 
Beziehung eine ausserordentlich grosse Vergünstigung gegenüber 
den Retourbillets. Die Fahrt kann beliebig unterbrochen werden, 
während z. B. in Oesterreich, es immer eines Visum der Halt- 
stationen bedarf. 

Grössere Bequemlichkeiten bieten dem Reisenden die kom- 
binierbaren Rundreisebillets, welche ihm in der Wahl der Route 
die grösste Freiheit lassen, vorausgesetzt, dass die Teilstrecken 
sich ununterbrochen folgen. Unterwegs können andere Routen 
nachgetragen oder bestehende abgeändert werden. Diese 
kombinierbaren Billets wurden auf Vorgang der Reisefirma Cook^ 



*) In der Schweiz besteht ein vertraglich geordnetes Clearingsystem. Ver- 
rechnungsstelle ist die Präsidialverwaltung des Schweiz. Eisenbahn Verbandes, z. Z. 
die Jura-Simplon-Verwaltung. Ueber Clearingsystem, vgl. Reizenstein „Ueber einige 
Verw.-Einrichtungen des Tarifwesens auf den Eisenbahnen Englands." Berlin 

1876, s. 159—195. 
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welche heute Relationen in der ganzen Welt besitzt, eingeführt 
und bewähren sich ganz vorzüglich, Sie unterscheiden sich von 
den ersteren dadurch, dass sie immer auf den Namen lauten^ 
während die übrigen als gewöhnliche Rabattbillets nur den 
Charakter von Namenpapieren besitzen. Sie sind an eine 
weitere Bedingung geknüpft, dass die abzufahrende Strecke im 
Minimum von der Abgangsstation zu dieser zurück :200 km be- 
trage. Ihre Gültigkeitsdauer beträgt rundweg 45 Tage, doch 
gibt es ausnahmsweise im internationalen Verkehr solche für 
60 Tage. Für den internen Verkehr hat der Eisenbahnverband 
ein „Verzeichnis der kombinierbaren Rundreisebillete* gültig 
vom I. Mai 19C0 an (neueste Auflage) herausgegeben. 

Ein Mittelding zwischen den Rundreisebillets und den ge- 
wöhnlichen Abonnements bilden die sogen. Generalabonnements y 
welche auf den Namen lauten und gewöhnlich mit dem Bild 
(Photographie) des Berechtigten versehen sein müssen. Sie 
werden gegen Vorausbezahlung einer Aversalsumme ausgestellt 
und berechtigen zur ganz willkürlichen Befahrung, in der einmal 
gewählten Klasse, aller Linien und Dampfschiffunternehmungen, 
welche der Vereinigung angehören. Sie sind eine speziell 
schweizerische Einrichtung, die durch Einführung von Kilometer- 
heften in Baden und „ Landeskarten ** in Württemberg veranlasst 
wurde. Fast alle schweizerischen Bahnen mit Ausnahme der 
Hochgebirgsbahnen gehören derselben an. Durch Tarif vom 
I. Januar 1901 wird die Einrichtung in 18 Artikel genau regle- 
mentiert. Es gibt Generalabonnements zu 15 und 30 Tagen, 
3, 6 und 12 Monaten, fiir eine Person, ferner für zwei Personen 
in einer Geschäftsfirma *). Für Kinder und Militär wird hier keine 
Ermässigung gewährt. 



*) Art. 3. 


• 




I. Kl. 


II. Kl. 


III. Kl. 


15 Tage 






Fr. 70.— 


50.- 


35.— 


30 r, 






„ HO.— 


75.- 


55.- 


3 Monate 






« 270.— 


190.— 


135. 


' 6 . 






„ 420.— 


295.— 


210. — 


12 






y, 670.— 


. 470. 


335. 


Geschäftsfirma 


12 


M. 


„ 900. 


630.— 


450.— 



— 72 — 

Diese ausserordentliche Vergünstigung kommt jedoch nur 
der Geschäftswelt zu statten, welche im stände ist, eine so 
grosse Aversalsumme auf einmal zu bezahlen. Die Bahnen 
laufen allerdings Gefahr, dass viel mehr abgefahren wird, als 
der Gegenwert der eingezahlten Summe, doch wird dies durch 
die nicht vollkommene Ausnützung anderer Abonnements wieder 
in reichem Masse kompensiert. Am i. Juni 1898 wurden diese 
Billets eingeführt und erfreuen sich heute eines ganz gewaltigen 
Zuspruchs. Als Berechnungsgrundlage dient der Durchschnitt 
der abgefahrenen Personenkilometer (Eisenbahnstatistik). Der 
gewährte Rabatt beträgt 50^/0. Die Generalabonnements von 
kurzer Gültigkeitsdauer (bis drei Monate) dienen hauptsächlich 
der Touristenwelt, die längeren vorzugsweise der Handelswelt^). 



§ 20. Die gewöhnlichen Abonnements. 

Die bisher besprochenen Tarife, besonders die beiden letzten, 
heben wohl den Verkehr bedeutend, sind aber doch nur für die 
bemittelten Schichten der Verkehrswelt erreichbar. Sie verlangen 
ziemlich hohe disponible Summen, und begünstigen einseitig nur 
den Fernverkehr. Der Nahverkehr findet erst bei den gewöhn- 
lichen Abonnements Berücksichtigung. 

„Abonnement ist ein Vertrag, bei welchem die eine Partei eine 
gewisse Reihe von Leistungen durch Vorausentrichtung an die 
andere in einem Gesamtbetrage liefert, welcher niedriger ist, als die 
mutmassliche Summe der Einzelleistungen. Dieses System deckt 
sich im allgemeinen mit der Pauschalierung^)..." Die gewöhn- 
lichen Abonnements haben mit den Generalabonnements nur die 
Pauschalierung gemein, ihre wesentliche Eigentümlichkeit ist, 
dass sie lediglich z\xr mehrmaligen Befahr ung ein und derselben 



*) Früher konnten Handelsreisende durch Vorausbezahlung einer Aversalsumme 
die Berechtigung erwerben, auf den betreffenden Eisenbahnnetzen (z, B. N.-O.-B.) 
überall zu halber Taxe zu fahren, mit den Generalabonnements verschwand diese 
Vergünstigung. 

2) Elster I, S. 3. 
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Strecke, zu reduziertem Preise^ innerhalb einer bestimmten Frist 
berechtigen. Also bestimmter Abgangsort und bestimmtes Reise- 
ziel! Diese Abonnements sind immer Namenspapiere und könnea 
auf eine einzelne Person, Firma und auf eine Familie lauten ^). 

Bezüglich der Gültigkeitsdauer, Anzahl der Fahrten, Preise etc. 
herrscht eine sehr grosse Verschiedenheit. Ziemlich allgemein 
werden Abonnements für i, 3, 6 und 12 Monate im Maximum 
ausgegeben. Oft unterliegen die Abonnements einem mehr oder 
weniger vielteiligen Staffeltarif, so z. B. gibt die Jura-Simplon- 
Bahn Abonnements wie folgt aus : 

III. Klasse, 12 Monate i — 10 km 7,20 Cts. per km. 
„ „ 11—20 „ 540 „ 

21—30 „ 3,60 „ „ 

3^—50 » 2,40 „ „ 

über 50 „ 1,80 „ „ 

Die Taxen für die II. Klasse sind um 50*^/0, diejenigen für die 
I. Klasse um 1 00^/0 höher als die der III. Klasse. Bei solchen 
von nur 6 Monaten werden bezogen 65 ®/o der obigen Staffelsätze 

3 « « « 4070 « « 

Wenn wir auch diese Sätze der Jura-Simplon-Bahn, obwohl sie 

für die erste Staffel den durchgehenden der übrigen Bahnei> 
ziemlich entsprechen, etwas hoch finden, lässt sich dagegen nicht 
viel einwenden, da der Lokalverkehr und Fernverkehr sich bei 
Abonnements materiell die Wage hält 2). Der Rabatt schwankt 
nach amtlichen Angaben bei den einzelnen Bahnen zwischen 7a 
und 80^/0. Eine den gewöhnlichen Abonnements eigentümliche 
Bestimmung ist die, dass die Fahrt nicht unterbrochen werden 
darf^ geschieht dies dennoch, so wird für jede Teilfahrt eine 
Nummer coupiert. Es ist dies nach unserer Ansicht eine sehr 
weitgehende und lästige Konventionalstrafe, deren Existenz- 
berechtigung durch den mehrfach zitierten § 9' des Transport- 



*) Die J.-S. kennt Abonnement auf den Inhaber mit nur 5 und lo^/o Rabatt. 
Anhang III b. 

2) Detaillierter Jura-Simplon-Abonnementstarif vom i. Juni 1898, Nachtrag 1 
und II. I. März 1900 III, 1901, Brünigbahn, i. Juni 1899. 
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• 

Reglements, welcher beliebige Fahrtunterbrechung gestattet, sehr 
in Frage gestellt ist. 

Die Anzahl der Abonnementskarten schwankt bedeutend, 
^ie ist gering bei den deutsch-schweizerischen Bahnen, während 
<las Jura-Simplon-Netz, beeinflusst durch die deutsch-schweize- 
rische und französische Praxis, deren eine Menge hat. Der Voll- 
ständigkeit halber lassen wir das gesamte Schema der Jura- 
Simplon Ausnahmetarife inklusive seine sehr verschiedenen 
-Normaltarife im Anhange folgen^). 



b) Tarife, welche nur unter besonderer Berücksichtigung der 
Person oder der Transportart Anwendung finden. 

§ 21. Armentransporte. 

Zu den Transporten, welche in Ansehung ihres Objekts 
besonders tarifiert sind, gehören in erster Linie die Armen- 
transporte^ es handelt sich hier in der Regel um Einzelreisende. 
Die Vergünstigung von Armen durch Transpörtanstalten ist so 
alt als diese selbst und War seit Bestehen des Eisenbahnverbandes 
einheitlich reglementiert, sie hängt mit der kantonalen Armen- 
verwaltung eng zusammen. Armen beförderung erfolgt nach 
Reglement vom i. Oktober iSgg^) ausschliesslich in III. Klasse 
und zwar zur Hälfte der gewöhnlichen Taxe. Es werden nur 
inländische und in der Schweiz niedergelassene ausländische Arme 
berücksichtigt. 

Die Berechtigung ist vom Vorweis einer Empfehlung ^) einer 
öffentlichen Behörde, Privat -Wohltätigkeitsanstalt, welche, vom 
Eisenbahnverbande als zur Ausstellung berechtigt anerkannt sind, 
abhängig. Oft tragen diese Behörden oder Anstalten die ganzen 



*) Vergl. Anhang I. 

*) Reglement betr. den Transport inländischer Armen auf den schweizerischen 
Transportanstahen vom i. Oktober 1899. E. A. V, 259 VI, 184. 
^) Formular: Anhang A des Reglementes. 
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oder einen Teil der Transportkosten, Unter den Begriff „Arme*" 
fallen auch : mit armenrechtlicher Unterstützung reisende Kinder, 
hülflose und gebrechliche Personen ; allenfalls nötige legitimierte 
Begleiter ^) geniessen ebenfalls die Vergünstigung. Grundsätz- 
lich werden Armentransporte nur in einfacher Fahrt ausgeführt, 
doch können auch Retourfahrten vorkommen. Für diese genügt 
der ursprüngliche Schein^), doch gilt hier die Gültigkeitsdauer 
gewöhnlicher Retourbillets. 

Die Behörden, welche berechtigt sind, Empfehlungsscheine 
auszustellen, werden vom Eisenbahnverbande in Uebereinstim- 
mung mit den Kantonsregierungen bezeichnet, in welchen Fällen 
dagegen Privat -Wohltätigkeitsanstalten zur Ausstellung von 
Scheinen ermächtigt sein sollen, unterscheidet der Eisenbahn- 
verband allein. In einem Anhang des Reglements sind sämtliche 
kompetente Behörden und Wohltätigkeitsanstalten der Schweiz 
angeführt, heute sind es deren 124. 



§ 22. Schaler- und Arbeiterbillets. 

In diesem Paragraphen handelt es sich um zwei Arten von 
Abonnements, welche volkswirtschaftlich einen ganz gewaltigen 
Einfluss ausüben. Durch Schülerbillets wird den Kindern kleinerer 
Ortschaften ermöglicht, bessere und höhere Bildungsanstalten zu 
besuchen. In der Schweiz schliesst die gewöhnliche Schulbildung 
mit Absolvierung der Primarschulen ab. Ein geringer Prozent- 
satz der Kinder ist im Falle, eine Sekundärschule oder gar ein 
Gymnasium oder eine Realschule zu besuchen. Durch die Abonne- 
ments dagegen wird dies eher ermöglicht. Die Folge davon ist 
in erster Linie Erhöhung des Niveau der Volksbildung und Er- 
öffnung neuer Erwerbszweige für die ländliche Jugend. Viele 
Talente, welche auf dem Lande unentwickelt geblieben wären, 
kommen dadurch zur Geltung. Doch hat diese Erleichterung 



*) Auch solche, welche Arme in Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten zu 
verbringen oder dort abzuholen haben. 
*) Art. 4. 
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des Verkehrs mit den Städten auch seine schlimmen Seiten, 
indem sie die von den Landwirten so sehr beklagte Landflucht 
fördert und dadurch die landwirtschaftlichen Arbeitskräfte immer- 
fort verteuert. Tausende strömen in die grossen Industrie- 
Zentren, schon kleinere Fabrikanlagen ziehen viele Arbeitskräfte 
an sich. Sehr oft kommt es vor, dass Leute, welche in den 
Städten sich einen höhern Bildungsgrad oder Berufsfertigkeit er- 
worben haben, dort schliesslich nicht eine den gebrachten Opfern 
entsprechende Lebensstellung finden können, weil in den Städten 
Ueberproduktion von Arbeitskräften herrscht. Immer und immer 
erheben sich warnende Stimmen, welche das Landvolk ab- 
mahnen, in den Städten Erwerb zu suchen, doch man will sie 
nicht hören ! 

Aehnlich den Schülerbillets, aber von volkswirtschaftlich 
weit grösserer Bedeutung sind die ArbeiterbilUts, Ebenfalls zu 
ganz bedeutend billigern Taxen werden die Arbeiter und Ar- 
beiterinnen aus den Landgemeinden in die Industrialorte ge- 
bracht, wo sie im höheren Lohn arbeiten können als zu Hause. 
Nach getaner Tagesarbeit führen die Bahnen diese Leute wieder 
zurück in ihr ländliches Heim. Oft sind solche Arbeiterfamilien 
zugleich ländliche Kleingrundbesitzer oder Kleinpächter und 
können sich dadurch wirtschaftlich besser stellen, als wenn sie 
in den Zentren, wo das Leben ohnehin teurer und schlechter ist, 
wohnen würden. Dadurch, dass grosse Arbeitermassen den Ge- 
fahren ständigen Stadtaufenthaltes, als Wirtshausleben, Aus- 
schweifung, Aufwiegelung etc. entzogen werden, w^ird abgesehen 
vom grösseren Wohlstande der Arbeiterklasse, der Industrie 
durch den gesunden Landaufenthalt eine kräftige, leistungsfähige 
Arbeiterschaft erhalten. — Die Einrichtung von Arbeiterbillets 
bestand seit 1892 bei der J. S. und Zentralbahn, sow^ie bei 
einzelnen Nebenbahnen, aber ohne grossen Nutzen für die Ar- 
beiter. Ein Erfolg wurde erst durch die Einführung von Sonder- 
zügen *), welche aus den Arbeiterwohngebieten auf die Zeit des 

*) Solche fehlen bei N. O. B., ebenso G. B., doch haben diese Verwaltung-en 
einzelne Züge eingerichtet, welche zu günstigen Zeiten die wichtigeren Arbeits- 
zentren erreichen und verlassen. 
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Arbeitsbeginns in den Zentren eintreffen, erzielt, denn dadurch 
gelangte die Bewegung der Arbeitermassen zu zweckmässiger 
Entwicklung. Nach Arbeitsschluss (Mittags und besonders Abends) 
führen dort Extrazüge die Arbeiter wieder aufs Land. 

Der Rabatt, welcher bei Kinder- und Arbeiterbillets gegeuüber 
den Normalsätzen gewährt wird, schwankt zwischen 70 und 80^0, 
ist also, abgesehen von den Gratistarifen, der höchste, welcher von 
Transportanstalten gewährt wird. Auf diesem Gebiete scheint die 
Tarifreform vollendet zu sein, denn billiger könnten die Bahnen 
die Transporte gewiss nicht leisten, ohne Mehrkosten, welche der 
Normalverkehr kaum zu decken im stände wäre. 

§ 23. Gesellschaftsbillets. ') 

„Gesellschaft** lässt sich im Sinne des Transportrechtes defi- 
nieren als eine Vereinigung von mindestens 16 Personen, welche 
ungetrennt eine und dieselbe Reise ausführen. — Der Eisen* 
bahnverband hat derartige Transporte einheitlich geregelt. Die 
„Gesellschaft", welche hier in Frage kommt, ist eine „einfache" 
im Sinne von Art. 524 des Obligationenrechts. Der Gesellschafts- 
vertrag ist formlos und nur durch die eisenbahnrechtliche Mini- 
malmitgliederzahl von 16 und das gemeinsame Reiseziel begrenzt. 
Als Gesellschaft können z. B. zahlreiche Familien, ad hoc kon- 
stituierte Reisegesellschaften, Vereine, Schulen etc. reisen. 

Der Tarif für Gesellschafts- und speziell Schultransporte kennt 
zwei Distanzstaffeln (i — 40 und über 40 km) und zerfällt in 
vier Gruppen mit Differentialtarifierung von 16 — 60 (A), 61 — 120 
(B), 121 — 180 (C), über 180 (D) Teilnehmern. Die Kategorie 
Schulfahrten zerfällt in solche von Primär- und Armenschulen, 
Mittelschulen und Hochschulen. Der Rabatt beträgt je nach 
Staffeln und Gruppen 47 — 60^0, ist aber auf die II. und III. Klasse 
beschränkt ^). 



*) Tarif I. Januar 1877. Gesellschaftsfahrten S. 3—7, Schulfahrten S. 8 ff. 
Nachtrag- I, ausgedehnt auf Schweiz. Eisenbahn- und Dampfschiffgesellschaften vom 
15. Juni 1897, IL 1898, III. I. Juni 1899, IV. i. Juni 1900, V. i. Nov. 1901. 
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Wesentlich ist das gemeinsame Reiseziel und das Zusammen* 
bleiben der „Gesellschafter" ; sobald ein solcher sich von den 
übrigen während der Reise trennt, untersteht er den gewöhnlichen 
Tarifen, ohne dass durch sein Ausscheiden der „Gesellschaft" in 
ihrem vermögensrechtlichen Verhältnisse zur Bahnverwaltung 
irgend welcher Vor- oder Nachteil erwüchse. 



§ 24. Gebirgsausnahmetarife. 

Obwohl die Gebirgsausnahmetarife überall wo sie bestehen,, 
konzessionsgemäss vorgesehen sind, haben wir dieselben wegen 
ihrer eigentümlichen Natur und ihrem ganz ausgesprochenen 
Charakter von Ausnahmetarifen, diesen beigeordnet. In der 
deutschen und der österreichischen Literatur fanden wir sie 
nirgends erwähnt. 

Es gibt zwei grundverschiedene Arten von Gebirgsausnahme- 
tarifen, welche sich dem Charakter der betreffenden Bahnen als 
eigentliche Verkehrs- oder als reine Touristenbahnen anpassen. 
Bei den ersteren erscheinen sie als Zuschlagstaxen, bei den 
letzteren als Vergünstigung gewisser Transportnehmer( Anwohner). 

I. Gebirgszuschlagstaxen^ sie habe ihren Veranlassung ia 
den aus Bau- und Betrieb der Bahn bei starken Steigungen 
erwachsenden sehr erheblichen Mehrkosten. Es bestehen solche. 
Zuschläge in erster Linie bei der Gotthardbahn^ wo sie durch 
den mehrfach genannten Staatsvertrag von 1869 vorgesehen sind. 
Hier werden auf Grund der Normalsätze *) für die Bergstrecken ^y 
konzessionsgemäss ursprünglich 75 V^ der betreffenden Effektiv- 
distanzen zugerechnet, seit Eröffnung der Moratoriumslinien ist 
dieser vSatz vertragsgemäss auf 60 Vo'*) herabgesetzt worden. 
Ganz ähnliche Verhältnisse bestehen bei der Brünig-Bahny hin- 



*) Normalkonzession für Cadenazzo-Pino, siehe oben S. 60. 

2) Immensee-Cadenazzo. 

') Rückkaufsbotschaft 25. März 1897, S. 75. 
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sichtlich der Strecke Brienz-Alpnach *), für welche die Konzessioir 
einen 50^/0 igen Zuschlag auf den Sätzen der Normalkonzession 
gewährt^). Diese Zuschlagstaxen werden grundsätzlich bei 
solchen Bahnen gewährt, deren Gesamtstrecke sich aus Gebirgs- 
und Flachlandslinien zusammensetzt. 

2. Vergünstigung für Anwohner eigentlicher Touristenbahnen 
im Hochgebirge, Hier bestimmt die Konzession Normalsätze», 
welche diejenigen der Normalkonzession erheblich überschreiten 
und lediglich von den Bau- und Betriebskosten abhängig sind. 
Ausser der Linie Visp-Zermatt, welche dem Jura-Simp Ion-Netze 
angehört, stehen die meisten hier in Betracht kommenden Bahnen 
unter selbständiger Verwaltung. Die wichtigsten sind die, Berg- 
bahn Lauterbrunnen-Mürren, Schynige-Platte-Bahn und die Öerner-^ 
Oberland-Bahnen. 

ci) Visp-Zermatt. Gegenüber den ziemlich hohen unregel- 
mässigen Tarifen der einzelnen Lokalrelationen*) wird laut un- 
datiertem Tarif (1892?) den Bewohnern des Distrikts Visp ein 
Rabatt von 60% in III. Klasse für alle Beförderungsarten ge- 
währt. Berechtigungsausweis ist eine Legitimationskarte nach 
Spezialformularen, die jeder Stations vorstand der Linien auszu- 
stellen kompetent ist. Sie muss dartun, dass der Träger im 
Distrikt dauerndes Domizil („domicile permanent") hat. 

Die Lauterbrunnen-Mürren-Bahn gewährt „für die einhei- 
mische Bevölkerung, Führer und Träger** laut Tarif vom i . Mai 
1900 einen Rabatt von 5070. Die Berner-Oberland-Bahnen haben 
zum Unterschiede der ersteren Kilometersätze für einfache Fahrt 
II. Klasse 25 Cts., für III. 15 Cts., für Hin- und Rückfahrt 40, 
bezw. 24 Cts. oder 20^0 Rabatt. Sie gewähren den „Anwohnern 
des Bahngebietes* und Mitgliedern des Schweiz. Alpenklubs^ 
während des ganzen Jahres gegen Vorweisung einer Legitimations- 
karte ebenfalls eine Vergünstigung von 50^0^). 

^) Für die Teilstrecke Brienz-Meiringen und Alpnach-Giswyl ist der Gebirgs- 
tarif ganz ungerechtfertigt und deshalb für die Bundesbahnen auf Giswyl-Meiringea 
beschränkt worden. 

^) Brünigbahntarif vom i. Juni 1899. 

«) Einfacher Kilometer in III. Klasse 28, in IL 44,5 Cts. 

*) Tarif vom 17. Januar 1893/97. 
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h) Abweichend von den soeben erwähcten drei Bahnen« 
kennt die Schynj;je'Platte-Bahn -j keine AnsTiahmevergTjnsdgung: 
unterscheidet aber im Preis Bergfahrt und T^lfakrt^ wobei 
erstere 50^ 4» teurer ist als letztere. Retourtaxen sind zu 20^ • 
billiger als Berg- und Talfahrt zusammen. Ausserdem findet 
!>jch hier, wohl allein von allen Touristenbahnen, ein Staffeltarif- 1. 
iJiese Unterscheidung von Berg- und Talfahrt findet sich auch 
1^ den Rigi-, Pilatus-, Brienzer-Rothom- etc. Bahnen. 

I>ie Gebirgsausnahmetarife« besonders die, welche sub. a und b 
besprochen wurden, haben ihre volle Berechtigung. Diese 
Bahnen, welche in allererster Linie Touristen- und Luxusbahnen 
sind, sind mit ausserordentlich hohen Bau- und Betriebskosten ver- 
bunden und grossen Gewähren ausgesetzt. Sie werden in erster 
Linie von den Touristen benützt, an welche, weil sie doch im 
allgemeinen zum Vergnügen reisen und überwiegend der besitzen- 
den Fremdenwelt angehören, höhere finanzielle Anforderungen 
gestellt w^erden dürfen. Durch diese Bahnen ist ein grosser Teil 
des Ei^verbes der Anwohner dadurch geschmälert und oft ganz 
vernichtet worden, dass der Fussgängerverkehr, welcher früher 
allen gleichmässig zu statten kam, durch die Bahn fast ganz auf- 
gehoben wurde, die Anwohner müssen sich heute an den End- 
stationen (als Träger, Führer etc.) oder answärts ihren Erwerb 
suchen, deshalb sind die Vergünstigungen, w^elche ihnen gewährt 
werden, vollkommen gerechtfertigt. Die, meistens armen Gebirgs- 
bewohner, wären sonst ganz ausser Stande, die Bahnen zu be- 
nützen. Wie es scheint, ist die einheimische Bevölkerung durch 
die Ausnahmetarife beweglicher geworden, leider hat es die 
Eisenbahnstatistik unterlassen, für Gebirgsbahnen auch den Unter- 
schied zwischen Einnahmen aus Normal- und Ausnahmetarifen zu 
machen. 

§ 25. Die Gratistarife. 

In der Literatur kaum erwähnt sind die Gratistarife, welche 
doch im Personenverkehr in beträchtlichem Masse zur Anwendung 

>; K. A. IX, 254, 284. 
»; S. 6 & 7 des Tarifs. 
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kommen. Nur die amtlichen Publikationen kündigen zeitweise 
solche an. Sie treten in verschiedenen Formen auf: am meisten 
verbreitet sind die ^ Angestellten- Billets^ ^ welche den Angestellten 
einer Verwaltung zu Fahrten im internen Netz verabfolgt werden. 
Wird ein fremdes Netz berührt, so hat der Träger des Billets 
eine verschieden ermässigte Taxe^) zu entrichten. Diese Ange- 
stellten-Billets haben den Charakter eines Legitimationspapiers 
und sind vom Bahnhofvorstande derjenigen Station, an welcher 
der Angestellte stationiert ist, auszufertigen. Bei den verschiedenen 
Verwaltungen sind die Reglements verschieden, auch die Be- 
rechtigung ungleich bemessen. In der Regel geniessen auch die 
Angehörigen eine entsprechende Vergünstigung, wenn nicht 
Freifahrt. In seltenen Fällen werden an Angestellte solche 
Freibillets auch für den direkten Verkehr ausgehändigt, jeden- 
falls geschieht dies immer nur von Fall zu Fall. 

Aehnlich verhält es sich mit den sogen. y^Freikarten^ ^ welche 
in beschränkter Anzahl an Direktions- und Verwaltungsratsmit- 
glieder, bisweilen an Aktionäre oder Drittpersonen in amtlicher 
Funktion (eidgen. Inspektoren) -), von den Gesellschaften verab- 
folgt werden, gewöhnlich ist durch sie nur derjenige berechtigt, 
auf dessen Name sie lauten. 

Unter den Verwaltungen (auch im internationalen Verkehr) 
findet ein Austausch einer beschränkten Anzahl „Freikarten" 
statt, zu Händen der Verwaltungsräte. Diese sind formelle In- 
haberpapiere, haben aber den Charakter von Namenpapieren, 
weil sie auf Spezialvertrag beruhen. Zudem sind sie, wenn sie 
nicht auf den Namen lauten, mit einer laufenden Kontrollnummer 
versehen ^). — Die Anzahl der Gratisfahrten ist sehr bedeutend, 
man denke nur an die Urlaubstage von Bahnangestellten! Die 
Freikarten bedeuten für die Bahn einen beträchtlichen Ausfall. 



') Gewöhnliche Taxe der einfachen Fahrt. 

2) „Die Bahntransportanstalten haben das vom Bunde mit der Beaufsichtigung 
der Eisenbahnen und ihres Betriebes betraute Inspektionspersonal unentgeltlich zu 
befordern. Eisenbahngesetz Art. 37. 

') Gewährung von „Freikarten'* als Bestechung fällt unter das Refaktien - 
verbot (v. d. Leyen 27, 137). Missbrauch durch Unberechtigte, E. VI. 62. 

6 
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Die Leistung des Transportnehmers ist hier eine Arbeit bei den 
Angestellten ihre beruflichen Funktionen, bei Verwaltungsrats- 
mitgliedern die Geschäftsleitung etc. Wir haben somit eine Art 
Tantieme vor uns. Eine Leistung und Gegenleistung ist also 
grundsätzlich vorhanden, eine Ausnahme machen nur die Frei- 
karten, welche an die Mitglieder des Bundesrates, Direktoren 
fremder Eisenbahnuntemehmungen verabfolgt werden, hier fehlt 
die Gegenleistung des Transpjortnehmers, die Verg^nstigomg ist 
lediglich eine Ehrung oder Auszeichnung mit einseitiger Belastung 
des Bahnvermögens. 

Der Verwaltungsrat der Bundesbahnen hat die Emission von 
Freikarten bedeutend eingeschränkt. In Zukunft werden solche 
nur mehr abgegeben an Mitglieder des Bundesrates, der Kantons- 
regierungen (Fahrten auf dem Kantonsgebiet), an die Spitzen 
der internationalen Bureaux in Bern; femer kann der Ver- 
waltungsrat mit den Verwaltungen anderer Transportanstalten 
Vereinbarungen über Abgabe einer beschränkten Anzahl Inhaber- 
karten zu Händen der Verwaltungsräte treffen. Die Eisenbahn- 
angestellten und ihre Familienglieder sollen nur mehr ermässigte 
Taxen geniessen ^). 

Zu den Gratistransporten gehören auch die Transporte von 
Kranken und Verwundeten im Kriegsdienste^ damit im Zusammen- 
hange steht der Bundesbeschluss vom 19. Dezember 1884^), 
welcher verfügt, dass alle neu zu bauenden Wagen III. Klasse 
derart konstruiert werden sollen, dass sie ohne bauliche Ver- 
änderungen sofort als Lazarettwagen benützt werden können. 
Bei allen Neuanschaffungen wurde dies denn auch durchgeführt, 
teilweise sogar mit Ausdehnung auf die II. Klasse. 

§ 26. Tarife für Miete ganzer Wagen. 

Die Miete ganzer Wagen kommt in neuerer Zeit immer mehr 
vor und zwar durch Private, durch Gesellschaften und endlich 



*) Zeitung des Vereins D. E. V. 1900, Nr. 94, 1463. 

2) Militärorganisation Art. 214 und Regulativ E. A., V. 85, IX. 219, Bundes- 
beschluss E. A., VIII. 118, Verwaltungsreglement vom 27. Aug. 1886, E. A., IV.). 
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durch Kranke, wo sie teilweise in besonderen Fällen obliga- 
torisch ist. * 

Ueber die Miete besonderer Personenwagen besteht ein ein- 
heitliches schweizerisches Reglement vom i. April 1885, über 
Krankentransporte ein solches vom 15. April 1884, Hieher ge- 
hört ferner auch der Transport von Leichen^ die Konzessionen 
und Gesetzgebung weisen denselben in schicklicher Weise ein- 
heitlich dem Personenverkehr zu. Hier greift das Verwaltungs- 
recht und zwar speziell das Bundesverwaltungsrecht (Seuchen- 
polizei) ein. Grundlegend ist das Bundesgesetz betreffend Mass- 
nahmen gegen gemeingefährliche Epidemien ^) und Vollziehung 
vom 6. Oktober 1891 (betreffend den Leichentransport). Die 
Tarifbestimmmung dazu hat der Eisenbahnverband am 15. Sept. 
1892 erlassen. 

I . Miete besonderer Personenwagen ^). Ein Reglement, welches 
die schweizerischen Haupt- und Nebenbahnen umfasst, mit Aus- 
nahme von Emmen talbahn, Langental-Huttwil-Wolhusen, Jura- 
Neuchatelois, Seetalbahn, Tösstalbahn und Sihltalbahn, welche 
keine Salonwagen besitzen ^), unterscheidet zwischen Wagenmiete 
durch mehrere Reisende und diejenige von Salonwagen und 
legt der Berechnung eine der Achsenzahl proportionierte Anzahl 
VoUbillets zu Grunde. Als solche gelten ausschliesslich nur ein- 
fache und Retourbillets, Militär- und Kinderbillets werden nur 
als halbe gerechnet. Bleibt ein Wagen länger als einen Tag 
zur Verfügung des Mieters, so wird für jeden weiteren Tag zur 
Taxe noch ein Standgeld von 5 Fr. berechnet. Beförderung 
findet nur statt mit fahrplanmässigen Zügen und insofern diese 
Zxi^^ die betreffende Wagenklasse überhaupt führen. Spezielle 
Bestimmungen bestehen betreffend der Salonwagen^) (I. Klasse) 
für Luxustransporte, die Berechnung erfolgt auf Grund der Taxen 
der Tarifklasse I. 



1) 2. Juli 1886, A. S. n. F. IX. 277. 
^) Reglement und Tarif vom i. April 1899. 
8) Tarif S. 12. 

"*) Der Schweiz. Eisenbahnvetband besitzt 11 solche, welche auf die Ver- 
waltungen verteilt sind. 
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2. Die Krankentransporte. Als Verwaltungsgesetz tritt be- 
züglich derselben das Bundesgesetz betreffend Massnahmen gegen 
gemeingefährliche Epidemien in Kraft ^), ferner Reglement und 
Tarif vom i. Dezember 1895 2). Als Krankenlegitimation dient, 
Notfalle vorbehalten, ein ärztliches Zeugnis, welches über die 
Natur der Krankheit, und ob dieselbe ansteckend ist oder nicht, 
Aufschluss geben muss. Transportberechtigungsausweis ist eine 
Quittung der Transporttaxen, welche der immer notwendige 
„Begleiter", welcher selbst mit einem VoUbillet der entsprechen- 
den Klasse versehen sein muss, zu verwahren und vorzuweisen 
hat^). Alle nötigen Gegenstände sind, soweit sie im Wagen 
selbst nicht von Dienst wegen vorhanden sind, vom Kranken 
selbst zu liefern und können ohne Nachtaxen im Wagen unter- 
gebracht werden ^). 

„Arme" Kranke bedürfen ausser den Ausweisen für Armen- 
transporte auch der oben erwähnten ärztlichen Zeugnisse. 

Mit ansteckenden Krankheiten behaftete Kranke dürfen 
keinesfalls in gewöhnlichen Wagen II. und I. Klasse transpor- 
tiert werden, wegen der Infektionsgefahr durch die Polster. Auch 
ist von ihnen selbst das Bett und die Matraze zu stellen, ein 
Rücktransport derselben findet nur gegen Vorlage eines ärzt- 
lichen Desinfektionsausweises statt. Nach Vollzug solcher Trans- 
porte ist die Verwaltung gehalten, den Wagen zu desinfizieren. 

Sind mehrere Kranke zu transportieren, so bezahlt der eine 
die volle Taxe, die übrigen je die halbe, insofern sie der gleichen 
Kategorie^) angehören; werden „arme" und „nicht arme" 
Kranke ^) befördert, so wird jeder nach seiner Tarifrubrik taxiert ''). 
Hier ist nun auch ausnahmsweise das Verrechnungssystem 
aufgestellt (IH.)- l^i^ Taxen werden pro rata der Tarifdistanzen 



1) A. S. n. F. IX. S. 277. 

2) Geltungsbereich hinsichtlich der Verwaltungen als Einlage des Reglements. 
') Art. 4, 5, 6. 

*) Gepäck unterliegt dem gewöhnlichen Tarif. 
») Tarif, S. 3 II. 
«) Tarif, S. 6 ff. 
') S. 4. 
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den beteiligten Bahnen berechnet, Zuschläge fallen je zur Hälfte 
der Versand- und Empfangsbahn zu. Die Desinfektionsgebühr 
gehört der desinfizierenden Bahn. Für die Miete ganzer Wagen 
kommt selbstverständlich auch noch das einschlägige oben er- 
wähnte Reglement und Tarif zur Anwendung. Der Eisenbahn- 
verband bezw. die schweizerischen Verwaltungen besitzen zu- 
sammen 12 „zum Krankentransporte besonders konstruierte 
Wagen" I., II. und III. Klasse, welche sehr zweckmässig ein- 
gerichtet sind. Für Militärtransporte gelten die früher erwähn- 
ten Bestimmungen ^). 

3. Leichentransporte , Es besteht für den Leichentransport 
überhaupt, eine Verordnung vom 6. Oktober 1891, welche aber 
lediglich sanitätspolizeiliche Bestimmungen enthält. Speziell für 
Eisenbahntransporte gilt das einschlägige Reglement mit Tarif 
vom IS' September i8p2, Legitimationsschein ist ein sog. „Leichen- 
pass**, welcher in der Schweiz einheitliche Form hat 2), und auch 
für das Ausland bei internationalen Transporten, öoweit Staats- 
verträge hierüber bestehen, gültig ist. Ahnlich wie für Kranken- 
und Armentransporte sind in den einzelnen Staaten die ausstel- 
lungsberechtigten Behörden und Amtsstellen genau bestimmt^) 
und international namhaft gemacht. Die umständlichen Formali- 
täten, welche der Ausstellung eines Leichenpasses vorangehen, 
amtlicher Totenschein, mit Angabe von Todesursache, Begräbnis- 
bewilligung der Zielstation etc., sind ziemlich sichere Gewähr für 
die Sicherung der Identität der Leiche. Diese wird im ge- 
schlossenen Wagen mit Ausschluss aller anderen Gegenstände 
transportiert, doch können mehrere Leichen mit gleicher Empfangs- 
station und welche zum gleichen Transporte gehören, zusammen 
befördert werden. Die einzelnen Särge sind dann aber in voller 
Verantwortlichkeit vom Versender und Transportanstalt einzeln 
zu verzeichnen und auf dem Transportschein einzeln zu ver- 
merken. Auch hier wird „Begleitung" verlangt und zwar durch 

*) Oben S. 66 und 67 und Regulativ vom 27. Aug. 1878, E. A., V. 85 und 
IX. 219. 

^) Reglementsanlage I. 
*) Schweiz, Anhang II. 
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eine „zuverlässige im Leichenpass namentlich bezeichnete Person". 
Sie ist fiir den Leichenpass verantwortlich und hat ein Fahr- 
billet zu lösen und im gleichen Zuge zu reisen, darf sich 
jedoch nicht im Leichenwagen aufhalten, dieser wird übrigens 
plombiert ^). Vor der Spedition muss die Bahn an Hand der 
bereits erwähnten Begräbnisbewilligung und der „telegraphi- 
sehen" Benachrichtigung über Ankunft der Leiche durch die 
dortige Polizeibehörde sich über die Abgangsberechtigung des 
Leichentransportes versichern ^). Nach Ankunft darf ein Leichen- 
transport höchstens sechs Stunden^) am Bahnhof bleiben, wird 
er innerhalb dieser Frist nicht abgeholt, so ist sie von amts- 
wegen der Ortsbehörde zu übergeben, welche nach sanitäts- 
polizeilichen Vorschriften, speziell der allgemeinen bereits er- 
wähnten schweizerischen Verordnung die weiteren Verfügungen 
trifft. 

Während die Verordnung^) den Transport von Leichefiasche 
„frei gibt", ist das Reglement vorsichtiger und verfügt Ver- 
packung „in dichtverschlossenen Kisten oder Metallbehälter"* 
Doch ist eine amtliche Transportbe willigung nicht erforderlich, 
auch wird kein eigener Wagen vorgeschrieben, sondern es wird 
wie im gewöhnlichen Güterverkehr, die Transportweise der Wähl 
des Speditors anheim gestellt. 

Die Taxen sind verschieden per Leiche und Personentarif- 
kilometer, im Extrawagen 70 Cts., dagegen 55 Cts. per Sarg und 
Personentarif kilometer beim Transport von mehreren Leichen^). 
Grundsätzlich werden geschlossene Güterwagen verwendet. 

Die beiden letzterwähnten Transporte von Kranken und 
Leichen haben teilweise eine grosse Ähnlichkeit mit dem Güter- 

*) Für mehrere Leichen mit gleichem Ziel genügt ein Leichenbegleiter. 

2) Art. 4. 

3) Art. 5. 
*) Art, 19. 

^) Gebirgsbahnen haben bedeutend höhere Taxen, weil es sich dort, wenn 
man so sagen darf, fast immer, speziell im Hochgebirge, um „Luxustransporte* 
handelt: Schynige Platte-Bahn Fr. 2. 50 per Tarif kilometer (Tp.4), Lauterbrunnen- 
Mürren für Berg- oder Talfahrt Fr. 60. — . In Praxi finden (z. B. bei Unglücksfallen) 
für die Anwohner die übliche Vergünstigung (siehe oben) Anwendung. 
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transport, während im Personenverkehr der Begriff: Versender 
und Empfänger fiir den Transportnehmer unbekannt ist, tritt er 
uns hier zum ersten Male entgegen, aber in der eigentümlichen 
Form, dass der Versender hier selbst reisepflichtig ist. Beim 
Krankentransporte ist der Kranke, wenn er auch „freiwillig", 
z. B. in die Heimat oder in eine Heilanstalt reist, nicht sein 
eigener Spediteur, sondern derjenige, welcher die Vorbereitungen 
und den Transport überhaupt veranstaltet, bezw. die Kosten 
trägt. Um einen gewöhnlichen Personentransportvertrag handelt 
es sich hier jedenfalls nicht, da wie gesagt, wenigstens für den 
„Begleiter" Reisepflicht besteht. Beim Leichen transportyertrag 
haben wir gar nichts anderes als eine Eilgutsendung mit Beglei- 
tungspflicht des Absenders, gleichgültig ob dieser ihr nun selbst, 
oder durch einen beglaubigten Stellvertreter den Vorschriften 
der Reglements nachkommt. Retourtaxen sind für beide Trans-, 
portkategorien nicht vorgesehen, jedoch wäre für beide denkbar, 
dass innerhalb der normalen Gültigkeitsdauer Rücktransport 
erfolgen würde. Z. B. bei Kranken nach ihrer Heilung, Leichen, 
wenn sie z. B. aus sanitätspolizeilichen Gründen von der Empfangs- 
station nicht angenommen werden könnten. Doch würde gewiss 
im letzteren Falle immer, unter Anwendung aller Vorsichts- 
massregeln durch die Empfangsbehörde deren Bestattung verfügt, 
weil darin eine geringe Infektionsgefahr läge, als in einem Rück- 
transport. Jedenfalls fallen Rücktransporte als solche^ tarif- 
rechtlich ausser Betracht, weil sie reglementarisch nicht vor- 
gesehen sind. 



IV. Kapitel. 



Die Tarifreformen 
der schweizerischen Bundesbahnen. 

§ 27. Rückblick auf die Verstaatlichungskampagne. 

V 

So lange das Privatbahnsystem sich in der Schweiz halten 
kann, so lange wird der Bund auch nicht in der Lage sein, auf 
das Eisenbahnwesen bis in alle Details einen nachdrücklichen 
Einfluss zu üben. Von Anfang an sind zu grosse Konzessionen 
an die Privatwirtschaft gemacht worden, als dass einzig auf dem 
Wege der Verwaltungsgesetzgebung die vom Staate grösstenteils 
preisgegebenen hoheitlichen Rechte zurückerobert werden können. 
Ungeheure Summen werden erforderlich sein, um das zurück- 
zukaufen, was an jenem denkwürdigen 8. Juli 1852 aufgegeben 
worden ist. 

Bevor wir auf das Tarifgesetz, welches die Tarifverhältnisse 
der künftigen Bundesbahnen regeln soll, eintreten können, müssen 
wir an Hand der Rückkaufsbotschaft einen kurzen Rückblick 
auf die verschiedenen Aktionen werfen, welche dem nunmehr 
sanktionierten Rückkaufe der fünf Hauptbahnen vorangingen. 

Seit 1852 musste in allen neu zu erteilenden Konzessionen 
eine Rückkaufsklausel aufgenommen und in den alten nachge- 
tragen werden ^). Die Bundes Verfassungsrevision hatte die Kom- 
petenzen des Bundes auf die Errichtung ^öffentlicher Werke^ er- 
weitert, wobei man besonders an die Eisenbahnen gedacht hatte. 
Das, was schon 1852 ausgesprochen worden war, „das Eisen- 



*) Rückkaufsbotschaft S. 9. 
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bahnwesen der Schweiz solle eine nationale Schöpfung sein, ein 
kräftiges Bindemittel für alle unsete Stämme, eine neue Tat der 
lebenskräftigen Demokratie, ein grosses Denkmal unseres neuen 
Bundes!" hat man erst jetzt nach bald 50 Jahren zu beherzigen 
vermocht. Damals war des Staatsbahnprinzip schmählich unter- 
legen, heute muss der Bund mit gewaltigen Opfern die Bahnen 
zurückkaufen. 

Den ersten konzessionsgemässen Rückk aufs ter min von 18S3I88 
musste der Bund unbenutzt vorübergehen lassen, da die Bahnen 
damals nach den Ausführungen der Botschaft vom 6. März 1883 
von den Gesellschaften um über 85 Millionen Franken zu hoch 
eingeschätzt waren. Schuld an dieser Taxation war das voll- 
ständige Fehlen eines Rechnungsgesetzes für die Eisenbahnen ^). 
Um diesem Uebelstande abzuhelfen, wurde am 21. Dezember 
1883 ^^^ diesbezügliches Bundesgesetz erlassen^), welches heute 
durch dasjenige vom 27. März 1896^) ersetzt ist. 

Die erschreckenden Zahlen, welche die Erhebungen fiir den 
ersten misslungenen Rückkaufsversuch zu tage gefördert hatten, 
lenkten den Bundesrat mehr und mehr auf die Idee des frei- 
händigen, d, h, vertraglichen Rückkaufs, i88y knüpfte er mit 
der Nordostbahngesellschaft Unterhandlungen an ; alles schien sich 
günstig zu gestalten. Doch brachte der Souverän dieser Idee 
sehr geringes Vertrauen entgegen, da er fürchtete, der Bund 
würde den Ausbau der Moratoriumslinien (Arth-Thalweil, Immen- 
see- Luzern) entweder unterlassen oder doch wenigstens verzögern. 
Durch eine Interpellation wurde in der Dezembersession 1887 
der Bundesrat über die Misstimmung der Bundesversammlung 
gegen diese Rückkaufsidee orientiert; als zudem die Nordost- 
bahn zum Abschluss des Vertrages drängte, sah sich der Bund 
genötigt, die Verhandlungen abzubrechen, wodurch auch dieser 
Versuch scheiterte. 

Unermüdlich suchte man immerfort nach neuen Wegen, um 
den Privatbahnen beizukommen. 1890, nach Vollendung der 

*) Bundesblatt 1852 II, 385. 
2) A. S. XV. 517. 
») Wolf I, 608. 



— 90 — 

« 

Fusion der westschweizerischen Bahnen mit der Jura-Bern-Luzern- 
bahn (i6. August, 11./ 12. Oktober 1889) ^^ einer JuraSimplon- 
Gesellschaft^ schien ein günstiger Augenblick gekommen zu sein. 
Die bedeutende Mitwirkung Berns und seine Stellung als grösster 
Aktionär der J. B. L.-Gesellschaft verlieh dieser Bahn beinahe 
den Charakter einer Staatsbahn. Durch Mitwirkung von Frei- 
burg, Waadt und Wallis war auch der viel versprechende 
Simplondurchstich gesichert worden. Gegenüber dieser Koalition 
von 77,000 Aktien und vier Kantonen mit rund einer Million 
Einwohner war der Bund ziemlich machtlos. Mit der Durch- 
setzung eines einheitlichen Rückkaufstermins (i. Mai 1903) für 
dieses ganze Netz, anlässlich der Generalkonzession vom 16. 
Dezember 1S89 und Art. 6 ') des alten Rechnungsgesetzes wurde 
nun dem Bunde eine Waffe gegen diesen „Eisenbahnstaat** in 
die Hand gegeben. Von Bern kaufte er 30,000 Prioritätsaktien, 
wodurch der erste Schritt zur Verstaatlichung des Jura-Simplon- 
Netzes getan war. 

Aufgemuntert durch das stillschweigende Zutrauensvotum 
des Schweizervolkes, welches die Referendumsfrist gegen diese 
Vorlage unbenutzt vorübergehen Hess, eröffnete der Bundesrat, 
da ein schweizerisch-deutsches Bankkonsortium ihm für den Er- 
werb von Zentralbahnaktien eine vorteilhafte Offerte gemacht hatte, 
mit diesem Unterhandlungen, welche am 5. März 1891 zum Ab- 
schlüsse eines Vertrages führten, wonach der Bund 50,000 C. B.- 
Aktien erhalten sollte. Dieser Plan, wodurch er in absehbarer 
Zeit im Besitze der J.-S.-B. und S.-C.-B. gelangen würde, war 
vielleicht sehr verlockend, da er nach Abschluss dieses Ge- 
schäftes, ohne dass durch diesen Verzug Schaden zu befürchten 
gewesen wäre, mit der Fortsetzung der Rückkaufskampagne 
langsam vorgehen konnte. Was man von dieser Fusion er- 



^) „In Abweichung von den Vorschriften des Obligationenrechts (640, 644, 
648, 649) bleiben die Rechte, welche dem Bunde und den Kantonen in betreff der 
Stimmberechtigung und der Verwaltung gegenüber einzelnen Eisenbahngesell- 
schaften zur Zeit zustehen, gewahrt und es haben auch in Zukunft die Bundesbe- 
hörden die Befugnis, derartige Verhältnisse durch die Konzessionen oder bei der 
Prüfung der Statuten oder der Verträge zu ordnen oder zu genehmigen." 
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wartete, waren Betriebsersparnisse, rationelle Gestaltung der 
Fahrpläne, Einheit der Tarife etc. Die Bundesversanunlung 
konnte nun zwischen dem Vertrag vom 5. März 1891 betreffend 
Aktienankauf und demjenigen vom 3. April gleichen Jahres be- 
treffend Erwerb des ganzen Unternehmens frei wählen. Der 
Nationalrat entschloss sich für ersteren, der Ständerat für den 
Gesamterwerb. Am 25. Juni 1891 einigten sich beide Räte für 
den letzteren. Doch fand die Vorlage die Genehmigung des 
Schweizervolkes nicht ^). 

Obschon alle bisherigen Verstaatlichungs versuche gescheitert 
waren, h^tte deren öffentliche Diskussion doch zur Abklärung 
der Ansichten wesentlich beigetragen. Die einmal angeregte 
Frage kam nicht mehr zur Ruhe und schon am 2g, Januar i8g2 
wurde die Motion der Herren Curti^ Comaz und Genossen^)^ 
welche den Rückkauf der schweizerischen Hauptbahnen bezweckte, 
von der Bundesversammlung erheblich erklärt. 

Erfolg konnte man von der Rückkaufaktion nur erwarten, 
wenn man sie von Anfang an, auf die fünf Hauptlinien : Jura- 
Simplonbahn, Zentralbahn, Nordostbahn, Vereinigte Schweizer- 
bahnen und die Gotthardbahn^ zusammen 2837 km, ausdehnte. 
Bezüglich der letzteren hatte man anfänglich schwere staats- 
rechtliche Bedenken, welche sich aber bald als irrelevant er- 
wiesen, und zwar aus folgenden Gründen : Die Bundesbeschlüsse 
vom 22. Oktober 1869 betreffend Genehmigung der kantonalen 
Konzessionen von Tessin, Uri, Schwyz, Luzern und Zug wahrten 
ausdrücklich das Rückkaufsrecht. Die Möglichkeit, dass die 
Gotthardvertragsstaaten sich einer solchen Aktion entgegenstellen 
könnten, lässt sich aber aus keiner Bestimmung herleiten. Ueber- 
haupt gehört das Rückkaufsrecht von Privatbahnen zu denjenigen 
Rechtssätzen, welche internationales Recht geworden sind, jedoch 
nur vom Staate der „res sita" ausgeübt werden darf. Der Bahn 



^) Abstimmung vom 6. Dezember 1891. 289,406 Nein gegen 130,729 Ja. 

2) „Der Bundesrat wird eingeladen, über die Eisenbahnfrage (Eisenbahnreform 
und Eisenbahnrückkauf) eine allseitige Untersuchung %\x veranstalten und über die 
Art und Weise, wie er dieselbe vorzunehmen gedenke, beförderlich Bericht und 
Antrag vorzulegen" (Rückkaufsbotschaft S. i). 
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waren vertraglich verschiedene Pflichten auferlegt, die aber 
durch einen Verwaltungssystemwechsel nicht gefährdet werden 
können. 

Eine Mitverwaltung durch die Vertragsstaaten ist auch 
nirgends vorgesehen, so dass der Bund, der bis anhin durch 
diese eingesetzte Kontrollbehörde gewesen, künftig einfach selbst 
die volle Verantwortlichkeit übernehmen würde. Es können 
demnach weder staatsrechtliche noch völkerrechtliche Bedenken 
gegen einen Gotthardbahnrückkauf geltend gemacht werden. 

Durch die Verstaatlichung der Hauptbahnen wäre der erste 
Schritt einer grossen allgemeinen Aktion eröffnet, doch wäre es 
sehr riskiert, heute schon an einen Einbezug der Nebefibahnen zu 
denken, dieser ist späteren Zeiten vorbehalten. 

Auf alle weiteren übrigens hochinteressanten Ausführungen 
der Rückkaufsbotschaft einzutreten ist hier nicht der Ort. Wir 
gehen deshalb über zur Erörterung der rechtlichen Grundlagen^ 
auf welchen das Tarifrecht der Bundesbahnen ruhen wird, und 
damit auf die Organisation derselben und die diesbezüglichen 
' Kompetenzverhältnisse. 

§ 28. Rechtliche Grundlagen des Tarifwesen 
der Schweiz. Bundesbahnen. 

Prinzipiell ist kraft seines Hoheitsrechtes der Staat berechtigt, 
positive Tarif Vorschriften zu erlassen. 

Die Verstaatlichung tritt der Rechtskraft der bestehenden 
Eisenbahngesetzgebung nur insofern nahe, als diese durch das 
Tarifspezialgesetz nicht derogiert wird. Insbesondere für das 
Tarif-wesen bleiben in Geltung: 

1. Das Eisenbahngesetz vom 23. Dezember 1872, die 
Art. 35, 36, 37, 39. 

2. Das Transportgesetz vom 29. März 1893, Art. i, 2, 3, 
4, II und daran anschliessend das Transportreglement 
vom I. Januar 1894 mit seinen Anhängen und Nach- 
trägen. 
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Für die nicht verstaatlichten Linien bleibt vorläufig der 
Status quo gewahrt. 

Für die Bundesbahnen allein kommt in Betracht das Bundes- 
gesetz betr. die Erwerbung und den Betrieb der Eisenbahnen für 
Rechnung des Bundes und die Organisation und Verwaltung der 
schweizerischen Bundesbahnen vom iS- Oktober iSpy^y Damit im 
Zusammenhange steht die Vollziehungsverordnung zu diesem 
Gesetz, welche am 7. November 1899 erlassen wurde. Vom 
Bundesgesetz fallen speziell für das Tarifwesen folgende Artikel 
in Betracht. 

1. Art. II. y,Die jeweilige Bundesgesetzgebung in Eisenbahn- 
Sachen findet auch auf die Bundesbahnen Anwendung^ soweit die 
Voraussetzungen hiefür bei denselben vorhanden sind^ 

2. Art. 9. y,Mit dem Übergang einer Bahn an den Bund 
erlöschen sämtliche Bestimmungen der Konzessionen. Vorbehalten 
bleiben .... darin enthaltene privatrechtliche Verpflichtungen zu 
Gunsten Dritter " 

Durch die Verstaatlichung endigen somit die früheren Tarife 
einer Bahn, an ihre Stelle treten neue, welche dem neuen Tarif- 
gesetze entsprechen müssen. Anfänglich schien es, als wollte 
man bestimmen, dass jedes Netz für sich durch die Transaktion 
nicht eigentlich im Gesamtnetze aufgehen sollte, sondern dass 
jeder frühere Privatbähnbezirk auch unter dem neuen Regime in 
tarifrechtlicher Beziehung, wenn auch in beschränktem Masse 
seine Tarifautonomie bewahren sollte. Doch drang schliesslich 
die Idee des Art. 9 durch, wodurch die Verstaatlichung in ihrer 
tarifarischen Rechtsfolge einer Zusammenlegung der Konzessionen, 
wie sie z. B. 1886 bei der V. S. B. erfolgte, insofern gleich 
kommt, als hier an Stelle der Konzession das Tarifgesetz tritt. 

§ 29. Die Kompetenzverhältnisse in Tarifsachen 

bei den Bundesbahnen. 

Speziell die Tarife werden durch folgende Artikel des Rück- 
kaufgesetzes berührt. 

») A. S. n. F. XVI, 553- 
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1. Gemäss Artikel 13^ des Eisenbahngesetzes waren dem 
Bundesrat weitgehende Kompetenzen hinsichtlich der Genehmi- 
gung und aller ihrer Rechtsfolgen eingeräumt. Von nun an tritt 
er für die Staatsbahnen etwas in den Hintergrund, da der neue 
Art /5 der Bundesversammlung^ welche früher nur für grund- 
sätzliche Änderung des Tarifsystems und Erhöhung der Normal- 
sätze kompetent war, nun „die Gesetzgebung über die allgemeinen 
Grundsätze für die Tarifbildung" ausübt. 

2. An Stelle des Bundesrats tritt nun die Gener aldirektion^^ 
der Bundesbahnen mit Sitz in Bern. Dabei ist darauf hinzu- 
weisen, dass die Bundesbahnen nicht nur fiskalisch, sondern auch 
administrativ Selbstverwaltungskörper sind und nur deren Direk- 
tion für genaue Befolgung der gesetzlichen Vorschriften dem 
Bundesrate gegenüber verantwortlich ist. Sie stehen diesem bei- 
nahe so gegenüber, wie die frjfiheren Privatgesellschaften. 

Die Tätigkeit der Generaldirektion ist gemäss Art. 2^ des 
Rückkaufsgesetzes „die gesamte Geschäftsführung" (soweit sie 
nicht durch das Gesetz selbst und die Vollziehungsverordnung 
vom 7. November 1899 andern Instanzen vorbehalten) und zwar 
sind derselben noch ausdrücklich 23 Verwaltungszweige zuge- 
wiesen, worunter Art. 25^^ „Das Tarifwesen" ^). Auch hinsicht- 
lich der Reglemente, die ja im Tarifwesen von hoher Bedeutung 
sind, ist der Generaldirektion ausdrücklich „die Aufstellung" 
übertragen, jedoch dem Bundesrate das endgültige Verfügungs- 
recht eingeräumt^). 

Da nun die Generaldirektion als solche sich nicht mit allem 
befassen kann, zerfällt sie m fünf Departemente (Finanzdepartement, 
Kommerzielles-, Betriebs-, Bau- und Rechtsdepartement). 

3. Wie bei den alten Privatverwaltungen untersteht das Tarif- 
wesen dem IL {kommerziellen^ Departement und zwar im Detail: 



*) Rückkaufsges. Art. 23, 28 und V.-V. O., Art. 18—31. 

2) Den zit. Gesetzesartikeln entspricht Art. 19 der erwähnten VoUziehung-s- 
verordnung. 

^) Dass dem Bundesrate dieses Recht gewahrt blieb, hat seinen Grund in 
dessen Stellung gegenüber den Privatbahnen, vgl. Art. 36 des Eisenbahngesetzes 
und VoUziehungs Verordnung Art. 5, 6. 
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1. „Tarifwesen (Transporttaxen und Gebühren) allge- 
meine Transportvorschriften. 

2. Transportreglements und bezügliche Uebereinkommen 
im Einvernehmen mit dem V. (Rechts-) Departement ^). 

3. Kontrolle der Betriebseinnahmen (Betriebskontrolle). 

4. Reklamationen aus dem Verkehre mit andern Bahnen 
wegen unrichtiger Anwendung der Tarife und Tarif- 
vorschriften, oder wegen unrichtiger Instradierung. 

5. Verträge mit andern Transportanstalten über den 
gegenseitigen Verkehr und die Regelung von Kon- 
kurrenzverhältnissen" ^). 

Wir sehen nun einmal hier ein genaues Verwaltungspro- 
gramm, welches über die Kompetenzen keinen Zweifel bestehen 
lässt. Der Geschäftsgang ist viel einfacher geworden und die 
Verwaltung wird in die Lage versetzt, auch z. B. über Aus- 
nahmetarife, welche früher nicht einmal der Kenntnisnahme und 
noch weniger der bundesrätlichen Genehmigung bedurften, (wie 
z. B. Gelegenheitstarife), Verfügungen und zweckmässige Ände- 
rungen zu treffen. Doch glauben wir, dass mit diesen unzähligen 
oft geradezu leichtsinnigen Ausnahmetarifen die Staatsbahnver- 
waltung wird endgültig aufräumen müssen, wenn sie nicht be- 
denkliche Ausnahmeausfalle zu befürchten haben will. 

Ein Tarif, der vom IL Departement ausgearbeitet ist, muss 
gemäss Art. 24 der Vollziehungsverordnung II, wenn er von 
den normalen Taxen abweicht, der Generaldirektion zur „Be- 
schlussfassung" vorgelegt werden. Diese Bestimmung hätte 
ebenso gut weggelassen werden können, weil das Departement 
überhaupt kein selbständiges Verfugungsrecht in dieser Materie 



*) V. Departement, „i. Gerichtliche Vertretung der Eisenbahnverwaltung" in 
allen Rechtsfällen, insoweit dieselben nicht den Kreisdirektionen übertragen ist; 
2. Begutachtung von Rechtsfragen; 3. Mitwirkung bei wichtigeren Vertragsab- 
schlüssen und bei der Vereinbarung von Transportreglementen und bezüglichen 
Uebereinkommen; 4. Reklamationen aus dem Verkehre mit ausländischen Bahnen 
wegen Verlustes oder Beschädigung von Transportgütern oder wegen Verspätung 
im Personen- und Güterverkehr . . . ." 

*) Vollziehungsverordnung Art. 21. 
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besitzt *), ferner, weil die vorgesehenen Taxen Maximaltärife sind, 
welche nur eine oberste zulässige Grenze ziehen, im übrigen 
den weitesten Spielraum lassen. Auch erscheint uns nach Fixie- 
rung des Geschäftsbereiches der Generaldirektion ziemlich über- 
flüssig, noch ausdrücklich zu bestimmen, dass Transportregle- 
ments, Transportvorschriften, (welche ja unter Kompetenz des 
Bundesrates fallen), Aufstellung und Abänderung von Gebühren, 
Ausnahmesätze, Reklamationen wegen unrichtiger Anwendung 
der Tarife etc. etc. nicht vom Departement endgültig erledigt 
werden können. Die Departements sind eben nur dazu da, die 
Verwaltung zu erleichtern, indem an die Spitze eines jeden eine 
Persönlichkeit gestellt wird, welche die betreffende Branche voll 
und ganz beherrscht und der ein speziell geschultes Personal 
zur Verfügung steht. Nur durch eine solche Arbeitsteilung kann 
eine Verwaltung die grösst möglichsten Garantien bieten. 

4. Die Generaldirektion in Bern hat wieder ihre Unterorgane 
in der gesamten Schweiz zweckmässig verteilt. Das ganze Bundes- 
bahnnetz ist heute in vier Kreise^) (Lausanne, Basel, Zürich, 
St. Gallen) entsprechend den Verwaltungsdomizilen der alten 
Privatgesellschaften eingeteilt. Mit dem Rückkauf der Gotthard- 
bahn wird eine V. Kreisdirektion (Luzern) errichtet werden. 
Die Kreisdirektionen ^) als Kreiseisenbahnverwaltungen haben 
einen lokal beschränkten Geschäftskreis. Sie sind für Betrieb, 
Verwaltung etc. desselben verantwortlich. Hinsichtlich des Tarif- 
wesens steht ihnen laut Art. 41^^ der Vollziehungsverordnung 
nur zu: 

„Die Erledigung von Reklamationen aus dem innern Verkehr 
der Bundesbahnen wegen unrichtiger Anwendung der Tarife 
oder unrichtiger Instradierung, wegen Verlustes und Be- 
schädigung von Transportgütern, sowie wegen Verspätungen 
im Personen- und Güterverkehr, soweit dieselbe nicht den 
Bahnhofvorständen oder anderen Dienststellen zugewiesen 



') Vgl. Art. 19»^ 

2) VoUziehungsverordnung Art. i — 8. 

3) A. a. O., Art. 40—54. 
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werden kann, ferner die Anhandnahme und Überleitung der 
gleichartigen Reklamationen aus dem Verkehr mit andern 
Bahnen an die Generaldirektion" ^). 

Da die Kreisdirektionen über die Lokalbedürfnisse besser 
orientiert sind, als die zentrale Verwaltung, weist Ihnen Art. 35^^ 
der Vollziehungsverordnung zu: 

„Die Begutachtung der ihr von der Generaldirektion zu- 
gewiesenen Fragen, namentlich über Tarifverhältnisse^ Ord- 
nung der Verhältnisse von Gemeinschaftsstationen und sonstige 
Verkehrsregelungen mit anstossenden Bahnen". 

Diese Aufgabe ist im speziellen dem III. Departement der 
Kreise, nämlich dem Finanz- und Rechtsdepartement übertragen. 
Ein kommerzielles Departement ist hier als überflüssig wegge- 
lassen worden 2). 

5. In enger Beziehung zu den Kreisdirektionen stehen die 
Kreiseisenbahnräte ^^, Sie werden vom Bunde und von den Kan- 
tonen gewählt, sind somit berufen, eine enge Fühlung zwischen 
der Zentralgewalt und den lokalen Interessentenkreisen zu er- 
möglichen. Eine der wichtigsten Aufgaben ihres Geschäftskreises 
ist^): „Die Begutachtung von allen das Eisenbahnwesen be- 
treffenden Fragen, insbesondere des Fahrplan- und des Tarif- 
wesens, zu Händen der für die Entscheidung zuständigen Be- 
hörden. Auf Anregung 

d) der Bundesbehörden, 

b) der Kantonsregierungen, 

c) des Verwaltungsrates, 

d) der organisierten Vertretungen von Landwirtschaft, 
Handel, Industrie und Gewerbe, sowie anderer volks- 
wirtschaftlicher Verbände, 

e) aus ihrer Mitte." 



*) Art. 25** des Bundesgesetzes vom 15. Oktober 1897: ^Erledigung von 
Reklamationen auf den Verkehr mit anderen Bahnen wegen unrichtiger Anwendung 
von Tarifen und Tarifvorschriften." 

^) Näheres vgl. Vollziehungsverordnung Art. 44. 

") Rückkauf. Art. 29—32, V. V. Art. 32—39, 

*) A. a. O., Art. 30». 

7 
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Diese Vorschriften bedürfen keiner weiteren Erklärung-, aus 
ihnen geht hervor, dass die Kreiseisenbahnräte hauptsächlich 
dazu berufen sind, eine Verbindung mit den internen Verkehrs- 
interessenten auf zuverlässige Weise zu ermöglichen. Ausserdem 
sind sie die interne Aufsichtsbehörde für die Kreisdirektionen, 
deren Jahresberichte, Rechnungen, Budget sie, bevor sie an die 
Generaldirektion gelangen können, zu prüfen und zu genehmigen 
haben. 

Wir haben nun die Organisation der Bundesbahnen, soweit 
sie das Tarifwesen betrifft, kurz darzustellen versucht und gfehen 
nun, nachdem die Genehmigungsverhältnisse abgeklärt sind, zur 
Besprechung des materiellen Inhalts des neuen Tarifgesetzes über. 

§ 30. Die Vorarbeiten für das Tarifgesetz*). 

Der Bundesrat, in der richtigen Erwägung, dass das Tarif- 
wesen zu den wichtigsten Zweigen der Eisenbahnverwaltung 
gehöre^ unterzog schon, bevor er einen Rückkaufsplan den eid- 
genössischen Räten vorlegte, die Tarifreformfrage einem einläss- 
lichen Studium. In erster Linie berufen, durch seine zweckmässige 
Organisation die finanziellen Mittel zur Deckung der Anlage und 
Betriebskosten herbeizuschaffen, und bei Staatsbahnen die Rück- 
kaufskapitalien zu amortisieren, bildet eigentlich das Tarifwesen 
die Basis jedes Eisenbahnunternehmens. Das früher besprochene 
„Memorial" hatte, wie wir gesehen haben, im Kreise der prak- 
tischen Eisenbahnpolitiker keine günstige Aufnahme gefunden 
und war lebhaft angefochten worden. So zog es nun der Bundes- 
rat vor, gleich von Anfang an bei einer Persönlichkeit ein Gut- 
achten einzuholen, welche im Eisenbahndienste bedeutende prak- 
tische Erfahrungen gesammelt hatte. Die Wahl fiel auf Dr. 
Eugen Escher^ den frühern Direktor der Nordostbahngesellschaft. 
Dieser erledigte sich der ihm gestellten Aufgabe in einem aus- 
führlichen ^Bericht.,,, über die zufolge der Eisenbahnverstaat- 



') Bundesblatt 1901, III, 925. Das Gesetz ist im Wortlaute als Anhang II 
abgedruckt. 







Äd 



— 99 — 

lichung an den schweizerischen Eisenbahntarifen vorauszusehenden 
Änderungen ^). Als Quellenmaterialien dienten Escher fiir sein 
Studium : 

1. Die Eisenbahngesetzgebung speziell. Das Eisenbahn- und 
das Transport gesetz mit den zugehörigen Verordnungen 
und Reglementen. 

2. Die Konzessionen, 

3 Die amtlichen und privaten Studien und Erhebungen der 
8oer Jahre, z. B. der „Bericht... betr. das Tarifwesen 
der Schweiz. Eisenbahnen vom 23. November 1883"^). 
Der Bericht des Handels- und Industrie -Vereins. „Das 
Gütertarifwesen der Schweiz. Eisenbahnen, Zürich 1884" 
etc. etc. Die ausländische Literatur. 

Als man anfing von Amts wegen positive Vorschläge auszu- 
arbeiten, entstanden: 

1 . Die Rückkaufsbotschaft vom 2^, März i8g^^ die, soweit sie 
das Tarifwesen betraf, im wesentlichen auf den Escher- 
schen Vorschlägen beruhte. Dann folgten ^) : 

2. Das Rückkaufsgesetz vom ly. Oktober i8pj und diesem 

3. Die Botschaft zum Entwürfe des Tarifgesetzes, vom 
//. November i8pp^), 

4. Die Gutachten der Schweiz, wirtschaftlichen Verbände. 

5. Die Verhandlungen der eidgenössischen Räte^). 

6. Eigentlich vertieft, hats ich die Presse in das für sie doch 
ziemlich unbekannte Gebiet des Tarifwesens nie. Auch 
hat sie sich mehr mit dem Güterverkehr, speziell der 
Instradierungsfrage , weniger mit dem Personenverkehr 
befasst. 



') 27. Mai 1896. 

2) Bundesblatt 1883. 

») Bundesblatt 1897. 

*) Bundesblatt 1899. 

^) Amtliches stenographisches Bulletin vom Juni 1900. 335, 342, 349, 354, 
371, 387, 405, März 1901. 29, 36, 43, 61, Juni 1901. 167, 168, 185, 194, 
445, 480. 
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§ 31. Der allgemeine Inhalt des Gesetzes vom 27. Juni 1901. 

Das Tärifgesetz, wie es in endgültiger Gestalt am 27. Juni 
1901*) genehmigt wurde, zerfällt in drei Hauptteile, nämlich: 

I. Allgemeines (Art. 1—5). 

Bereich des Gesetzes Art. 1,2; Übereinstimmung mit 
dem Transportgesetz vom 29. März 1893 (3). Tarifermässi- 
gungen. Refaktien verbot. Publikationsfristen. Pflichten 
der Bundesbahnen gegen Post- u. Militärverwaltung (4, 5). 
II. Personenverkehr (Art. 6 — 13). 

Beförderung, Geschwindigkeit, Wagensystem ,(6—8), 
Maximaltarife, Normal- und Ausnahmetarife (9), Abonne- 
ments (10), Reisegepäck (11). 

III. Güterverkehr (Art. 14 — 24). 

Frachtgut und Eilgut (15), Transit (16), Ausnahme- 
tarife (17 — 21), Instradierung {22\ Bereich der Tarife, 
Berechnung (23, 24). 

IV. Übergangsbestimmungen. 

Wenn man dieses umfangreiche Gesetz mit den kurzen, 
bündigen und sehr genauen Gesetzen der Nachbarländer ver- 
gleicht, kommt man zur Überzeugung, dass viel zu viel ver- 
schiedene Dinge darin aus allen Gebieten des Transportwesens zu- 
sammengetragen wurden. Warum wurde wohl das Refaktien- 
verbot, die Verpflichtungen gegen Post- und Militärverwaltungen, 
die Zugsgeschwindigkeit, das Wagensystem etc. hier besprochen, 
alles Dinge, die in der gültig bleibenden Eisenbahngesetzgebung, 
dem Transportreglement und verschiedenen Spezialreglementen, 
welche, wie sie sind, von den Bundesbahnen übernommen werden 
müssen, hier noch extra angeführt ? Wie kurz und klar entwickelt 
das österreichische Gesetz vom 15. Juli 1877^) aH^s was in einem 
Tarifgesetze stehen soll, in nur acht kurzen Artikeln. In Italien 
fehlt zwar eine spezielle Tarifgesetzgebung, doch enthält das 



») Bundesblatt 1901, III, 925 ff. und N. F. XVIIl, S. 790. 
2) Ulrich, Tarifwesen, S. 323. 
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Gesetz betreffend die Genehmigung der Pachtverträge mit den 
Gesellschaften ^) alles wünschbare in einer beschränkten Anzahl 
von Artikeln. Wir finden, wenn wir die Tarifvorschriften der 
europäischen Staaten durchgehen, überhaupt zwei verschiedene 
Grundsätze, von denen der Gesetzgeber ausging. Entweder 
sammelte er alles, was zum Tarifwesen gehört, auch die Aus- 
nahmetarife (Gebirgstaxen, Leichentransporte, Wagenmiete etc.), 
um es an einem Orte zu vereinigen und so endgültig zu erledigen 
(z. B. Italien), oder er beschränkte sich auf die Festsetzung der 
Normalsätze und allgemeinen Tarifbestimmungen, und überliess 
alles übrige dem Verwaltungswege (z. B. Oesterreich). 

In der Schweiz wollte man einen neuen Versuch machen 
und keinem der beiden Grundsätze ganz folgen, aber auch keinen 
derselben ganz fallen lassen. Dafür wurde, wie bereits ange- 
deutet, verschiedenes hereingezogen, was nicht zur Sache gehörte. 
Wir glauben deshalb, und das ist eine schon ziemlich verbreitete 
Ansicht, dass das Tarifwesen durch das Gesetz wohl in dem 
Sinne zentralisiert wird, dass von nun an im Netz der Bundes- 
bahnen ein einheitlicher Maximaltarif bestehen wird, dass aber die 
Ausnahmetarife fortgrassieren werden, wie sie es bisher getan. 
Die Disparitäten werden höchstens durch die finanziellen Inter- 
essen der Verwaltung eingeschränkt werden können, welche 
kein Risiko laufen darf, somit nur ungern Ermässigungen ge- 
währen wird. 

Um nicht mehr darauf zurückkommen zu müssen, stellen 
wir hier fest, dass die Publikationsfristen, Gültigkeitsdauer von 
Tarifen, Militärtarifen etc. ganz genau der früheren Bundesgesetz- 
gebung entsprechen. Punkto Fahrgeschwindigkeit^) scheint auch 
in Zukunft keine Besserung unserer selbst in der Ebene oft 
geradezu kläglichen Verhältnisse zu erwarten zu sein, während 
auf gewissen Bergstrecken schon bisher ganz ansehnliche Leist- 
ungen zu verzeichnen waren. Nach langer Debatte wurde in 



1) Ulrich, Tarifwesen, S. 389 fif. 

*) Vergl. hier das Gutachten des Handels- und Industrievereins vom 20. Mai 
1899, S. 9 ff. 



— I02 — 

den eidgenössischen Räten eine Minimalgeschwindigkeit (die aber 
mit Genehmigung des Bundesrates auch nicht eingehalten werden 
darf) von sage nur 28 km für Personenzüge festgesetzt. 

Hinsichtlich des Transportvertrages an sich bringt das Tarif- 
gesetz in Art. 7 eine Neuerung, die freilich von zweifelhaftem 
Wert ist. Der Anspruch auf einen Sitzplatz im Personentrans- 
portvertrage folgt zwar aus der locatio conductio operis, 
aber erst das neue Gesetz hat dieses Recht positiv ausgesprochen^ 
indem es sagt: „Es ist dafür zu sorgen, dass alle auf einen Zug 
mit Personenbeförderung sich Anmeldenden ^), wenn immer mög- 
lich durch denselben und zwar auf Sitzplätzen befördert werden 
können." Das Transportreglement, welches als lex contractus 
anzusehen ist^), beschäftigt sich mit der Sitzplatzberechtigung 
in den §§ 8 (Kinderbillets) und 14 (Einsteigen und Versäumung 
der Abfahrtszeit). Einzig aus § 10 konnte bisher ein positives 
Recht hergeleitet werden, indem darin gesagt wurde, dass auf 
Zwischenstationen Billets für die I. und II. Klasse nur unter dem 
Vorbehalte abgegeben werden dürften, dass solche Plätze im 
betreffenden Zug in genügender Anzahl vorhanden seien. „Reichen 
die vorhandenen Plätze der betreffenden Klasse nicht aus, so 
können die Billets gegen Erstattung des dafür bezahlten Be- 
trages zurückgegeben oder gegen Billets anderer Klassen unter 
Ausgleichung des Preisunterschiedes ausgetauscht werden. Ist 



*) D. h. solche, welche sich gemäss Art. 10 des Transportreglements „späte- 
stens fünf Minuten vor Abgang der Züge am Schalter sutn Kaufe eines 
Billets melden**^ und solche, die bereits mit einem Billet versehen, den Zug be- 
steigen, in der Absicht, mitzufahren. Der französische Text scheint mit dem 
deutschen dem Sinne nach nicht ganz übereinzustimmen, indem er sagt: „Toute 
personne, se presentant, pour monier dans un train de voyageurs doit autant que 
possible (sie.) etre transportee par ce train et pouvoir y occuper un siege". Dieser 
Text ist nicht gerade glücklick, da er so interpretiert werden könnte, dass das 
Einsteigen die Hauptsache sei, und dass die Bestimmung von §§ 10, 14* und * und 
15* nebensächlich wären. 

2) Vergl. den in den Eingangsbestimmungen 1 des Transportreglement es ent- 
haltenen Satz: „Es wird von jedermann, der sich der schweizerischen Bahnen be- 
dient, angenommen, dass er die Bedingungen dieses Reglements kenne und sich 
ihnen unterziehe." 
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der Umtausch nicht möglich, so ist der Klassen Wechsel durch 
den Zugführer oder Stationsvorstand auf dem Billet zu be- 
scheinigen und die Reklamation mit diesem Ausweise der Ver- 
waltung der Ausgabestation geltend zu machen ....** Es kann 
nun der Fall eintreten, dass überhaupt kein Sitzplatz mehr er- 
hältlich wäre; hier kann der Reisende entweder, wie oben be- 
merkt, sein Billet zurückgeben, oder mit einem folgenden Zug, 
in welchem er Platz findet, fahren. Stehend mitzufahren, auch 
wenn sichere Aussicht vorhanden wäre, auf einer der nächsten 
Stationen Platz zu bekommen, kann dem Reisenden nicht zuge- 
mutet werden. Fährt er nun, indem er sich auf das Transport- 
reglement stützt, mit einem folgenden Zuge, oder unterlässt er 
die Reise, weil sie wegen der Verspätung zwecklos geworden 
ist, so hat er das Recht, Schadenersatz zu verlangen, wenn er 
im Falle ist, die nötigen Beweise beizubringen, zum mindesten 
soviel wie für die gewöhnlichen Verspätungen ^). 

Wenn aber der Reisende, trotzdem kein Sitzplatz für ihn 
vorhanden ist, doch mitfährt, so ist dies eine rein freiwillige 
Handlung, sein Billet wird gleich demjenigen der sitzenden 
Passagiere behandelt, aus der freiwilligen Ermangelung eines 
Sitzplatzes erhält er keinen Schadenersatzanspruch, zudem findet 
hier § 17 Abs. i, welcher den Aufenthalt in den Gängen, vor 
den Wagentüren und auf den Treppen verbietet, in einer unter 
Umständen für ihn unangenehmen Weise Anwendung. 

Das nach der bisherigen Auffassung bestandene Recht auf 
einen Sitzplatz ist darnach durch die nunmehrige Formulierung 
des neuen Tarifgesetzes modifiziert worden. 

§ 32. Die Normaltarife. 

Wir werden uns hier an die Einteilung halten, welche wir 
anlässlich der Erörterungen des Personentarifwesens der Schweiz. 
Privatbahnen in § 13 aufgestellt haben. Demnach werden zu- 
erst die Normalsätze, dann die Ausnahmetarife besprochen. 



') Vergl. Transportgesetz Art. 59 bezw. Transportreglement § 26. 
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Um einheitlich vorzugehen, sollen immer zuerst die im Ge- 
setze vom 27. Juni 1901 (in Kraft ab 11. Oktober 1901) auf- 
gestellten Normen angeführt werden, alsdann soweit nötig die 
einschlägigen Erörterungen im Escherschen Bericht, in der Rück- 
kaufsbotschaft, in der Botschaft zum ersten Entwürfe, ferner die 
Anträge und Anregungen der volkswirtschaftlichen Verbände, 
endlich die Diskussion in den eidgenössischen Räten. 

Die Normaltarife der schweizerischen Bundesbahnen schliessen 
sich eng an die früheren der Privatbahnen an. Es sind einfache 
Distanztarife (auf Grundlage des Kilometers), welche propor- 
tional berechnet werden, d. h. sich aus der einfachen Multiplika- 
tion des Einheitssatzes mit der Kilometerzahl ergeben. Während 
früher bei vielen Bahnen ein Zweistaffelsystem (Nah- und Fern- 
verkehr) bestand, hat man diesen mit Mühe erkämpften Fort- 
schritt, der auf den Verkehr so wohltätig wirkte, wieder fallen 
lassen. Die Gründe zu diesem Vorgehen sind nicht ersichtlich. 
Art. 8 des Tarifgesetzes sieht „ Taxen bis auf den Betrag fol- 
gender Ansätze^ als Maximaltarife vor : 

I. II. III. 

Für einfache Fahrten: 10,4 Cts. 7,3 5,2 

Für Hin- und Rückfahrt: 15,6 „ 10,0 6,5 

Wenn auch in den eidgenössischen Räten die Frage der 
grundsätzlichen Tarifbildung nicht mehr erörtert werden musste, 
so war doch vom Bundesrate und Dr. Escher die Frage ein- 
lässlich erwogen worden. Wir haben früher gesehen, dass im 
„Memorial" von 1899 das Österreich-ungarische Zonentarifsystem 
mit einigen Reserven empfohlen worden war, dass jedoch der 
Eisenbahnverband eine Reformidee in diesem Sinne . aus prak- 
tischen Gründen rundweg abgewiesen hatte. Auch hatte man 
die auf Perrotschen Grundsätzen aufgebauten Reformideen (Zonen- 
tarife) für einen eventuellen Systemwechsel genauem Studien 
unterworfen. Man nahm aber von den Vorschlägen in diesem 
Sinne Umgang, da alle diese Anregungen auf der falschen An- 
sicht beruhten, dass der Personentransport sich mit dem Brief- 
verkehr vergleichen lasse. Die Kosten wachsen eben mit der 
Entfernung, wenn auch nicht gerade proportional derselben, so 
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doch konstant. Durch Zonentarife hatte man gehofft, die un- 
gleichmässige Frequenz der Züge (Tag- und Nachtfahrten), ferner 
sogar den Einflüss der Witterung und der Jahreszeit auf die 
Reiselust zu umgehen, doch waren die versuchsweise gemachten 
Erfahrungen nicht günstig ausgefallen. Die Perrotschen Zonen- 
tarife gehören eben der Theorie an und würden gewaltigen Ein- 
nahmeausfallen rufen, wenn man nicht die Einheitstaxen auf eine 
für den Nahverkehr (der gerade die billigsten Taxen verlangt) 
ganz unstatthafte Höhe schrauben wollte. Dieses war der Grund, 
weshalb überall von der Einführung derartiger Zonentarife Um- 
gang genommen wurde. Wenn sich auch der vierzehnzonige 
österreichische, und der zehhzonige ungarische Tarif anfanglich 
sich gut einzuführen schien, so zeigte sich sehr bald, „dass die 
Taxabstufung nach so grossen Einheiten, mit Ländern mit reich 
gegliederten Bahnnetzen, kürzern Stationsentfernungen und einem 
auf kurze Distanzen stark entwickelten Verkehr nicht passe und 
einen Rückschritt bedeuten würde.** ^) 

Die Bildung von Einheitstaxen nach Perrotschem Muster be- 
trachtete Escher „als absolut ausgeschlossen". Eher würde ihm 
ein Zonensystem, das sich an da$ Österreich- ungarische anlehnen 
würde, gefallen. Dieser Ansicht schloss sich auch, aber mit 
wenig Entschiedenheit die Botschaft von 1897^) an, dagegen 
empfahl sie eindringlich^) in Übereinstimmung mit Escher, die 
Einführung der Staffeltarife^) im Güterverkehr. 

Was nun die eigentlichen Einheitssätze betrifft, wird es aut- 
fallen, dass dieselben ziemlich hoch sind. Sie stammen aus dem 
Escherschen Berichte, sind aber nur teilweise seine Schöpfung. 
Die Verhältnisse lagen eben, wenn man die Tabellen auf S. 57 
vergleicht, wie folgt: 

1707 km der vier Hauptbahnen hatten gleiche Normalsätze, 
nämlich: i. n. m. 

104 7»3 5»2 



») Bericht, S. 53. 

2) S. 81. 

») S. 82—84. 

*) Niggli 60, 89, 104. 
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von den übrigen 700 km fielen 45 auf die Gebirgsausnahme- 
sätze der Brünigbahn (damlas Brienz-Alpnach, heute nur mehr 
Meiringen - Giswyl). Dann folgen Zentralbahn und Vereinigte 
Schweizerbahn (600 km), ferner die unter Normalkonzession fallen- 
den Strecken der Brünig und der Nordostbahn. Nach einer Art 
Majoritätsgrundsatz schlug nun Escher die angegebenen Höchst- 
sätze vor, welche zunächst in den Botschaften von 1897 ^^^ 
1899^) figurierten und schliesslich in den Entwurf (Art. 8) über- 
gingen und ziemlich anstandslos die Genehmigung der eidgenös- 
sischen Räte fanden. Auf gleicher Grundlage beruhen die neuen 
Retourtaxen^ welche den bisherigen der Nordostbahn entsprechen, 
welche schon lange die billigsten der Schweiz hatte, nämlich: 

I. n. III. 

15,6 10,0 6^6 

Die Sätze fanden bei den eidgenössischen Räten keinen grossen 
Widerspruch. Sehr richtig machte Ständerat v. Arx als Referent 
der Komniission ^) darauf aufmerksam, dass es angezeigt sein 
dürfte, die Taxen für die dritte Klasse erheblich zu reduzieren, 
weil die Eisenbahnstatistik nachweist, dass 85^0 aller Reisenden 
diese Klasse benutzen^), doch stellt die Kommission keinen An- 
trag, weshalb der Artikel unverändert an den Nationalrat weiter 
ging. Wenn der Referent, Nationalrat v. Planta ^) auch nicht die 
Anregung wieder aufnahm, so betonte er doch mit Recht, dass 
die neuen Taxen die Erwartungen, welche man vor der Ver- 
staatlichung im Volke sich gemacht, sehr täuschen würden. 
Bezugnehmend auf die Schädigung der Gegenden, welchen früher 
die Normalkonzession gegolten, stellte er fest, dass durch die 
viel billigern Retourtaxen ein Ausgleich geschaffen sei. „Es 
kann unseres Erachtens — sagt er — wirklich keine Rede davon 
sein, die Normaltaxen für das ganze Netz der Bundesbahnen als 



^) Inzwischen war die Anzahl Kilometer, für welche die hohen Normalsätze 
galten, auf r722 von Total 2461, diejenigen mit Normalkonzession auf 92 an- 
gewachsen. Botschaft 1899, S. 26. 

2) Dem Ständerat war die Priorität für die Beratung zuerkannt worden. 

3) Bulletin 1900, 24 S. 360. 
*) Bulletin 1901, 6 S. 72. 
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Maximum vorzuschreiben, weil dadurch geradezu die Prosperität 
derselben in Frage gestellt werden könnte. Man hat bei Be- 
stimmungen, die viel weniger Bedeutung haben, als diese hier, 
sich sehr energisch für die Interessen der Bundesbahnen gewehrt 
und es ist hier der Ort zu erklären, dass man im Interesse der 
Prosperität der Bundesbahnen nicht so weit gehen soll, wie 
vielleicht der eine oder andere Anhänger des Rückkaufes in der 
Abstimmungskampagne versprochen hat, indem er sagte, die 
zur Anwendung kommenden Taxen werden unter allen Umständen 
nicht höher sein, als sie auf irgend einer Strecke der Privat- 
bahnen bisher zur Anwendung gelangten." Günstiger als bei 
den einfachen Fahrten gestalten sich die Verhältnisse für Retour- 
fahrten ^). Dort ergibt sich folgende Verminderung gegenüber den 



früheren Taxen: 


I. 


n. 


III. 


J.-S. (ohne Brünig) 


1,04 


1,68 


— 1,82 


S.-C.-B. 


— 0,525 




+ 0,05 


N.-O.-B. (über 13 km) 




— 0,40 


— 0,80 


N.-O.-B. (i 12 km) 


1,04 


1,68 


1,82 


N.-O.-B. (Normalkonz.) 


0,40 


— 1,20 


1.50 


V.-S.-B. 


— 1,60 


— 2,00 


— 2,10'). 



Unsere Schweizersätze werden, da für uns die Schnellzugs- 
zuschlagstaxen ausser Betracht fallen, nur durch diejenigen der 
französischen „Est-, und Paris-Lyon-Mediterrannee-Gesellschaft", 
hinsichtlich der I. und IL Klasse einfacher Fahrt und den Retour- 
taxen, überboten. 

Weitere Normaltarife wurde keine neu aufgestellt ; die Mili- 
tärtarife (halbe Taxe) haben ja ihre bundesrechtliche Erledigung 
gefunden, nur Kindertarife wurden ausdrücklich geregelt, weil, 
wie wir oben Seite 59 gesehen, in den alten Bestimmungen be- 
züglich der Altersgrenzen bedeutende Verschiedenheiten be- 
standen, Art. 8 des neuen Gesetzes verfügt: 

*) Hier lässt v. Planta a. a. Ü. 73 eine sehr vollständige, auf Schweizerwäh- 
rung umgerechnete Tabelle der Grundtaxen der Nachbarstaaten folgen. 

*) A. a. O. 73 unten. I. II. III. 

Einfache Fahrt 11,2 7,56 4,928 

Retourfahrt 16,8 12,096 7,8848 
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„ Für Kinder unter vier Jahren^ sofern für solche keine be- 
sonderen Sitzplätze beansprucht werden, ist keine Taxe^ für 
Kinder zwischen dem vierten und dem zurückgelegten zehnten 
Altersjahre die Hälfte der Taxen in allen Wagenklassen zu be- 
zahlen. Mit Zustimmung des Bundesrates kann die zur Hälfte 
der Taxe berechtigende Altersgrenze angemessen ausgedehnt 
werden." 

Weder der Eschersche Bericht, noch die Botschaften von 
1897 bczw. 1899 haben sich mit den Kindertaxen beschäftigt, 
weil sie ganz selbstverständlich und durch die lange Übung fest 
eingebürgert waren, auch üben sie, wie diejenigen für Militär, 
auf die Betriebseinnahmen fast keinen Einfluss aus. Einlässlich 
befasste sich dagegen der Nationalrat ^), angeregt durch eine 
Eingabe des schweizerischen Lehrervereins mit dieser Frage. 
Schon der Entwurf hatte einen Fortschritt zu verzeichnen, indem 
er das Höchstalter für Gratisbeförderung von drei Jahren der 
Normalkonzession auf vier heraufsetzte, womit man einverstanden 
war. Die Stufe der halben Taxe erforderte aber eine längere 
Beratung. Der Entwurf hatte diese Altersgrenze auf höchstens 
zehn Jahre festgesetzt, doch machten zahlreiche Familienväter, 
insbesondere aber die Lehrerschaft, darauf aufmerksam, es möchte 
doch die Grenze auf das zurückgelegte 15. Altersjahr erhöht 
werden. Was durch diese Vergünstigung beabsichtigt war, war 
den Kindern die Möglichkeit zu geben, durch Anschauen ihre 
Heimat besser kennen zu lernen. Die bisherige Altersgrenze 
erreichte kaum die sogen. Vernunftsjahre und war deshalb päda- 
gogisch so gut wie wertlos. So sehr zu begrüssen eine Reform 
im angebahnten Sinne auch ist, so erhoben sich betriebstechnische 
Bedenken, da eine bedeutende Uberbürdung des Sonntagsver- 
kehrs als Folge der Durchführung zu erwarten sein würde. 

Die meisten Redner traten für die Petition ein und zwar 
meist aus pädagogischen Gründen: „Die Periode vom 10. bis 14. 
Altersjahr ist für den jungen Menschen von grösster Bedeutung, 
indem in diese Zeit die eigentliche Geistes- und Charakterbildung 



*) Bulletin 1901, 6 S. 74 ff. 
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fallt. In dieser Zeit der letzten Schuljahre nimmt der jugendliche 
Geist alle Eindrücke von aussen lebhafter auf und hält sie auch viel 
länger fest als später" ^). Es wurden verschiedene Anträge gestellt, 
bald im Sinne der Petition, bald im Sinne einer geringen Er- 
höhung der Grenze über die des Entwurfes. Durch den Antrag 
Dinkelmann ^) wurde schliesslich allen Wünschen insofern ent- 
sprochen, als man, um die Bundesbahnen nicht einheitlich und 
vielleicht nutzlos zu belasten, dem Gesetzesartikel folgende Wen- 
dung gab: „Mit Zustimmung des Bundesrates kann die zur Hälfte 
der Taxe berechtigende Altersgrenze angemessen ausgedehnt 
werden" ^). Sehr richtig bemerkte der Antragsteller, dass es 
kluger sei, abzuwarten, bis die Bahnfinanzen solche Experimente 
wagen dürfen, ohne grosse Gefahr zu laufen. Anderseits war 
durch diese Fassung der Generaldirektion Gelegenheit gegeben, 
die Frage reiflich zu prüfen und eventuelle Vorschläge zu deren 
endgültiger Erledigung auszuarbeiten. 

§ 33. Die Ausnahmetarife. 

Aus der leider nicht positiven Fassung des Gesetzes geht 
hervor, dass eine umfangreiche Reform der Ausnahmetarife vor- 
gesehen ist. In Wegfall scheinen, da nirgends erwähnt, die 
Sonn- und Festtag shillets zu kommen. Erstere bestanden so wie 
so nur bei der Jura-Simplonbahn. Der Grund zu dieser Ab- 
schaffung war ein naheliegender. 

Die Sonntagsbillets kosteten 
dagegen die neuen Retourtaxen 

übersteigen somit die neuen Taxen um o,ii bezw. 0,415 Cts. ^) 
Die hauptsächlichsten Ausnahmetarife werden einer Reform über- 



11. 


III. 


5>" 


3.64 


5,0 


3.225 



*) Votum von Nationalrat Dr. Muri vom 26. März 1901. 

2) Bulletin S. 76. 

^) Die Altersgrenze für halbe Taxe betragt in Frankreich sieben Jahre, 
Deutschland bis zum zehnten, Belgien bis zum achten, Österreich bis zum zehnten, 
Italien bis zum siebenten. (Bulletin 1901 16 S. 81.) 

*) Bericht Escher S. 18. 
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wiesen, welche aber wahrscheinlich sich nun auf die Durch- 
führung der Einheitlichkeit im ganzen Staatsbahnnetze beschränken 
wird. Der Art. 9 lautet: „Für den Abonnementsverkehr mit 
Einschluss der Generalabonnements, der Arbeiterbillets und der 
Schülerbillets, für den Rundreiseverkehr, sowie für Gesellschaften 
und Schulen sind besondere Ermässigungen zu gewähren." 

Unserer früheren Einteilung folgend kommen wir zunächst 
zu den Rundreisebillets, Es ist klar, dass durch die Reduktion 
der Normalsätze auch ein Druck auf die übrigen Ausnahmetarife 
ausgeübt werden wird und diese Frage eines speziellen Studiums 
von Seiten der Bundesbahnverwaltung bedarf. Weder Escher 
noch der Bundesrat berührten diese wichtige Frage. Der Handek- 
und Industrieverein machte wohl auf diese Unterlassung auf- 
merksam, brachte aber keine Vorschläge ^). Die eidgenössischen 
Räte traten auch nicht näher darauf ein. Die sogen. General- 
abonnements, welche wir zu den Rundreisebillets zählen, und 
welche sich rasch eine grosse Beliebtheit errungen haben, sind 
auch für den Staatsbetrieb gewährleistet worden. 

Hinsichtlich der Abonnements hingegen will das neue Ver- 
waltungssystem energisch im Sinne einer Vereinfachung und 
Vereinheitlichung eingreifen. Nachdem die billigen Retourtaxen 
gesichert sein werden, regt schon Escher an, dass man un- 
bedenklich ganze Kategorien wegfallen lassen dürfe, unter Bei- 
behaltung der Hauptkategorien. Die Rückkaufsbotschaft präzi- 
siert diese Anregung näher, indem sie nur die Abonnements für 
Billete zur halben Taxe^) und persönliche Abonnements zu drei, 
sechs und zwölf Monaten und zwar nach den billigsten damals 
(1897) bestehenden Taxen der Nordostbahn, bestehen lassen 
wollte. Die Botschaft von 1899^) verweist eine genaue Fest- 
setzung des Rabattes an den Verordnungsweg. Der erste Ent- 
wurf des Gesetzes hatte einlässlich die Frage wenigstens nach 
der Anzahl der Abonnementsarten regeln wollen, indem er solche 



V) Gutachten des Vororts Zürich S. 16. 

2) Durch Einführung der Generalabonnements ist, wie wir oben S. 72, Anm. i, 
gesehen, diese Abonnementsart abgeschafft worden. 
») S. 33- 
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zu 24 Fahrten während drei Monaten vorschlug, doch setzte die 
ständerätHche Kommission, ohne auf Widerstand zu stossen, die 
heutige unbestimmte Fassung durch. Am Schluss werden wir 
auf eine bisher in der Schweiz nirgends angewandte Form der 
Abonnements, welche in Art. 9 im Schlussabsatz zusammen mit 
den Staffeltarifen vorgesehen ist, zurückkommen, nämlich auf die 
Kilometer abonnements. 

Von den Aushahmetarifen, welche nur mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Person oder der speziellen Transportverhältnisse 
angewandt werden, werden die Armen und Pölizeitransporte 
einem besonderen Reglement überwiesen, welches von der Staats- 
bahnverwaltung auszuarbeiten und dem Bundesrate zur Genehmi- 
gung vorzulegen sein wird. 

Zu interessanten Erörterungen führten die Arbeiter- und 
Schülerbillets. Zuerst vertiefte sich Escher in die Frage ^). Rele- 
vant fiir die erstem ist, dass sie nur für III. Klasse auf kurzen 
Entfernungen (höchstens 40 km) abgegeben werden, bloss an 
Werktagen gültig sind und zur Hinfahrt an die Bestimmungs- 
station nur in den Zügen vor 8 Uhr morgens, zur Rückfahrt 
nur in denen nach abends 6 Uhr benützt werden dürfen. Die 
Gültigkeitsdauer betrug mindestens ein Monat. Der Rabatt be- 
trug, wie wir früher gesehen, gegenüber der einfachen Fahrt 70 bis 
80 7o. Sicher ist, dass so grosse Rabatte einem erheblichen 
Einnahmeausfalle rufen, doch konnte man schwerlich dazu raten, 
diese Vergünstigung, da sie sich bei zwei Hauptnetzen ganz ein- 
gebürgert hatte, abzuschaffen. Schon in Anbetracht der volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung der Bahnen überhaupt, musste diese 
so wohltuende Neuerung den künftigen Bundesbahnen empfohlen 
werden. Die Botschaft von 1899 regte eine eisenbahnrechtliche 
Definition des Begriffes ^ Arbeiter^ an, da auch Bureauangestellte, 
Geschäftsleute etc. die Vergünstigung mitbenutzen, wodurch der 
Bahnfiskus unnötigerweise geschädigt wurde. Auch die Gut- 
achten der wirtschaftlichen Verbände, sogar des Gewerbevereins ^) 



1) Bericht, S. 16—19. 

*) Eingabe vom 6. Mai 1899. 
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Übergingen diese Grundfrage. Die eidgenössischen Räte traten 
weiter auch nicht darauf ein, sondern genehmigten den Artikel, 
da sie voll und ganz von der wirtschaftlichen Notwendigkeit der 
Gewährleistung dieses Ausnahmetarifs überzeugt waren. 

Wir wollen nun versuchen die fehlende Begriffsbestimmung 
aufzustellen. Ausgehend davon, dass man unter „Arbeiter" ^) im 
engern Sinne denjenigen versteht, welcher gegen Lohn überwiegend 
körperliche Arbeit zu verrichten hat, somit in einem Unselbst- 
ständigkeitsverhältnisse steht, unter welcher Kategorie Dienst- 
boten und meistens auch die Lohnarbeiter, welche in Handels-, 
Verkehrs- und Versicherungsunternehmungen beschäftigt sind, 
nicht mitgezählt werden, so glauben wir, dass die Bahnverwal- 
tung berechtigt wäre, einen Ausweis über einen gewissen Maximal- 
lohn zu verlangen. Dieser Maximallohn lässt sich insofern fest- 
setzen, als mit einem näher zu bestimmenden Höchstbetrage der 
Entschädigung für gelieferte Arbeit der „landesübliche" Begriff 
„Arbeiter" aufhört und durch denjenigen des „Angestellten" 
ersetzt wird. Gerade das schweizerische Recht überlässt so viel 
dem „Ortsgebrauche" etc., dass auch hier dasselbe entscheidend 
sein dürfte. Wir finden demnach, dass Arbeiterbillets nur an 
solche Personen zu entrichten sind, welche sich durch eine Legi- 
timation darüber ausweisen, dass sie höchstens einen Ij>hn be- 
ziehen, welcher dem ortsüblichen Gebrauche des Worts „Arbeiter" 
entspricht, ausserdem müssen sie sich an die oben angegebene 
Fahrzeit halten. Eine allgemeine Lohngrenze lässt sich wege/7 
der Verschiedenheit der lokalen Verhältnisse in der Schweiz 
nicht ziehen. Sie könnte höchstens vielleicht für einzelne Kreise 
festgesetzt werden. Wenn die Ausgabe solcher Billets nicht im 
angedeuteten Sinne eingeschränkt wird, so wird der Bahnfiskus 
infolge der Missbräuche von Seiten der vielen Transportnehmer 
schwere Einbussen zu gewärtigen haben. Der nationalökono- 
mische Zweck, welcher den Eisenbahnen bei Einführung der 
Arbeiterbillets vorschwebte, war doch entschieden eine Ver- 
günstigung der nicht besitzenden Volksschichten, des besitzlosen 



') Elster I, 92. Phillipovich, Grundriss des polit. ök. I, 113. 
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„Proletariates". Der Zweck ist ein eminent humanitärer und 
wird durch seine edle Uneigennützigkeit zur Volkswohlfahrt mit 
der Zeit bedeutend beitragen. Heute schon lassen sich schöne 
Erfolge verzeichnen. Früher unbedeutende kleine Ortschaften, 
welche innerhalb der Zone der Arbeiterbillets zu liegen kommen, 
blühen auf und entwickeln sich zu schmucken Dörfern. Über 
die Vorteile, welche der ländliche Wohnsitz den Arbeitsklassen 
bietet, haben wir oben bereits gesprochen. Auch die Schüler- 
billets sollten neu tarifiert werden. Im allgemeinen galt, wie aus 
den Verhandlungen hervorgeht, der Grundsatz, dass die bis- 
herigen niedrigsten Taxen in Zukunft Maximalsätze sein sollten. 
Gerade das hatte man dem Schweizervolke anlässlich der Rück- 
kaufskampagne für das gesamte Tarifwesen vielfach versprochen, 
aber nur in einzelnen wenigen Tarifen war man in der Lage 
Wort zu halten. 

Von hohem Interesse ist Absatz 3 des mehrfach erwähnten 
Artikel c?, der in seinem ersten Teile die Gebirg sausnahmetarife^ 
im zweiten Zuschlagstaxen für aussergewöhnliche Einrichtungen 
feststellen sollte. Er lautet: „Für Bahnstrecken mit starken 
Steigungen und für Bahnstrecken, bei welchen ganz ausnahms- 
weise Bau- und Betriehsverhältnisse bestehen, sowie für die Be- 
nützung ausserge wohnlicher Einrichtungen (Schlafwagen, Luxus- 
wagen und dgl.) kann vom Bundesrate die Erhebung eines Zu- 
schlages zu diesen Taxen ^) bewilligt werden. Für bereits im 
Betriebe stehende Bahnstrecken, aufweichen bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein Zuschlag nicht gemacht worden ist, darf auch 
künftig ein solcher nicht erhoben werden. 

Zunächst interessieren uns die am Anfange des angeführten 
Absatzes vorgesehenen Gebirgsausnahmetarife ^), wie sie bisher 
hinsichtlich der Hauptbahnen nur auf der Gotthardbahn und 
der Brünigbahnstrecke Brienz-Giswil angewendet wurden. Schon 
Escher bemerkte bezüglich der Gotthardbahn, welcher man an- 



*) Maximalsatz von Art. 8 * und 2. 

2) Über Entstehung der Gebirgszuschläge, vergl. das interessante Votum 
Dinkelmann im Nationalrat, Bulletin 1901, Nr. 6, S. 76 ff. 

8 
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fänglich geneigt schien, höhere Normalsätze einzuräumen, dass 
er die neuen Maximalsätze auch auf dieses Netz ausgedehnt 
wissen möchte, jedoch mit der Vergünstigung, dass die 75 bezw. 
60^/0 Distanzzuschläge in Anbetracht ihrer Betriebsverhältnisse 
gewahrt blieben. Seiner Ansicht folgte auch die Rückkaufsbot- 
schaft. Die Botschaft von 1899 dagegen wollte aus technischen 
Gründen ^) in das neue Gesetz keine Formel und überhaupt 
keine bezüglichen positiven Vorschriften aufnehmen, sondern 
dieselben der kasuistischen Entscheidung des Bundesrates an- 
heimstellen. Doch brachte der Entwurf eine „Steigung von 20^/00 
und mehr" in Vorschlag. Die öffentliche Diskussion brachte 
diesbezügliche Anträge auf 25—30^/00^) zum Vorschein. Vorerst 
ist zu konstatieren, dass die Praxis hinsichtlich dieser Tarife 
eine äusserst schwankende war, insofern Zuschläge öfters nicht 
gewährt wurden, wo beträchtliche Steigungen bestanden. Die Gott- 
hardbahn hatte von 15 V»« ^^ Zuschlagsrecht, während die S.-C.-B- 
Strecke Siss^ich-Läufelfingen 20,8^/00 Steigung, Läufelfingen-Olten 
26,2^/00, ferner eine Reihe von solchen mit über 20^00 diesen 
Vorzug nicht genossen. Die nationalrätliche Kommission fand, 
dass man besser keine positiven Vorschriften erlasse, da sonst 
ziemlich eingreifende Änderungen, welche besonders den ver- 
kehrspolitisch so hoch bedeutenden Relationen der S.-C.-B. 
schaden könnten, unvermeidlich würden, zudem wollte man dem 
im Endabsatz des Artikels 8 entwickelten Prinzipe treu bleiben. 
Nach lebhafter Diskussion entschied man sich in Übereinstimmung 
mit dem Ständerat für den durch Dinkelmann formulierten An- 
trag der Kommission, der nun heute im Gesetz figuriert. 

Wir haben gesehen, dass wenn auch in den Vorarbeiten 
und Entwürfen positive Zahlen vorgeschlagen waren, welche 



1) A. a. 0., S. 31 ff. 

2) Botschaften von 1899 S. 32. Höchste Steig^ungen 1899. 

20—25700 25—30700 über 30700 

Jura-Simplon 30,995 m 559 m 6,100 m 

Brünigbahn 1,279 « 2,533 » 8,382 „ 

Zentralbahn 11,259 „ 30,703 *> — 

Gotthardbahn 36,281 „ — — 
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über die Bedeutung der Bestimmung keinen Zweifel übrig Hessen, 
diese aber allmählich in der Diskussion verschwanden. Etwas 
schüchtern pflegten die eidgenössischen Räte in dieser Beratung 
vorzugehen. Es machte sich eben das Fehlen einer allgemeinen, 
gründlichen Einarbeitung in die Frage und infolgedessen ein 
Mangel an Interesse fühlbar. Beim Durchgehen der Protokolle 
begegnen uns meist immer die gleichen, wenig zahlreichen 
Redner. Auffallen mag auch, dass die französisch und italienisch 
sprechenden Abgeordneten sich an der Debatte über dieses 
wichtige Bundesgesetz so gut wie gar nicht beteiligten. 

§ 34. Zukünftige Reformen 
(Staffeltarife, Billetsreform, Kilometerbillets, süddeutsche Reformideen). 

Art. 9 am Ende verfügt : „Mit Zustimmung des Bundesrates 
können' Staffeltarife und Kilonieterbillets eingeführt werden." 

1. Die Staffeltarife, Die Art der Preisberechnung ist in 
der Schweiz nicht neu, sondern besteht schon lange bei der 
Nordostbahn (Stammnetz), Bötzbergbahn und Koblenz-Stein und 
der Aargauischen Südbahn, jedoch nicht in Form eines staffel- 
reichen Tarifs, sondern nur als Unterscheidung von Lokal- 
(i — 12 km) und Fernverkehr (13 und mehr Kilometer). Wir 
sind nicht in die Lage versetzt worden, zu erfahren, wie man 
sich die künftigen Bundesbahnstaffeltarife denkt. Die Frage ist 
z. Z. im Studium, doch werden die V^erhandlungen darüber ge- 
heim gehalten, und dürfte es noch mehrere Monate gehen, bis 
irgend etwas der öffentlichen Diskussion übergeben wird ^). 

2. Die Billetreform, Im nahen Zusammenhange mit der Frage 
von grundsätzlichen Tarifreformen steht die Frage der Billet- 
reform. Diese beschränkt sich in engem Sinne genommen nur 
auf den gewöhnlichen Verkehr, d. h. einfache und Retourfahrten. 
Die Nordostbahn hat schon seit längerer Zeit, wie wir § 14 aus- 
führten, ihre Billetausgabe dadurch vereinfacht, dass sie z. B. 



*) Über Staffeltarife speziell mit Berücksichtigung der schweizer. Verhältnisse 
vergl. die mehrfach zitierte Berner Dissertation von Niggli, S. 60 — 132. 



^■^"*~'-» ' iw. ■--*-. Tir«TT.ir— 
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für Hin- und Rückfahrt in III. Klasse, einfache Billets II. Klasse 
mit Retourstempel ausgibt. Dieses System beruht darauf, dass 
die Retourtaxen der niedrigeren Klasse genau den einfachen der 
höheren entsprechen. Escher hatte in seinem „Bericht" diese 
vorzügliche Einrichtung auch für die Bundesbahn empfohlen, 
doch fiel seine diesbezügliche Anregung schon durch die billigern 
neuen Retourtaxen dahin, welche nicht mehr im gleichen Ver- 
hältnis zu den hohen Sätzen einfacher Fahrt standen, wie dies 
früher bei der N.-O.-B. der Fall gewesen. Die Bundesbahnen 
müssen deshalb vorläufig das alte System beibehalten. 

Eine andere längst angeregte, neuerdings durch Pfizer^') wieder 
aufgegriffene Idee, welche freilich von grundsätzlicher Bedeutung 
wäre, ist die Einführung von ^Kilometermarken^ , Die Be- 
mühungen der Bahnverwaltungen sollten nach seiner Ansicht 
sich darauf richten, ein einziges und einheitliches Billet zu 
schaffen, in Form einer Marke^ die auf jeder beliebigen Bahn- 
strecke gültig ist und wie die Briefmarken nicht bloss bei den 
Billetschaltern, sondern in allen beliebigen Verkaufsstellen, in 
Hotels, Papierläden etc. in jeder gewünschten Zahl eventuell auf 
automatischem Wege bezogen werden kann. Dadurch würden 
die Retourbillete überflüssig. Doch wäre wohl die erste Vor- 
aussetzung zur Möglichkeit einer solchen Reform die Einführung 
einer Einbeitstaxe für ein ganzes grosses Eisenbahngebiet. Wenn 
auch sehr zu hoffen ist, dass man einmal dazu kommen wird, in 
der Schweiz, z, B. unter Wahrung des Zuschlagsprivilegs für 
Gebirgsbahnen, mit den Maximalsätzen aufzuräumen und einige 
Rechtssicherheit hinsichtlich des Bestandes der Taxen zu er- 
halten, so scheint doch die Ausführbarkeit des erwähnten Vor- 
schlags sehr zweifelhaft. Eine Einheitstaxe lässt sich bekannt- 
lich nicht mit unerbittlicher Konsequenz durchführen, weil der 
Nahverkehr durch deren unvermeidliche Höhe geschädigt würde. 
Eine Taxreform im Sinne der früher erwähnten „Memorialsätze** 
ist auch nicht durchführbar. Es bliebe somit die Frage zu er- 
wägen, ob auf einem kleinen Gebiet z. B. einer Kreisdirektion 



*) Das Eisenbahnbillet der Zukunft 1901. 
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das „Markensystem" durchführbar wäre; doch würde gerade 
durch diese lokale Begrenzung der Vorteil der weitgehenden 
Gültigkeit ausser Acht gelassen. 

Aber setzen wir nun einmal voraus, dass es gelungen wäre, 
eine Einheitstaxe zu finden. Wie würde sich dann dieses „Marken- 
system" darstellen und praktisch durchführen? Es müsste wohl 
verschiedene Serien von „Marken" geben, z. B. i, 5, 10, 25, 50, 
bis 100 km, welche sich so kombinieren Hessen wie die sog. 
„Kontremarken", welche heute die Kondukteure den Reisenden 
aushändigen, wenn während der Fahrt Zuschläge, Nachträge 
etc. zu zahlen sind. Doch ist diese Institution wegen vieler Cou- 
pons für beide Teile sehr umständlich und unbequem. Nun 
aber der Bezug dieser Marken. Man sagt wohl, man könnte sie 
in beliebiger Anzahl vorausbeziehen. Der Reisende müsste sich 
selbst über die beabsichtigte Fahrt zuerst orientieren. Neben 
. der Abfahrtszeit werden infolgedessen die Fahrpläne, die ohne- 
hin schon hie und da kompliziert sind, noch die Kilometerdistanzen 
für alle Relationen enthalten müssen, damit der Reisende sehen 
kann, wie viele Marken er braucht. Ist ihm dies gelungen, so 
steigt er ein, da muss sich nun der BilletkontroUeur jeden 
Reisenden nach seinem Reiseziel erkundigen, uiii an Hand einer 
Tabelle sich zu überzeugen, dass die vorgewiesenen Marken der 
Taxe entsprechen etc. Alles ist, wie wir sehen, mit höchst un- 
zeitgemässen Komplikationen und Formalitäten verbunden und 
setzt eine ziemliche Intelligenz des Reisenden voraus. Gerade 
dem Massenverkehr der weniger reisegewandten Volksklassen 
(italienische Arbeiter etc.) würde sehr wahrscheinlich durch eine 
solche Neuerung erheblicher Eintrag getan werden. Auch würde 
der heute anerkannte Vorzug der freien Fahrtunterbrechung weg- 
fallen müssen, da sonst jede Kontrolle unmöglich wäre. Schwer 
ins Gewicht fällt auch die Kontrollmöglichkeit hinsichtlich der 
Ächtheit der Marken. Heute wo die Druckerpresse so vollkommen 
entwickelt ist, würde es schwer halten, die Marken vor Nach- 
ahmung etc. zu schützen, massenhaft würden Fälschungen auf 
den Markt geworfen und der Bahnfiskus den grössten Gefahren 
ausgesetzt. Wenn wir schon bezweifeln, dass das Markensystem 
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in der vorgeschlagenen Form auf einem kleinen Bahngebiete 
durchfuhrbar wäre, so halten wir dessen Ausdehnung z. B. auf 
die ganze Schweiz (Privat- und Bundesbahnen) oder gar auf den 
internationalen Verkehr (wo noch Währungsdifferenzen zur Gel- 
tung kämen) für vollkommen ausgeschlossen. Es wäre sehr zu 
begrüssen, wenn sich eine Lösung der wichtigen Frage finden 
lassen würde, und wir glauben, dass mit eingehendem Studium 
ein befriedigendes Resultat erreicht werden könnte. Die Ge- 
neraldirektion der Bundesbahnen beschäftigt sich z. Z. mit der 
Billetreformfrage, doch ist noch nichts in die Öffentlichkeit ge- 
drungen. 

3. Die Kilonieterbillete, Die soeben kurz entwickelte Idee 
der Kilometermarken hat ihren Ursprung in den sogenannten 
^Kilotneterheften^^ welche in Form von Abonnements ganz ver- 
einzelt zuerst in der Schweiz bei der Brünigbahn auftraten. Art. 15 
der Konzession vom 13. Dezember 1886 lautet: „Überdies werden 
für IL und III. Wagenklasse Abonnementsbillets zu je 250 und 
500 Kilometer-Nummern ausgegeben, welche ohne Zeitbeschränkung 
auf den Namen lauten und gegenüber den auf der Linie Brünig"- 
Alpnachstad bewilligten Taxen für die einfache Fahrt in der 
betreffenden Klasse einen Rabatt von 35 7» für die Abonnements- 
billets zu 250 und von 50^0 für diejenigen zu 500 Kilometer- 
Nummern gewähren, und auf der Linie Lungern - Luzern und 
Brienz-Meiringen (für die zweite Klasse auch auf der Bergstrecke 
Meiringen-Lungern) gültig sind." Die grossen Vorteile des vor- 
geführten Abonnements sind: dass sie unverjährbar^ für jede 
beliebige Station verwendbar und sehr billig sind. Heute bestehen 
infolge Konzessionsänderung diese Billets auch für Alpnachstad- 
Luzern, und ist ihr Rabatt für die ganze Bahn auf ^o^jo erhöht 
worden. Sie bilden ein notwendiges Surrogat zum Ausgleich 
der hohen Bergtaxen *) und haben den Charakter der § 24 auf- 
geführten Spezies 2, da sie, wenn auch in einer andern Form 
als diese, nur der einheimischen Bevölkerung zu gute kommen 



*) Vergl. d. Voten von v. Arx und Wirz im Ständerate, Bulletin 1900, Nr. 23, 
362 ff. 
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können. Dieser Ausnahmetarif ist von den Bundesbahnen speziell 
für den Brünig und unter Vorbehalt der Einfuhrung ähnlicher 
Billets auf dem Gesamtnetze in Aussicht genommen worden. Es 
ist sehr fraglich, ob sich diese Form mit einigen Modifikationen 
nicht eher als Basis für die künftige Reform eignen würde, als 
die in Baden und Württemberg eingeführten „Kilometerhefte", 
bezw. „Landeskarten**. 

Am I. Mai 1895 führten die grossherzoglich badischen Staats- 
bahnen unter Aufhebung des Retour- und Ausnahmetarifs Kilo- 
meterhefte *) ein zu 1000 km in allen drei Klassen; am i. Juni 
1901 folgten auch solche von 500 km für III. Klasse auf allen 
Zügen mit Jahresdauer und Zuschlag für Schnellzüge (welch 
letzterer auch vorausentrichtet werden kann). Benutzungsbe- 
rechtigt ist der Inhaber (welcher seinen Namenszug darauf zu 
setzen hat) mit Angehörigen und Dienstboten ^). Nun haben aber 
diese Abonnements folgende Nachteile: der Träger muss, wenn 
er reisen will, Strecke, Personenzahl und eventuelle Vergünsti- 
gungen (Kinder) selbst eintragen^ dann am Schalter vorweisen, 
wo die Kilometerzahl eingetragen und abgestempelt wird. Bei 
der Billetkontrolle werden die abgestempelten Nummern vor der 
Endstation abgerissen. Die Rückfahrt kann, auch wenn sie nicht 
von der Zielstation aus beabsichtigt ist, schon vor der Hinreise 
abgestempelt werden, hat aber innerhalb der 45-tägigen Frist 
zu erfolgen ; geschieht dies nicht, so darf kein weiterer Abschnitt 
benutzt werden, mit andern Worten: wird das Abonnement ipso 
jure annulliert. Die Hefte haben für den Reisenden den Vorteil 
der Billigkeit, für die Verwaltung den einer ganz bedeutenden 
Verkehrssteigerung ^). Bei dieser Billetart braucht es viel Schrei- 
berei und Schererei, deshalb teilt auch der Verein Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen die Begeisterung vieler Tarifpolitiker 



*) Wir folgen hier im allgemeinen den Ausführungen von Albert Kunzemüller 
in der Zeitschrift des V. D. E. V. 1901, Nr. 86, S. 1322 ff. 

2) Die Preise sind folgende: 1000 km I. 60 M., II. 40 M., III. 25 M. ; 500 km 
III. 12.50 M., welche aufgebaut sind auf die Grundtaxe 6, 4 und 2,5 Pfg. 

*) Schon nach dem ersten Jahre gingen viele frühere Reisende III. Klasse 
in die II. Klasse über, was eine ziemlich bedeutende Mehreinnahme bedeutet. 
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nicht und hat sich dahin ausgesprochen, dass er eine Personen- 
tarifreform auf dieser Grundlage nickt für durchführbar halte. 
Wir glauben entschieden dieser Ansicht beipflichten zu können, 
aber gewiss liesse sich aus den Kilometernummern der Brünig- 
bahn und der badischen Kilometerhefte (welche übrigens den 
württembergischen Landeskarten genau entsprechen) etwas Gutes 
kombinieren. 

Unangenehm gerade für diejenige Volksklasse, welche am 
meisten die Eisenbahnen benützen muss, ist das Erfordernis der 
Vorausbezahlung einer grosseren Summe. Hier dürfte eventuell 
mit Ratenzahlungen eine Erleichterung geschaffen werden, oder 
es könnten Hefte ausgegeben werden mit einer geringen Zahl 
von Nummern, vielleicht 50 oder 100 km, welche aber nur 
g^gt.n einen Verpflichtungsschein verabfolgt würden, dass der 
Transportnehmer in einem bestimmten Zeitraum eine Anzahl 
solcher Hefte kauft; um ihn dazu aufzumuntern, könnte ja nach 
dem Vorgange von Baden für Rücklieferung eines gebrauchten 
oder ungebrauchten Heftes eine kleine Prämie, oder bei Bezug 
von mehreren Heften z. B. nach dem 5., 15. etc. ein Rabatt von 
5 bezw. 50^0 gewährt werden. Doch müsste bei diesem Modus 
die Gültigkeitsdauer des Billets bezw. des Vertragsverhältnisses 
(bei Ratenbezügen) bestimmt werden, was wir gerade für einen 
Nachteil ansehen. Die unverjährbaren Kilometernummern der 
Brünigbahn finden wir für die Verkehrswelt viel praktischer. 
Wir sagten oben, dass die letzteren Billets nur der einheimischen 
Bevölkerung dienen; es beruht dies nicht auf einer gesetzlichen 
oder konzessionsgemässen Vorschrift, sondern hat seinen Grund 
in den BlUeten selbst. Fremde werden sich kaum entschliessen, 
250 — 500 Kilometernummern zu kaufen, da sie sich doch (seltene 
Fälle ausgenommen) nie mehr als drei höchstens vier Wochen 
in der Gegend aufhalten und auf einer Linie, welche im ganzen 
nur 46 km misst, schwerlich in der Lage wären, alle Nummern 
abzufahren. Wenn dies bei der Brünigbahn auch zutrifft, so 
glauben wir, dass unverjährbare oder höchtens 2 — 3 gültige 
Billets (ähnlich wie Schiffahrtsabonnements) auf dem gesamten 
Bundesbahnnetze sich bald grosser Beliebtheit erfreuen würden, 
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doch würden ihnen jedenfalls die Generalabonnements scharfe 
Konkurrenz machen, aber nur hinsichtlich des Fernverkehrs; im 
Nahverkehre aber würden Billets mit geringerer Kilometerzahl 
sich entschieden halten können. Es bleiben nun die Resultate 
der Studien abzuwarten, welche z. Z. von Amts wegen ange- 
stellt werden. 

4. Süddeutsche Reformideen, Eine lebhafte Tätigkeit herrscht 
seit längerer Zeit besonders in Württembergs wo eine erhebliche 
Taxreduktion eintreten soll. Seit Einführung der 45-tägigen 
Retourbillete durch Preussen, welchem die süddeutschen Eisen- 
bahnverwaltungen ungesäumt folgen mussten, hat die Reformbe- 
wegung rasche Fortschritte gemacht. In der ständigen württem- 
bergischen Tarif kommission äusserte sich v. Balz: dass, wenn 
mindestens 70^0 (!) der Reisenden zu Ausnahmetarifen mit einer 
Mindestermässigung in Höhe der Rückfahrtkarten bereits jetzt 
(Ende 1901) fahren, die heutigen Grundtaxen keine dauernde 
Berechtigung haben. Der halbe Preis der Rückfahrtkarten müsse 
die Grenze der Tarifermässigung nach oben bezeichnen ^). Wenn 
auch dieser Vorschlag seine Berechtigung darin findet, dass die 
Verhältnisse genau so liegen, wie sie v. Balz schildert, so glauben 
wir doch, dass eine so extreme Reform den Bahnfiskus schädigen 
müsste, ohne dass dem Publikum ein grosser Vorteil erwachsen 
würde. Freiherr v. WoUrath stellte infolgedessen unter Voraus- 
sicht der Einfuhrung einer IV. Wagenklasse (die z. Z. nur in 

Preussen besteht) folgenden Antrag: 

I. II. III. IV. 

6 Pfg. 4 P%- 2,3 Pfg. 2 Pfg., 

welche Normalsätze denn auch für Württemberg am 17. September 

vorigen Jahres zum Beschluss erhoben wurden. Sie bedeuten eine 

erhebliche Verbilligung gegenüber dem alten Staatsbahntarif ^). 





I. 


II. 


III. 


Personenzüge 


8 Pfg. 


5.3 


3.4 




(10 Cts.) 


(6,62) 


(4.25) 


Schnellzüge 


9.2 


6,4 


4,5 




(11-37 


(8,0) 


(5.62) 



1) Zeitschrift des V. D. E. V. 1901, Nr. 94, 1455. 

2) Bulletin 1901, Nr. 4, 73, 
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Vielleicht wird eine Zeit kommen, wo die Bundesbahnen 
ähnliche Sätze annehmen müssen. Die Schweiz hat überhaupt 
immer in ihrer Verkehrspolitik mit Süddeutschland gemeinsame 
Sache gemacht und ist dabei gut weggekommen, sind doch die 
wirtschaftlichen Interessen genau die gleichen, so müssen die 
Vermittler des Verkehrs, die Eisenbahnen, auch nach gemein- 
samen Grundsätzen betrieben werden. Die Schweiz ist nun ein- 
mal zu klein, um eine ganz selbständige Wirtschaftspolitik zu 
treiben. Ohne dass sie es selbst merkt, nimmt sie fortwährend 
Ausländisches, speziell Süddeutsches in sich auf. Allein hinsicht- 
lich des Tarifwesens haben wir das Konzessionswesen, die for- 
melle Maximaltarifierung, den Reformtarif, die lo-tägigen Retöur- 
billets (Bayern), die Generalabonnements (Einfluss der badischen 
Kilometerhefte) und nächstens auch die 45-tägigen Retourbillets 
von Deutschland übernommen. — Die süddeutsche Eisenbahn- 
politik ist heute noch wegen ihrer Selbständigkeit ein gewaltiger 
Faktor im deutschen Verkehrswesen. Es gibt noch bis zur SUinde 
im Eisenbahnwesen eine Maingrenze, Nördlich des Mains herrscht 
der bekannte Tarif, dessen Hauptvertreter der preussische Staats- 
bahntarif ist, mit seinen vier Personenklassen und mit seinen 
Kilometerpreisen von 2, 4, 6 und 8 Pfg. für einfache Fahrt und 
2, 4, 4Y2 und 6 Pfg. für Retourfahrt. Süddeutschland dagegen 
hat alles teurer, sogar die Retourbillets: 2,65 4, 5,7 (Bayern 6,65). 

Dass diese Tarifpolitik nicht aufrecht erhalten werden kann, 
fühlt man südlich des Mains noch besser als nördlich. „Zwei 
Hauptgründe" — sagt Engel, Berlin ^) — „haben den Drang nach 
einer Änderung der süddeutschen Eisenbahnzustände erzeugt: 
das starke Gefühl für die Notwendigkeit einer deutschen Eisen- 
bahneinheitlichkeit in dem Sinne, dass unabhängig vom Besitz 
der Bahnen gleichmässige Einrichtungen in allen wichtigen Dingen 
herrschen müssen ; zweitens der Unmut über die grössere Teuer- 
keit der süddeutschen Fahrpreise gegenüber den norddeutschen.** 
Engel warnt die süddeutschen Staaten vor der Vereinigung 
Preussens mit der elsässisch - lothringischen Reichseisenbahn , 



^) Münchener Neueste Nachrichten 1901, Nr. 179. 
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welche durch ihre billigen Tarife fast den ganzen Nord-Süd-Ver- 
kehr, der bisher durch Baden, Württemberg und Bayern ging, 
an sich zu ziehen im Stande wäre. So sehr die Schweiz den 
zweiten angegebenen Grund der Unzufriedenheit auch fiir sich 
beherzigen sollte, so wenig hat sie die drohende preussisch- 
elsässische Eisenbahn-Koalition zu fürchten, weil diese ihr doch 
nach wie vor Nord-Südverkehr zuführen würde; der Übelstand, 
dass er in diesem Falle anstatt wie bisher an drei Orten, Basel, 
SchaiFhausen, Romanshorn, allein Basel erheblich in Anspruch 
nehmen würde, Hesse sich leicht durch eine günstige Verkehrs- 
teilung im Inlande über Lötschberg-Simplon und Luzern-Gotthard 
kompensieren. Am Schlüsse seines Artikels stellt Engel seine 
Reformvor schlage auf. 

1. Kilometerpreise für sämtliche Züge ohne Unterschied 
(also ohne Schnellzugszuschlag) 2, 4 und 6 Pfg. für 
die drei Klassen. 

2. Alle Entfernungen über 200 km werden nur als 200 
km gerechnet (Einführung einer Fernzone nach un- 
garischem Beispiele)". 

3. Aufgegebenes Gepäck kostet bis 50 kg. für 50 km 
25 Pfg., für 100 km 50 Pfg., über 100 km 100 Pfg. 
(also drei Gepäckstaffeln). 

Für die Schweiz, speziell fiir die Bundesbahnen glauben wir, 
wäre der ersten Vorschlag ganz annehmbar, da er schon in sich 
eine Konzession an unsere Verhältnisse enthält, indem er die 
Schnellzugszuschläge fallen lässt und nur drei Klassen kennt. 
Die Einheitstaxe dagegen würde aus den bekannten lokalen 
Gründen kaum soweit reduziert werden können, wie Engel vor- 
schlägt, auch müssten jedenfalls die Gebirgszuschläge beibehalten 
werden, wenn man den Bahnfiskus nicht gefährlichen Ausfällen 
aussetzen will. Der zweite Vorschlag dürfte sich dahin modifi- 
zieren lassen, dass man anstatt einer einzigen Fernstaffel eine 
solche für den Nahverkehr, wie früher bei einzelnen Nordost- 
bahnstrecken I — 13 km, eine mittlere von vielleicht 14 — 150 km 
und endlich eine Fernstaffel von über 150 km einführen würde; 
innerhalb der Staffel würden die Tarife proportional berechnet. 
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Wir haben eine Reduktion der Fernstaffel vorgeschlagen, weil 
wir der Ansicht. sind, dass mit 200 km in der Schweiz weit über 
das Ziel hinaus geschossen würde. Es war dies ja auch der 
Grund, warum niemand entschieden für eine Reform nach öster- 
reichisch-ungarischem Muster sich begeistern konnte. Der dritte 
Vorschlag Engels hinsichtlich des Gepäcks dürfte dagegen un- 
verändert übernommen werden. 

Immerhin wird die Schweiz gut tun, abzuwarten, was die 
gegenwärtigen Einigungsversuche zwischen der nord- und süd- 
deutschen Eisenbahnpolitik für ein praktisches Resultat haben 
werden. Unterdessen kann die Generaldirektion im Verein mit 
den interessierten Kreisen ihrerseits die zukünftige Gestaltung 
unseres Eisenbahnwesens, das sich wegen seiner vielfachen Eigen- 
tümlichkeiten nicht unter eine Schablone drücken lässt, ein- 
gehenden Studien unterziehen. Auf alle Fälle wird es gut 
sein, alles genau zu prüfen, bevor man unsere mit ungeheuren 
Opfern verstaatlichten Bahnen durch Reformen, deren Folgen 
sich nur mit grösster Unsicherheit berechnen lassen, irgend- 
welchen Gefahren aussetzt! 



/ 
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Anhang I. 



Jura-Simplon-Tarife. 

(Nach privaten Mitteilungen der Verwaltung.) 



Jtira- StmploH'Bakn. 
Grundtaxen. 



j 

Allgemeiner Tarif. 


Per Kilometer in Cts. 


Rabatt in o/o 
der doppel- 
ten einfachen 
Taxe. 


Einfache Fahrt. 


Hin- u. Rückfahrt. 


Hin- u. Rückfahrt.! 

1 


I 


II 


III 


I 


II 


III 


I 


II 


III 


Jura-Simplon-Bahn 

Brünigbahn : 

Brienz-Alpnachstad . . 

Alpnachstad-Luzern . . 
Bulle-Romont-Bahn .... 
Regionalbahn des Traverstales 

Visp-Zermatt-Bahn . . . . 
Biere-Apples-Morges und Apples- 

l'Isle-Bahn 

Pont-Brassus-Bahn 

Freiburg-Murten-Bahn .... 
Regionalbahn-Pruntrut-Bonfol 


10,4 

20 
10 


7,3 

15 
7 

8,3 
8,6 

44,4 

10 

8 
8 


5,2 

6 
5 

6,25 
6,5 

27,7 

7 
7 
6 
6 


16,64 

32 
16 

1 


11,68 

24 

11,2 

11,62 

13,6 

80 
16 

12,8 
12,8 


8,S2 
9,6 

8 

4,375 
10,4 

50 

11,2 
11,2 

9,6 

9,6 


20 

20 
20 


20 

20 
20 
30 
20 
10 

20 

20 
20 


20 

20 
20 
30 
20 
10 

20 1 
20 
20 
20 



Abonnem entstarif . 

I. Abonnementskarien auf den Namen lautendy gültig während drei, 
sechs und zwölf Monaten und Abonnements karten für zwei Personen 
der gleichen Firma, gültig während zwölf Monaten» 



*) Für die Einheimischen 6o7o Rabatt auf die Taxen III. Klasse. 
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a) Karten auf den Namen lautend, gültig während zwölf Monaten. 
Grundtaxen für die III. Klasse. Per Kilometer. 

Von I— lo Kilometer Fr. 7.20 

„ 11-20 „ „ 5.40 

„ 21-30 „ „ 3.60 

» 31-50 » » a.40 

„ 51 km und mehr ^ 1.80 

Die Taxen II. Klasse sind um 5070 und diejenigen der 
I. Klasse um 100% höher als diejenigen der III. Klasse. 

b) Karten auf den Namen lautend^ gültig während sechs Monaten. 
Der Preis eines Abonnements Ihr sechs Monate beträgt 65^0 
eines Abonnements für zwölf Monate, berechnet nach den 
obigen Grundtaxen. 

c) Karten auf den Namen lautend^ gültig während drei Monaten. 
Der Preis eines Abonnements für drei Monate beträgt 40 '^■o 
eines Abonnements für zwölf Monate, nach den vorstehenden 
Grundtaxen berechnet. 
d) Abonnements karten für zwei Personen der gleichen Firma, gültig 
während zwölf Monaten. Der Preis dieser Abonnements be- 
trägt aufgerundet 307© mehr als derjenige eines Abonnements 
auf den Namen lautend für zwölf Monate. 
II. Abonnementskarten für Schüler und Studenten, gültig während drei, 
sechs und zwölf Monaten. 

Die Grundtaxen dieser Abonnements betragen 60 Vo der ge- 
wöhnlichen Abonnements für drei, sechs und zwölf Monate. 

III. Abonnementshefte für 24 und 60 einfache Fahrten zwischen zwei be- 
stimmten Stationen, gültig während zwölf Monaten. 

a) Abonnementshefte auf den Namen lautend. Der Preis eines 
Abonnementshefles für 24 einfache Fahrten ist gleich dem- 
jenigen für zwölf gewöhnliche Retourbillets minus 10 7o Er- 
mässigung, und derjenige eines Abo.mementshefles für 60 ein- 
fache Fahrten" gleich demjenigen für 30 gewöhnliche Retour- 
billets minus 207© Ermässigung. 

b) Abonnementshefte auf den Inhaber. Bei den Abonnementsheflen 
auf den Inhaber lautend für 24 einfache Fahrten beträgt der 
Rabatt nur 570 und für solche für 60 einfache Fahrten 10 7o. 

IV. Abonnementskarten III. Klasse für Arbeiter. 

Grundtaxe 1,5 Cts. per Kilometer und per Tag, im Monat 
26 Tage gerechnet. Arbeiterabonnements werden zwischen zwei 
Stationen und für Strecken bis höchstens 15 km Länge ausgegeben. 

V. Abonnementsbillets ab Genf nach den Stationen von Pregny bis Rolle 
und umgekehrt, und ab Neuenburg nach den Stationen von Serrieres 
bis Concise, sowie nach St. Blaise und Cornaux und umgekehrt. 
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Der Preis dieser Abonnementshefte für icx) einfache Fahrten 
entspricht demjenigen für 50 gewöhnliche Retourbill ets minus 
io7o Rabatt, plus einer Zuschlagstaxe von 50 Cts. für Erstellung 
des 100 Billets. 

VI. Abonnements im internen Verkehr der Regionalbahn des Traverstales, 
sowie im direkten Verkehr derselben mit der Jura-Simplon-Bahn. 

Gleiche Grundtaxen wie für die Abonnements im internen 
Verkehr der Jura-Simplon-Bahn. 

VII. Auf den Namen lautende Abonnementshefte für 60 einfache Fahrten 
im internen Verkehr der Bulle -Romont- Bahn und im direkten Verkehr 
mit der Jura-Simplon-Bahn und der Regionalbahn des Traverstales, 
gültig während zwölf Monaten, 

Für die Strecke Bulle-Romont gleiche Grundtaxen wie für die 
Abonnementshefte ftlr 60 einfache Fahrten im internen Verkehr 
der Jura-Simplon-Bahn, unter Zugrundelegung der um 10 ^o er- 
höhten Effektivdistanz der BuUe-Romont-Bahn. 

VIII. Abonnements im internen Verkehr der Linien Biere- Apple s-Morges und 
Apples-V Isle, 

Gleiche Grundtaxen wie für die Abonnements im internen 
Verkehr der Jura-Simplon-Bahn unter Zugrundelegung der um 
35^0 erhöhten Effektivdistanz in Metern der Biere-Apples-Morges 
und Apples-risle-Bahn. 

IX. Abonnements im internen Verkehr der Linie Pont-Brassus, 

Gleiche Grundtaxen wie für die Abonnements im internen 
Verkehr der Jura-Simplon-Bahn unter Zugrundelegung der um 
35^0 erhöhten Effektivdistanz in Metern der Pont-Brassus-Bahn. 

X. Abonnementsbillets im internen Verkehr der Brünigbahn. 

1. Karten auf den Namen des Inhabers lautend für zwölf Hin- 
und Rückfahrten, gültig während drei Monaten, 10% Rabatt 
auf der gewöhnlichen Hin- und Rückfahrtstaxe. 

2. Karten au porteur für zwölf Hin- und Rückfahrten, gültig 
während drei Monaten, 570 Rabatt auf der gewöhnlichen Hin- 
und Rückfahrtstaxe. 

3. Abonnementsbillets auf den Namen lautend und ohne Zeitbe- 
schränkung zu je 250 und 500 Kilometernummern für die 
IL Klasse; Abonnementsbillets auf den Namen lautend und 
ohne Zeitbeschränkung zu je 250, 500 und 1000 Kilometer- 
nummern für die III. Klasse. 

Auf der Strecke Brienz-Alpnachstad 35% Rabatt für 250 
Kilometernummern, 507© Rabatt für 500 und 1000 Kilometer- 
nummern. 
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Schfilenbonnetnents. 

Für 3 Monate 6 Mooate I2 Monate 
Als Taxbildung werden angenomnien 75 Tage 15p Tage 300 Tage 

Der Rabatt wird berechnet auf der 
Summe, die sich aus der Multiplikation der 
gewöhnlichen Retourtaxe mit 75, 150 und 
300 Tagen ergibt imd beträgt: 50% 60®/» 75®/« 

Auf den so erhaltenen aufgerundeten Abonnementstaxen wird noch 
ein Extrarabatt für Schüler von 25* gewährt. 
XI. Abonnementshefte für 24 ein/acßte Fahrten, gültig während drei Monaten, 
im internen Verkehr der Regionalbahn Pruntrut-Bonfol. 

30^,0 Rabatt auf der do{^eIten Grundtaxe einfacher Fahrt. 

Sopin- und Festtagsbillete im internen Verkehr der J ura-Simplonbahn, Brünig- 
bahn, Bulle-Romont'Bahn, Regionalbahn des Traverstales, Freiburg- 
Murten-Bahn und Biere-AppUs-Morges und Apples-F Isle-Beihn und im 
direkten Verkehr dieser Bahnen unter sich. 

30* Rabatt auf der doppelten Taxe einfacher Fahrt (mit Aus- 
nahme der Biere-Apples-Morges und Apples-1'Isle-Bahn, welche 
4070 Rabatt gewährt. 

Plakattarife. 

Sonn' und Fesitagsbillets, gültig för ein Tag zur Hin- und Rückfahrt: 

Taxen der Sonntagsbillets eingerechnet. 
Lustfahrtsbillets, gültig zwei bis drei Tage: 

Doppelte Taxen der kombinierbaren Billets. 
Rtmdfahrtbilleis im internen und direkten Verkehr der J.-S. : 

Für Touren bis 200 km 20 % Rabatt auf den gewöhnlichen 
Taxen einfacher Fahrt. 

Für Touren über 200 km 25^/0 Rabatt auf den gewöhnlichen 
Taxen einfacher Fahrt (Taxen der kombinier baren Billets). 
Kombinierbare Rundreisebillets : 

25 Vo Rabatt auf den gewöhnlichen Taxen einfacher Fahrt för 
die betreffenden Couponstrecken. 



Anhang IL 



Bundesgesetz betreffend das Tarifwesen 
der schweizerischen Bundesbahnen/) 

(Vom 27. Juni 1901.) 

Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft ^ 

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom 17. November 1899; 

in Ausführung des Art. 13, litt. A, Ziffer 3, des Bundesgesetzes betref- 
fend die Erwerbung und den Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung des 
Bundes und die Organisation der Verwaltung der schweizerischen Bundes- 
bahnen vom 15. Oktober 1897, 

beschliesst: 
I. 

Allgemeines. 

Art. I. Für die Erstellung der Tarife der schweizerischen Bundes- 
bahnen sind die Bestimmungen dieses Gesetzes massgebend. 

Art. 2. Die Tarife sind für das gesamte Netz der Bundesbahnen nach 
einheitlichen Grundsätzen zu erstellen. 

Es darf niemandem ein Vorzug in irgend einer Form eingeräumt werden, 
der nicht unter gleichen Umständen allen andern gewährt wird. 

Art. 3. Die allgemeinen Tarifvorschriften, die internen allgemeinen 
Personen- und Gütertarife und die von denselben abweichenden Tarif- 
bestimmungen und Taxgrundlagen für den Verkehr mit dem Ausland, sowie 
jede Änderung an denselben sind vor Inkraftsetzung dem Bundesrat zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Bezüglich aller auf dieser Grundlage erlassenen Tarifmassnahmen, mit 
Inbegriff von Taxermässigungen auf dem Rückvergütungswege, steht dem 



^) A. S. n. F. xviii, S. 790. 
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Bundesrate das Recht der Kontrolle hinsichtlich ihrer gesetzlichen Berech- 
tigung zu. Dieselben sind dem Bundesrate rechtzeitig zur Kenntnis zu 
bringen, welcher von sich aus oder auf Beschwerde der Beteiligten nach 
Anhörung der Bundesbahnverwaltung allfällig erforderliche Abänderungen 
verfügen wird. 

Sämtliche Tarife und Transportbedingungen, jede Änderung an den- 
selben und an den bestehenden Taxen, sowie jede Gewährung von Tax- 
ermässigungen auf dem Rückvergütungswege sind in der Regel mindestens 
14 Tage vor ihrem Inkrafttreten öffentlich bekannt zu machen. 

Die Gewährung von Preisermässigungen gegenüber den öffentlich be- 
kannt gemachten Tarifen oder Taxermässigungen durch Übereinkommen 
oder in anderer Form ist untersagt. 

Jede Taxerhöhung oder Aufhebung von Tarifen ist wenigstens drei 
Monate yor ihrem Inkrafttreten zu veröffentlichen. Diese Frist kann vom 
Bundesrate verkürzt werden, wenn mit Taxerhöhungen zugleich erhebliche 
Taxherabsetzungen eingeführt werden. 

Tarife dürfen nur aufgehoben werden, wenn sie für die Personen 
mindestens drei Monate und für die Güter mindestens ein Jahr bestanden 
haben. Ebenso können bei internationalen Tarifen, wenn deren Erhöhung 
oder Aufhebung nur die Folge einer Änderung der ausländischen Taxanteile 
ist, die in den Absätzen 5 bis und mit 7 dieses Artikels festgesetzten Fristen 
qiit Bewilligung des Bundesrates auf die für die betreffenden ausländischen 
Bahnen geltenden Fristen herabgesetzt werden. 

Wenn Taxen herabgesetzt worden sind, soll diese Herabsetzung für 
die Personen mindestens drei Monate und für die Güter mindestens ein 
Jahr in Krafl bleiben. 

Ausnahmsweise kann mit Bewilligung des Bundesrates die Dauer eines 
Tarifes oder einer Taxherabsetzung bei der Veröffentlichung derselben auf 
eine kürzere Zeit beschränkt werden. 

Die in diesem Artikel festgesetzten Fristen finden keine Anwendung 
auf Vergnügungszüge und auf ausnahmsweise Begünstigung bei besondern 
Anlässen. 

Art. 4. Für die Befbrderung der Brief- und Fahrpost, der Bahnpost- 
wagen und der Beamten der Postverwaltung gelten die Bestimmungen der 
Art. 19 und 21 und für die Befbrderung von Militärpersonen und von Mate- 
rial, welches für den Gebrauch der Militärverwaltung bestimmt ist, die Be- 
stimmungen des Art. 25 des Bundesgesetzes über den Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen vom 23. Dezember 1872. 

IL 

Personen- und Gepäckverkehr. 

Art. 5. Die Beförderung von Personen soll täglich mindestens viermal 
nach beiden Richtungen auf allen Linien des Bundesbahnnetzes und mit 
Anhalten auf allen Stationen erfolgen. 
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Auf Linien, deren Offenhaltung zeitweise gar nicht oder nur mit un- 
verhältnismässigen Kosten möglich wäre, kann der Bundesrat die Ein- 
schränkung des Betriebes oder dessen zeitweise Aufhebung während eines 
Teiles des Jahres bewilligen. 

Art. 6. Die gewöhnlichen Personenzüge, auch wenn ihnen Güterwagen 
beigegeben werden, haben mit einer mittleren Geschwindigkeit von min- 
destens 28 Kilometern in der Stunde zu fahren. Eine geringere Zugs- 
geschwindigkeit darf nur mit Bewilligung des Bundesrates angewendet 
werden. 

Ausser diesen Personenzügen sind, soweit die Verkehrsbedürfnisse es 
erfordern, Züge mit erhöhter Geschwindigkeit, sowie Nachtzüge einzurichten. 

Die in Absatz i vorgeschriebene Zugsgeschwindigkeit gilt nicht für 
Güterzüge mit Personenbefbrderimg und für Bahnstrecken, welche als 
Nebenbahnen betrieben werden. 

Art. 7. Für die gewöhnlichen Personenzüge sind in der Regel nur 
Wagen mit zweiter und dritter Klasse zu verwenden, je nach Bedürfnis 
können auch solche erster Klasse mitgegeben werden. 

Für Schnellzüge sind Wagen mit erster, zweiter und dritter Klasse 
einzustellen. 

Bei Expresszügen kann mit bundesrätlicher Genehmigung die dritte 
und bei besonderen Verhältnissen auch die zweite Klasse ausfallen. 

In Zügen von rein lokaler Bedeutung wird gestattet, ausnahmsweise 
nur Wagen dritter Klasse zu verwenden. 

Es ist dafür zu sorgen, dass alle auf einen Zug mit Personenbeförde- 
rung sich Anmeldenden, wenn immer möglich, durch denselben und zwar 
auf Sitzplätzen befördert werden können. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden keine Anwendung auf Luxuszüge. 

Art. 8. Für die Beförderung von Personen können Taxen bis auf den 
Betrag folgender Ansätze bezogen werden: 

I. Für einfache Fahrten: 

in der ersten Wagenklasse 10,4 Rappen, 
„ „ zweiten „ 7,3 „ 

„ „ dritten „ 5,2 „ 

per Kilometer der Bahnlänge. 

2. Für Hin- und Rückfahrt: 

(mit wenigstens zehntägiger Gültigkeit) 

in der ersten Wagenklasse 15,6 Rappen, 
„ „ zweiten „ 10,0 „ 

^ „ dritten „ 6,5 „ 

per Kilometer der Bahnlänge. 
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Für Bahnstrecken mit starken Steigungen und für Bahnstrecken, bei 
welchen ganz ausnahmsweise Bau- imd Betriebsverhältnisse bestehen, soivie 
fllr die Benützung aussergewöhnlicher Einrichtungen (Schlafwagen, Luxus- 
wagen und dgl), kann vom Bundesrate die Erhebung eines Zuschlages Zu. 
diesen Taxen bewilligt werden. 

Für bereits im Betriebe stehende Bahnstrecken, auf welchen bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Zuschlag nicht gemacht worden ist, darf 
auch künftig ein solcher nicht erhoben werden. 

Für Kinder unter vier Jahren, sofern für solche kein besonderer Sitz- 
platz beansprucht wird, ist keine Taxe, für Kinder zwischen dem vierten 
und dem zurückgelegten zehnten Altersjahre die Hälfte der Taxe in allen 
Wagenklassen zu bezahlen. Mit Zustimmung des Bundesrates kann die 
zur Hälfte der Taxe berechtigende Altersgrenze angemessen ausgedehnt 
werden. 

Art. 9. Für den Abonnementsverkehr mit Einschluss der General- 
abonnemente, der Arbeiterbillete und der Schülerbillete, für den Rundreise- 
verkehr, sowie für Gesellschaften und Schulen sind besondere Ermässi- 
gungen zu gewähren. 

Mit Zustimmung des Bundesrates können Staffeltarife und Kilometer- 
billete eingeführt werden. 

Art. 10. Für die Befbrderung von Armen, welche sich als solche durch 
Zeugnis der zuständigen Behörden ausweisen, ist die halbe Personentaxe 
zu berechnen. Auf Anordnung eidgenössischer oder kantonaler Behörden 
sind auch Arrestanten zu transportieren. 

Ein vom Bundesrate zu genehmigendes Reglement wird für die Armen- 
und Polizeitransporte die näheren Bestimmungen treffen. 

Art. II. Jeder Reisende ist berechtigt, 10 Kilogramm Reisegepäck 
taxfrei zu befördern, sofern es ohne Belästigung der Mitreisenden im 
Personenwagen untergebracht werden kann. 

Für anderes Reisegepäck wird eine Taxe von höchstens 5 Rappen per 
100 Kilogramm und per Kilometer bezogen. 

Für Gepäcksendungen beträgt die Minimaltransporttaxe im internen 
Verkehr höchstens 25 Rappen und im direkten Verkehr höchstens 40 Rp. 

Es ist vorzusorgen, dass Gepäck und ähnliche Güter, auch wenn sie 
ohne Begleitung zur Befbrderung kommen, zu den Taxen für Gepäck auf- 
gegeben werden können (Expressgut). 

Mit Zustimmung des Bundesrates kann für das Reisendengepäck ein 
anderes Abfertigungsverfahren mit einer einheitlichen Taxe eingeführt 
werden. 

Art. 12. Für die Berechnung der Distanzen, des Gewichtes und der 
Taxen finden die Bestimmungen des Art. 23 Anwendung. 
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III. 

Güterverkehr. 

Art 13. Bei der Erstellung der Gütertarife ist im allgemeinen vom 
Gewicht und Umfang der Warensendungen auszugehen, aber, soweit es die 
Bedürfnisse von Industrie, Gewerbe, Handel und Landwirtschaft recht- 
fertigen, auch auf den Wert und die wirtschaftliche Bedeutung der Waren 
Rücksicht zu nehmen. 

Dabei dürfen höchstens folgende Tarifsätze Anwendung finden: 
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Für Eilgut in Wagenladungen darf die Taxe höchstens das doppelte 
der allgemeinen Wagenladungsklassen für Frachtgut betragen. 

Für Bahnstrecken mit starken Steigungen und für Bahnstrecken, bei 
welchen ganz ausnahmsweise Bau- und Betriebsverhältnisse bestehen, kann 
vom Bundesrate die Erhebung eines Zuschlages zu diesen Taxen bewilligt 
werden. 



^) Ay a = Wagenladungen zu 5 Tonnen, By b ^= Wagenladungen zu 10 Tonnen. 
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Für bereits im Betriebe stehende Bahnstrecken, auf welchen bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Zuschlag nicht gemacht worden ist, darf 
auch künftig ein solcher nicht erhoben werden. 

Mit Zustimmung des Bundesrates können Staffeltarife eingeführt werden. 

Für die Beförderung sperriger Güter, sowie explosiver und fener- 
gefährlicher Gegenstände kann mit Bewilligung des Bundesrates ein Tax- 
zuschlag erhoben oder ein höheres als das wirkliche Gewicht berechnet 
werden. 

Die für Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft erforderlichen gering- 
wertigen Rohstoffe sollen am niedrigsten taxiert werden. 

Aft. 14. Neben den Normaltarifen werden, in Berücksichtigung der 
Bedürfnisse von Industrie, Gewerbe, Handel und Land- und Forstwirtschaft, 
die erforderlichen Ausnahmetarife erstellt. 

Bei Erstellung solcher Ausnahmetarife ist besonders darauf Rücksicht 
zu nehmen, dass die ausländische Konkurrenz nicht gegenüber der ein- 
heimischen Produktion begünstigt wird. 

Art. 15. Für den Transitverkehr sind diejenigen Taxermässigungen 
und ausnahmsweisen Tarifbildungen zulässig, welche durch die Konkurrenz 
ausländischer Verkehrswege bedingt sind. Zur Gewinnung und Entwick- 
lung des Transitverkehres können weitergehende Erleichterungen gewährt 
werden; solchen Erleichterungen gegenüber sind aber die erforderlichen 
Tarifmassnahmen zu treffen, damit eine Schädigung der einheimischen 
Produktion vermieden wird. 

■ Art. 16. Für den Transport von Edelmetallen, von barem Geld und 
von Kostbarkeiten mit deklariertem Wert ist fiir Fr. 1000 per Kilometer 
höchstens i Rappen zu erheben. 

Art. 17. Traglasten mit landwirtschaftlichen und einheimischen ge- 
werblichen Erzeugnissen, sowie Handwerkszeug fiir den persönlichen Ge- 
brauch des Aufgebers, welche in Begleitung der Träger, wenn auch in be- 
sonderen Wagen, mit den Personenzügen transportiert und am Bestimmungs- 
ort sofort wieder in Empfang genommen werden, sind, soweit sie das Ge- 
wicht von 25 Kilogramm nicht übersteigen, frachtfrei. Für das Mehrgewicht 
ist die Taxe der Stückgutklasse i des Gütertarifs zu erheben. 

Art. 18. Beim Eintritt von Notständen, insbesondere bei ungewöhn- 
licher Teuerung der Lebens- und Futtermittel, sind fiir den Transport von 
Getreide, Mehl, Hülsenfrüchten, Kartoffeln, Futtermitteln u. s. w. zeitweise 
niedrigere Taxen zu bewilligen, welche vom Bundesrate nach Anhörung 
der Bundesbahnverwaltung festgesetzt werden. 

Art. 19. Für den Transport lebender Tiere mit Güterzügen sind Taxen 
zu beziehen, welche nach Klassen und Transportmengen (Stückzahl, Wagen- 
ladungen) abzustufen sind und den Betrag von 16 Rappen per Stück und 
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Kilometer für die höchste und 2 Rappen flir die niedrigste Klasse nicht 
übersteigen dürfen. Bei Beförderung in Eilfracht kann ein Taxzuschlag bis 
auf 40 °/o erhoben werden. 

Art. 20. Die Minimaltransporttaxe für Gütersendungen und ftir Tier- 
sendungen beträgt im internen und im direkten Verkehr höchstens 40 Rp. 

Art. 21. Die Taxen sind jeweilen nach der billigsten und die Liefer- 
fristen nach der kürzesten Route zu berechnen, und zwar auch dann, wenn 
die billigste, beziehungsweise kürzeste Route nicht ausschliesslich über das 
Netz der Bundesbahnen fuhrt. 

Unter dieser Voraussetzung ist die Verwaltung der Bundesbahnen be- 
fugt, den einzuhaltenden Transportweg, soweit es ihr Netz betrifft, nach 
freier Entschliessung zu bestimmen, vorbehaltlich einer entgegenstehenden 
Routenvorschrifl des Absenders im Frachtbriefe gemäss den Vorschriften 
des Bundesgesetzes betreffend den Transport auf Eisenbahnen und Dampf- 
schiffen vom 29 März 1893. 

Wenn für Transporte von oder nach den Bundesbahnen die kürzeste 
Route ganz oder teilweise über eine nicht zu den Bundesbahnen gehörende 
schweizerische Bahnstrecke führt, so kann, wenn diese geeignete Betriebs- 
verhältnisse und ein gleichartiges Tarifsystem hat, über dieselbe die Bil- 
dung direkter Tarife und eine billige Teilung des Verkehrs beansprucht 
werden, letztere soweit dadurch wichtige Interessen der Bundesbahnen nicht 
verletzt werden. Die Distanzen berechnen sich hierbei nach den wirklichen 
Entfernungen, mit Ausnahme von Bahnstrecken, für welche erhöhte Taxen 
erhoben werden; für solche Strecken kommt ein entsprechender Distanz- 
zuschlag in Ansatz. 

Die vor dem i. Juli 1901 bestehenden Vereinbarungen betreffend 
Teilung des Verkehrs dürfen für die nicht den Bundesbahnen angehörenden 
schweizerischen Bahnstrecken unter gleichbleibenden Verhältnissen nicht 
ungünstiger gestaltet werden. 

Kann über die Teilung des Verkehrs im einzelnen Falle eine Verstän- 
digung nicht erzielt werden, so entscheidet der Bundesrat unter Vorbehalt 
des Rekurses an die Bundesversammlung. 

Art. 22. Die vorstehenden Taxbestimmungen beschlagen bloss den 
Transport von Station zu Station. Die Waren sind von den Aufgebern auf 
die Stationsverladplätze aufzuliefern und vom Adressaten auf der Bestim- 
mungsstation abzuholen. 

Auf den Hauptstationen hat jedoch die Bahnverwaltung Einrichtungen 
für das Abholen und die Ablieferung der Güter im Domizil des Aufgebers, 
bezw. des Adressaten zu treffen (Camionnagedienst). 

Soweit nicht im Transportreglemente Ausnahmen vorgesehen sind, 
wird das Aufladen der Güter in die Bahnwagen und das Ausladen aus 
denselben bei den Eil- und Stückgutsendungen, sowie bei den Sendungen 



— 136 — 

zu den allgemeinen Wagenladungstaxen von der Bahnverwaltung besorgt, 
und es darf eine besondere Taxe hierfür nicht bezogen werden. Die übrigen 
Güter, sowie die lebenden Tiere sind seitens der Versender und Empfänger 
auf die Bahnwagen aufzuladen oder von denselben abzuladen. Werden 
diese Leistungen vom Versender oder Empfänger der Bahn übertragen 
und von derselben übernommen, so sind die dafür bestimmten Gebühren 
zu entrichten. 

Art. 23. Bei Festsetzung der Taxen werden Bruchteile eines Kilometers 
für einen ganzen Kilometer gerechnet. 

Bezüglich des Gewichtes werden Sendungen in Eilfracht und in gewöhn- 
licher Fracht bis auf 20 kg für volle 20 kg gerechnet und Gepäcksendimgen 
bis auf 10 kg für volle 10 kg; das Mehrgewicht wird nach Einheiten von 
je IG kg berechnet, wobei jeder Bruchteil von 10 kg für eine ganze Ein- 
heit gilt. 

Bei Geld- und Wertsendungen werden Bruchteile von Fr. 500 als volle 
Fr. 500 gerechnet. 

Wenn die genaue Ziffer der gemäss diesen Vorschriften berechneten 
Taxe nicht ohne Rest durch 5 teilbar ist, so wird dieselbe auf die nächst- 
höhere durch 5 teilbare Zahl aufgerundet, insofern der Rest mindestens 
einen Rappen beträgt. 

IV. 
Übergangsbestimmung. 

Art. 24. Die Tarife der Bundesbahnen sind tunlichst bald gemäss den 
Bestimmungen dieses Gesetzes zu erstellen. 

So lange sie nicht erstellt sind, behalten die bestehenden Tarife Gültigkeit. 



Art. 25. Der Bundesrat ist beauftragt, auf Grundlage der Bestimmungen 
des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874 betreffend die Volksabstimmung 
über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse die Bekanntmachung dieses 
Gesetzes zu veranstalten und den Beginn der Wirksamkeit desselben fest- 
zusetzen. 

Also beschlossen vom Ständerate, 

Bern, den 26. Juni 1901. 

Der Präsident: Karl Reichlin. 

Der Protokollführer: Schatsmann. 



Also beschlossen vom Nationalrate, 
Bern, den 27. Juni 1901. 



Der Präsident: Gustav Ador. 
Der Protokollführer: Ringier. 
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Der schweizerische Bundesrat beschliesst : 

Das vorstehende, unterm lo. Juli 1901 öifentlich bekannt gemachte 
Bundesgesetz *) ist in die eidgenössische Gesetzsammlung aufzunehmen und 
tritt sofort in Kraft. 

Bern, den 11. Oktober 1901. 

Im Namen des schweizerischen Bundesrates, 

Für den Bundespräsidenten: 

Deucher. 

Der Kanzler der Eidgenossenschaft: 
Ringier. 
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*) Siehe Bundesblatt vom Jahr 1901, Bd. III, Seite 925. 
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